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(Berichtszeitraum April 1982 bis September 1982 im Anschluß an den Bericht bis März 1982 
— Drucksache 9/1625) 

Deutsche Europapolitik 

Zusammenfassende Würdigung 

Der Berichtszeitraum umfaßt die letzten Monate un-
ter belgischer Präsidentschaft (Ratspräsident Tin-
demans) und die ersten drei Monate unter dänischer 
Präsidentschaft (Ratspräsident zunächst Olesen, 
dann Ellemann-Jensen). 

Für die Bundesregierung bleibt die Mitgliedschaft in 
der Europäischen Gemeinschaft — neben der Mit-
gliedschaft im westlichen Verteidigungsbündnis der 
NATO — Eckpfeiler ihrer Außenpolitik. Ein wesent-
liches Element der europäischen Zusammenarbeit 
bilden die bilateralen Beziehungen mit den EG-Part-
nern, wobei auch im Berichtszeitraum der deutsch-
französischen Zusammenarbeit besondere Bedeu-
tung zukam. Auf dieser Basis setzte die Bundesre-
gierung ihre Politik zur Erhaltung und zum Ausbau 
der Europäischen Gemeinschaft fort. 

Auch unter allgemein schwierigeren Bedingungen 
konnten Fortschritte bei der europäischen Integra-
tion und der Verwirklichung der europapolitischen 
Zielsetzungen der Bundesregierung erreicht wer-
den. Die Gemeinschaft hat gegenüber besonderen 
Herausforderungen ihre Funktionsfähigkeit bewie-
sen, wobei auch im institutionellen Bereich eine 
Fortentwicklung zu verzeichnen war. Weitere An-
strengungen zur Anpassung und zur Konsolidierung 

des in der Gemeinschaft erreichten Integrations-
standes sind jedoch notwendig. 

Eine positive Entwicklung gab es vor allem im Haus-
haltsbereich, wo mit einer gemeinsamen Erklärung 
von EP, Rat und Kommission zur Verbesserung des 
Haushaltsverfahrens Einigkeit über einige strittige 
Fragen erreicht und so der Streit über den Haushalt 
1982 beendet werden konnte, bei den Beitrittsver-
handlungen mit Portugal und Spanien und der wei-
teren Eingliederung Griechenlands in die Gemein-
schaft. Andererseits hat die dänische Regierung im 
Rat am 25. Mai 1982 förmlich die Beendigung der 
grönländischen EG-Zugehörigkeit beantragt. 

Im Rahmen der Diskussion des Mandats vom 
30. Mai 1980 erzielten die Außenminister grundsätz-
liches Einvernehmen über die Entlastung Großbri-
tanniens für 1982 und einen — wegen der bereits ho-
hen deutschen Finanzlast — unterproportionalen 
deutschen Beitrag an dieser Entlastung. 

Nach 16jähriger Konsenspraxis wurden die Agrar-
preise 1982/83 im Rat erstmals wieder mit Mehrheit 
verabschiedet. 

Das äußere Bild der Gemeinschaft bleibt weiter da-
durch geprägt, daß sie der mit Abstand größte Welt-
handelspartner und — zusammen mit den Mitglied-
staaten — der größte Geber von Entwicklungshilfe 
ist. Bei einigen der mit zahlreichen Ländern ge-
schlossenen Assoziierungs-, Handels- und Koopera-
tionsabkommen standen die Finanzprotokolle im 
Berichtszeitraum zur Verlängerung an. Mit mittler- 
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weile 63 Entwicklungsländern Afrikas, der Karibik 
und des Pazifik ist sie im Lomé-Abkommen partner-
schaftlich verbunden, das als beispielhaft und rich-
tungweisend für die Nord-Süd-Beziehungen gilt. We-
gen der Bedeutung der Gemeinschaft für die Welt-
wirtschaft ist es wichtig, daß die zehn Mitgliedstaa-
ten ihre Interessen in weltpolitischen Fragen in 
wachsendem Maße gemeinsam vertreten und ent-
sprechenden Einfluß ausüben. Die Gemeinschaft ist 
nicht nur zu einem Faktor des Friedens, der Stabili-
tät und des wirtschaftlichen und sozialen Fort-
schritts in Europa geworden, sondern auch zu einer 
friedenserhaltenden Kraft in der Welt. 

Im Falkland/Malvinen-Konflikt, der unmittelbar ein 
der Gemeinschaft vertraglich verbundenes, über-
seeisches Gebiet betraf, bewies diese ihre Hand-
lungsfähigkeit und ergriff die angemessenen han-
delspolitischen Maßnahmen, die sie nach Erreichen 
ihres Zwecks in rascher und flexibler Weise wieder 
zurücknehmen konnte. 

In der Überzeugung, daß wirtschaftliche und politi-
sche Fortentwicklung der Gemeinschaft in einer en-
gen wechselseitigen Beziehung stehen, setzte die 
Bundesregierung intensiv ihre Bemühungen in 
Richtung auf die schrittweise Herstellung der politi-
schen Union Europas fort. Die Beratungen über den 
Text der Europäischen Akte befinden sich in einem 
fortgeschrittenen Stadium. Sie umfaßt jetzt neben 
Elementen einer engeren Europäischen Politischen 
Zusammenarbeit (EPZ) und der institutionellen Zu-
sammenführung der Strukturen von EPZ und Ge-
meinschaft auch einen in den Text inkorporierten 
Wirtschaftsteil, der den Stand der innergemein-
schaftlichen Mandatsdiskussion über die Restruktu-
rierung der Gemeinschaftspolitiken wiedergibt. 

Die wichtigsten Entwicklungen im Berichtszeit-
raum werden im folgenden zusammenfassend dar-
gestellt. Die Einzelheiten werden in dem angeführ-
ten besonderen Teil aufgeführt; auf sie wird bei den 
einzelnen Bereichen durch Ziffern verwiesen. 

Instutioneller Ausbau 

Der Konflikt zwischen Rat und Europäischem Parla-
ment über die Abgrenzung der jeweiligen Befug-
nisse im Haushaltsverfahren konnte durch Einigung 
auf eine — politisch bindende — „Gemeinsame Er-
klärung" am 30. Juni 1982 erfolgreich beigelegt wer-
den. Damit ist durch eine Interorganvereinbarung 
zwischen Rat, Europäischem Parlament und Kom-
mission (sog. Trilog) eine wichtige Klärung in der Fi-
nanzverfassung der Gemeinschaft erreicht wor-
den. 

Die Bundesregierung sieht in der erzielten Einigung 
über die Regeln des Haushaltsverfahrens und der 
Haushaltsbestimmungen die Chance, die Zusam-
menarbeit zwischen den Gemeinschaftsorganen im 
Haushaltsbereich wirksamer zu gestalten. Der er-
folgreiche Abschluß des Haushaltstrilogs dokumen-
tiert zugleich eine auch in schwierigen Zeiten mögli-
che konstruktive Zusammenarbeit in der Gemein-
schaft (Ziffern 1 bis 3, 10). 

Die Konferenz der Vertreter der Regierungen der 
Mitgliedstaaten ernannte im Juli 1982 im Rahmen 
einer partiellen Neubesetzung sechs Richter beim 
Europäischen Gerichtshof für die Zeit von Oktober 
1982 bis Oktober 1988. Der Bundesrepublik Deutsch-
land fiel die Besetzung der 11. Richterstelle zu, so 
daß sie erstmals zwei Richterstellen innehat (Ziffern 
4 und 5). 

Innerer Ausbau 

Im Bereich des inneren Ausbaus der Gemeinschaft 
stand die Diskussion über das Mandat vom 30. Mai 
1980 im Vordergrund, zu dem die Kommission im 
Juni 1981 einen Bericht vorgelegt hatte. Die Kernfra-
gen des Mandats vom 30. Mai 1980 beziehen sich auf 
die angemessene Verteilung der Belastung der Mit-
gliedstaaten durch den Ressourcentransfer über den 
EG-Haushalt und auf die bessere Ausgewogenheit 
zwischen Struktur- und Agrarausgaben im EG-
Haushalt. 

Nach überaus schwierigen Verhandlungen ist im 
Mai 1982 eine Grundsatzeinigung zustande gekom-
men. Für das Jahr 1982 erhält danach Großbritan-
nien aus dem EG-Haushalt eine Nettoentlastung von 
850 Mio. ECU. Von den übrigen Mitgliedstaaten ist 
gleichzeitig anerkannt worden, daß sich die Bundes-
republik Deutschland wegen ihrer bereits sehr ho-
hen Finanzbelastung nur mit 50 v. H. ihres üblichen 
Haushaltsbeitrages an der Entlastung für Großbri-
tannien beteiligt. In weiteren Verhandlungen wird 
diese Einjahresregelung konkretisiert und durch 
eine Anschlußregelung für 1983 und später ergänzt 
werden; die Bundesregierung wird dabei weiterhin 
auf einer unterproportionalen Beteiligung an Aus-
gleichsleistungen für Großbritannien bestehen. 

Die Kommission suchte in ihrem Vorentwurf für den 
Haushalt 1983, Zwischenergebnisse der bisherigen 
Diskussion über das Mandat vom 30. Mai 1980 zu 
verwirklichen, indem sie sich um eine bessere Aus-
gewogenheit zwischen der Gemeinsamen Agrarpoli-
tik und den übrigen Gemeinschaftspolitiken be-
mühte und namentlich den Anstieg der Agrarmarkt-
ausgaben unterhalb der Steigerungsrate der eige-
nen Einnahmen hielt. 

Der Rat behandelte den Vorentwurf 1983 Ende Juli 
1982 in erster Lesung und setzte dabei einen 
Schwerpunkt beim Sozial- und Regionalfonds, ins-
besondere zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in 
der Gemeinschaft (Ziffern 11 und 12). 

Der Rat verabschiedete am 18. Mai 1982 die Agrar-
preise für das Wirtschaftsjahr 1982/83 mit Mehrheit. 
Nach schwierigen Verhandlungen hatte zuletzt nur 
noch Großbritannien vor allem wegen der noch un-
gelösten Frage seines Haushaltsausgleichs die Zu-
stimmung zum Preispaket verweigert, wobei sich 
Großbritannien auf den „Luxemburger Dissens" 
vom 29. Januar 1966 berief. 

Außer Großbritannien, Dänemark und Griechen-
land waren jedoch bei der diesjährigen Preisrunde 
alle übrigen Mitgliedstaaten der Auffassung, daß die 
Voraussetzungen für eine Mehrheitsentscheidung 
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gegeben seien. Ihre Stimmenzahl reichte aus, um die 
einzelnen Rechtsverordnungen des Preispakets mit 
der im EWG-Vertrag vorgesehenen qualifizierten 
Mehrheit anzunehmen. 

Mit den Preisbeschlüssen wurden die Marktord-
nungspreise um durchschnittlich 10,6 v. H. erhöht. 
Nach Abbau des deutschen Grenzausgleichs um 
2,9 v. H. bedeutete dies eine Anhebung der Preise in 
DM um ca. 7 v. H. 

Zur Finanzierung hat die Kommission bestätigt, daß 
das Preispaket 1982 ohne Nachtragshaushalt und 
1983 im Rahmen der 1 v. H.-Mehrwertsteuer-Eigen-
mittel-Grenze finanzierbar sei. Die Kosten des 
Preisbeschlusses für den Haushalt 1982 werden auf 
770 Mio. ECU (1,82 Mrd. DM) und für 12 Monate auf 
1,45 Mrd. ECU (3,42 Mrd. DM) geschätzt (1 ECU = ca. 
2,36 DM) (Ziffer 24). 

Im Sinne einer schrittweisen Anpassung der Ge-
meinsamen Agrarpolitik wurde die Erzeugermitver-
antwortung durch die Festsetzung von Garantie-
schwellen bei Getreide, Raps und Obst- und Gemü-
severarbeitungsprodukten neu eingeführt oder aus-
gebaut. Die Mitverantwortungsabgabe auf Milch 
wurde unter Verringerung von 2,5 v. H. auf 2 v. H. 
und unter Einführung gewisser indirekter Erleichte-
rungen für kleine Erzeuger beibehalten. Falls die 
Milchproduktion 1982 um mehr als 0,5 v. H. gegen-
über 1981 steigt, wird der Rat auf Vorschlag der 
Kommission die zum Ausgleich der zusätzlichen Ko-
sten geeigneten Maßnahmen beschließen. 

Die Anpassung der Marktordnungen für Mittel-
meerprodukte wurde im Grundsatz nur bei Wein be-
schlossen. Die entsprechende Verordnung, die zu-
sätzliche Destillationsmaßnahmen vorsieht, konnte 
allerdings wegen der schwierigen Einigung über De-
tailfragen erst im Juli 1982 verabschiedet werden. 
Bei dieser Entscheidung wurde die Bundesregie-
rung, die Bedenken gegen die haushaltsmäßige 
Nachbesserung der Preisbeschlüsse vortrug, von 
den anderen Mitgliedstaaten überstimmt. Die Bera-
tungen über die Anpassungen der Marktordnungen 
für Olivenöl und Obst/Gemüse dauern an. Sie sind 
für den Fortschritt der Beitrittsverhandlungen mit 
Spanien und Portugal von Bedeutung (Ziffern 25 
bis 37). 

Trotz intensiver Bemühungen der Bundesregierung 
um die Verabschiedung einer gemeinsamen Fische-
reipolitik konnten die Verhandlungen noch nicht 
abgeschlossen werden. Eine Einigung würde der 
deutschen Hochseefischerei endlich längerfristig 
gesicherte Fangmöglichkeiten verschaffen. 

Die Gemeinschaft steht unter Zeitdruck, da zum 
Jahresende die Übergangsregelungen zugunsten 
von Großbritannien, Irland und Dänemark auslau-
fen. Außerdem dulden gemeinschaftliche Maßnah-
men zur Erhaltung der Fischbestände und zum 
Schutz vor Überfischung keinen Aufschub. Bis-
her konnte lediglich die Verordnung über Kontroll-
maßnahmen verabschiedet werden. Offenbleiben 
Grundverordnungen, Strukturmaßnahmen und vor 
allem eine Einigung über die Fangquoten der Mit-
gliedstaaten. Einen wichtigen Schritt in Richtung 
auf eine Gesamteinigung erbrachte die bilaterale 

Zugangsregelung zwischen Großbritannien und 
Frankreich (Ziffern 38 und 39). 

Der Binnenhandel zwischen den EG-Mitgliedern 
war auch in den letzten Monaten nicht frei von Stö-
rungen. Die Bundesregierung unterstützt die Euro-
päische Kommission nachhaltig in ihren Bemühun-
gen, einen freien und von Wettbewerbsverzerrungen 
unbehinderten Warenverkehr zwischen den Mit-
gliedstaaten zu gewährleisten (Ziffern 62 und 63). 

Im Bereich der Rechtsangleichung wurden Fort-
schritte insbesondere in den Bereichen des Lebens-
mittelrechts und des Futtermittelrechts erzielt. Da-
gegen werden Fortschritte bei der Beseitigung tech-
nischer Handelshemmnisse weiterhin erheblich ver-
zögert durch einen Dissens der MS über die Behand-
lung von Erzeugnissen aus Drittstaaten (Ziffern 71 
bis 83). 

Vor dem Hintergrund der anhaltenden — in den ein-
zelnen Mitgliedstaaten allerdings unterschiedlich 
ausgeprägten — wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
in der Gemeinschaft konzentrierte sich das Inter-
esse im wirtschaftspolitischen Bereich weiterhin auf 
die Möglichkeiten gemeinsamer Anstrengungen zur 
Überwindung der Stagnation. Dieser Frage war vor 
allem auch die Aussprache des Europäischen Rats 
am 28./29. Juni 1982 gewidmet. In Fortsetzung seiner 
bereits im März festgestellten Grundlinie wurde be-
schlossen, die Bemühungen um eine Förderung der 
Investitionstätigkeit, eine verstärkte wirtschaftliche 
Konvergenz und um die Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit, insbesondere der Jugendarbeitslosigkeit, zu 
intensivieren. Rat und Kommission wurden mit der 
Ausarbeitung konkreter Vorschläge beauftragt. Die 
Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, bei der Festle-
gung ihrer Wirtschafts- und Haushaltspolitik der 
vorrangigen Förderung der Investitionen Rechnung 
zu tragen (Ziffern 6 bis 8). 

In der Sozialpolitik faßte der Ministerrat am 27. Mai 
1982 eine Entschließung über eine Gemeinschafts-
aktion zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Sie 
stellt einen wichtigen Schritt zu einem abgestimm-
ten Vorgehen in der Gemeinschaft dar. Der Rat be-
fürwortete eine Empfehlung zur schrittweisen Ein-
führung der flexiblen Altersgrenze in die Altersver-
sorgungssysteme der einzelnen Mitgliedstaaten und 
bekräftigte seine Entschlossenheit zur Fortsetzung 
und Intensivierung aller Anstrengungen zur Ver-
wirklichung der Chancengleichheit der Frauen. Ein 
wesentlicher Fortschritt auf dem Wege der Harmo-
nisierung der Arbeitsschutzbestimmungen ist die 
vom Rat verabschiedete Entschließung zum Schutz 
der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch metalli-
sches Blei und seine Ionenverbindungen am Ar-
beitsplatz (Ziffern 52 bis 56). 

Im Europäischen Währungssystem (EWS) kam es 
am 12. Juni 1982 zu einer erneuten Anpassung der 
Leitkurse. DM und hfl wurden gegenüber dem FF 
um 10 v. H., gegenüber der Lira um 7 v. H. und ge-
genüber den anderen EWS-Währungen um 4,25 v. H. 
aufgewertet. Die Anpassung der Leitkurse stand in 
Verbindung mit französischen und italienischen 
Maßnahmen zur Sanierung der öffentlichen Finan-
zen und der allgemeinen Wirtschaftslage. Das EWS 
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hat bei dieser Gelegenheit erneut seine Funktionsfä-
higkeit unter Beweis gestellt (Ziffer 4). 

Im industriellen Bereich standen weiterhin struktu-
relle Probleme im Vordergrund, insbesondere in der 
Stahlindustrie. Der Rat beschloß am 8. Juni 1982 
eine Verlängerung der Produktionsquotenregelung 
gemäß Artikel 58 EGKS-Vertrag für ein weiteres 
Jahr. Besondere Probleme ergaben sich bei der 
Stahlausfuhr der Gemeinschaft nach den USA. Sie 
führten, nachdem das amerikanische Handelsmini-
sterium aufgrund entsprechender Anträge amerika-
nischer Stahlunternehmen vorläufige Ausgleichs-
zölle gegen europäische Stahlimporteure festgesetzt 
hatte, zur Aufnahme von Verhandlungen über 
eine Selbstbeschränkungsvereinbarung. Hierüber 
konnte am 5. August 1982 zwischen der Kommission 
und dem amerikanischen Handelsministerium eine 
grundsätzliche Einigung erzielt werden. In der Ge-
meinschaft sind die Durchführungsmodalitäten und 
die von den USA geforderte Regelung für Röhrenex-
porte der EG noch offen (Ziffern 66 bis 69, 84). 

Im Bereich der gemeinsamen Energiepolitik bekräf-
tigte der Rat seine Absicht, auch angesichts der ein-
getretenen Entspannung der allgemeinen Versor-
gungslage die auf Energieeinsparung und Ölsubsti-
tution gerichteten Bemühungen fortzusetzen. Er 
verabschiedete eine Empfehlung über nationale 
Maßnahmen zur Verbesserung des investitionspoli-
tischen Umfelds bei der Energieverwendung und 
würdigte die Rolle der Kernenergie im Rahmen der 
Energiestrategie der Gemeinschaft. Die Beratungen 
über die künftige Gestaltung der Kohlepolitik wur-
den fortgesetzt. Ein von der Kommission vorgelegter 
Bericht über bisherige Ergebnisse der finanziellen 
Unterstützung von Demonstrationsvorhaben zur 
Energieeinsparung und Nutzung alternativer Ener-
giequellen bildete die Grundlage für Erörterungen 
über das weitere Vorgehen in diesem Bereich (Zif-
fern 40 und 41). 

In der gemeinsamen Verkehrspolitik führte die 
Ratstagung am 10. Juni 1982 zu einer Reihe von Be-
schlüssen, die in einzelnen Bereichen gewisse Fort-
schritte brachten. Hervorzuheben sind die Richtli-
nien über technische Vorschriften für Binnenschif-
fe, über Maßnahmen zur Förderung des kombinier-
ten Verkehrs, zur Regelung der Sommerzeit 1983 bis 
1985, die Änderungsrichtlinie zur Verringerung der 
Schallemission von Unterschallflugzeugen sowie die 
Entscheidung über die Preisbildung im grenzüber-
schreitenden Eisenbahngüterverkehr. Auf Vor-
schlag der deutschen Delegation beauftragte der Rat 
die Kommission, ein Versuchsprogramm für Infra-
strukturvorhaben für einen Zeitraum von drei bis 
fünf Jahren zu erstellen (Ziffern 43 bis 47). 

Auf der Ratstagung am 24. Juni 1982 konnten einige 
wichtige Fortschritte in der europäischen Umwelt-
politik erzielt werden. Verabschiedet wurden die 
„Seveso"-Richtlinie über Maßnahmen bei schweren 
chemischen Unfällen, die Verordnung über die An-
wendung des Washingtoner Übereinkommens über 
den internationalen Handel mit gefährdeten Arten 
freilebender Tiere und Pflanzen, eine Richtlinie 
über Qualitätsnormen für Blei in der Luft und eine 
Richtlinie über die Überwachung von Ableitungen 

aus der Titandioxid-Produktion (Dünnsäure). Über 
die weitere Behandlung des Kommissions-Entwurfs 
des Dritten Aktionsprogramms Umwelt (1982 bis 
1986) faßte der Rat eine Resolution. Das Programm 
soll unter Berücksichtigung von Ergänzungsvor-
schlägen des Europäischen Parlaments bis Ende 
1982 beschossen werden (Ziffern 57 bis 59). 

Im Mittelpunkt der Beratungen der EG-Bildungs-
minister am 24. Mai 1982 standen Fragen der Bil-
dung und Ausbildung im Rahmen der Beschäfti-
gungslage, vor allem auch der Jugendarbeitslosig-
keit. Es wurde eine Entschließung des Rats und der 
im Rat vereinigten Minister für Bildungswesen ver-
abschiedet, die weitere Maßnahmen zur besseren 
Vorbereitung der Jugendlichen auf den Beruf und 
zur Erleichterung ihres Übergangs von der Schule 
zum Berufsleben vorsieht (Ziffer 60). 

Das innergemeinschaftliche Zustimmungsverfah-
ren zum Gründungsabkommen der Europäischen 
Stiftung wurde eingeleitet. Da die Tätigkeiten der 
Stiftung die Zuständigkeitsbereiche der Bundeslän-
der berühren, wurden diese gemäß „Lindauer Ab-
sprache" bereits an den Vorarbeiten zu dem Grün-
dungsabkommen beteiligt. Die meisten Länder ha-
ben inzwischen ihre Zustimmung mitgeteilt. 

Der bei Unterzeichnung des Gründungsabkommens 
eingesetzte vorbereitende Ausschuß hat inzwischen 
die Arbeit aufgenommen. Er hat die Aufgabe, techni-
sche und administrative Vorfragen zu klären, damit 
die Stiftung unmittelbar nach Konstituierung ihre 
Arbeit aufnehmen kann. 

Beitritt neuer Mitglieder 

Unter der belgischen Präsidentschaft gelang eine 
spürbare Beschleunigung der Beitrittsverhandlun-
gen mit Portugal und Spanien. Mehrere — im Falle 
Portugal auch zentrale — Kapitel konnten endgültig 
verabschiedet werden; darüber hinaus wurden in 
den Industriekapiteln auf den Ministerkonferenzen 
mit Spanien und Portugal am 21./22. Juni 1982 sowie 
erneut mit Portugal am 21. September 1982 beachtli-
che Fortschritte erzielt. In den problematischen Be-
reichen Landwirtschaft und Fischerei stehen die De-
tailverhandlungen dagegen noch aus. Ihr Erfolg 
hängt nach wie vor vom Ergebnis der Diskussion 
über die Anpassung der Gemeinsamen Agrarpolitik, 
insbesondere bei Mittelmeerprodukten ab. 

Angesichts dieser Schwierigkeit hat der Europäi-
sche Rat vom 28. /29. Juni 1982 — auf französischen 
Wunsch — die Kommission mit der Aufstellung ei-
nes Katalogs der zu erwartenden Beitrittsprobleme 
beauftragt. Er hat dabei allerdings ausdrücklich auf 
seine Erklärung vom 26./27. November 1981 (Be-
kenntnis zur politischen Verpflichtung der Gemein-
schaft und Entschlossenheit zu laufenden Verhand-
lungsfortschritten) Bezug genommen. In ihrer Stel-
lungnahme zur Umfrage des Präsidenten der Kom-
mission in Ausführung des ER-Auftrags hat sich die 
Bundesregierung bemüht, die auf die Bundesrepu-
blik Deutschland mit der Süderweiterung zukom-
menden Probleme und deren Lösung in den Gesamt- 
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zusammenhang des vor allem politischen Interesses 
an einem baldigen erfolgreichen Abschluß der Bei-
trittsverhandlungen zu stellen. 

Der Bundeskanzler hat diese Haltung der Bundesre-
gierung auch in Gesprächen mit PM Balsemao (4. bis 
6. Mai 1982 in Bonn) und mit dem spanischen König 
(Besuch vom 20. bis 21. Mai 1982 in Aachen, Bonn 
und Hamburg) deutlich gemacht. 

Im Rahmen der EPZ wurden die ersten Konsultatio-
nen mit dem spanischen und dem portugiesischen 
AM durchgeführt. Sie stellen einen wesentlichen 
Beitrag zur Vorbereitung des Beitritts in dem wichti-
gen Bereich der außenpolitischen Zusammenarbeit 
der EG-Mitgliedstaaten dar (Ziffer 94). 

Außenbeziehungen 

In Rahmen des Abkommens von Lomé konnten auf 
dem diesjährigen AKP-EWG-Ministerrat in Libre-
ville (Gabun) am 13./14. Mai 1982 die Beziehungen 
der Gemeinschaft zu den inzwischen 63 unabhängi-
gen Staaten Afrikas, der Karibik und des Pazifik 
weiterhin vertieft und ausgebaut werden. Kern-
punkte der Erörterungen in Libreville bildeten das 
STABEX-System, insbesondere das Problem der un-
zureichenden Mittel für das Anwendungsjahr 1981, 
das Zuckerprotokoll sowie allgemeine Fragen der fi-
nanziellen und technischen Zusammenarbeit. Trotz 
der angespannten Haushaltslage in der EG und in 
den einzelnen Mitgliedstaaten konnte die Gemein-
schaft durch eine einmalige Mittelaufstockung des 
STABEX-Fonds für 1981 erneut ihre Solidarität mit 
den AKP-Staaten beweisen. 

Belize und Simbabwe sind mit Wirkung vom 1. Juli 
1982 in das AKP-EG-Zuckerprotokoll aufgenommen. 
Belize erhält eine jährliche Quote von 39 400 t, Sim-
babwe von 25 000 t (Ziffern 102 bis 104). 

Im Rahmen der globalen Mittelmeerpolitik der Ge-
meinschaft wurden die Verhandlungen über die Er-
neuerung der Finanzprotokolle mit den Maghreb-
und Mashrekstaaten sowie Israel erfolgreich abge-
schlossen. Die Abkommen sind inzwischen — mit ei-
ner Ausnahme — auch unterzeichnet. 

Im Hinblick auf die möglichen Folgen des Beitritts 
von Portugal und Spanien für die südlichen und öst-
lichen Mittelmeeranrainer legte die Kommission am 
24. Juni 1982 eine Mitteilung an den Rat über die 
Durchführung einer Mittelmeerpolitik der Erweiter-
ten Gemeinschaft vor, die eine Problemanalyse ent-
hält und erste Lösungsansätze aufzeigt. 

In der Assoziation EG-Türkei, deren Fortentwick-
lung die Bundesregierung unverändert erhebliche 
Bedeutung beimißt, blieben die beiden großen Fra-
genbereiche der Regelung der Freizügigkeit von Ar-
beitnehmern und der Wiederaufnahme der Finanz-
hilfe weiter offen. Zusätzlichen Belastungen im 
Handelsbereich konnte teils einvernehmlich, teils 
nur im Wege autonomer Schutzmaßnahmen der Ge-
meinschaft begegnet werden (Ziffern 97 bis 101). 

Im Rahmen der Entwicklungspolitik der Gemein

-

schaft bildete die Konkretisierung des vom Rat im 

November 1981 verabschiedeten Aktionsplanes zur 
Bekämpfung des Hungers in der Welt ein Schwer-
punktthema. Zur Durchführung nationaler Ernäh-
rungsstrategien wurden für eine erste Phase Mali, 
Kenia und Sambia ausgewählt. Die beschlossene 
Sondernahrungsmittelhilfe für die ärmsten Länder 
in Höhe von 40 Mio. ECU (94,4 Mio. DM) wurde in-
zwischen abgeschlossen. 

Am 26. April 1982 wurde das Nahrungsmittelhilfe-
Programm 1982 der EG beschlossen. Die Bemühun-
gen um eine einheitliche Position der EG und ihrer 
Mitgliedstaaten bei Beratungen auf dem Gebiet Er-
nährungssicherung und Nahrungsmittelhilfe wur-
den erfolgreich fortgesetzt (Ziffern 112 bis 114). 

In der Handelspolitik setzt sich die Bundesregie-
rung innerhalb der Gemeinschaft weiterhin mit 
Nachdruck für ein offenes, auf internationalen Wett-
bewerb angelegtes Handelssystem auf der Basis des 
GATT ein. Der Weltwirtschaftsgipfel von Versailles 
(4. bis 6. Juni 1982), auf dem die EG durch den Präsi-
denten der Kommission und den belgischen PM als 
Präsidenten des Rates vertreten war, hat diese Prin-
zipien bekräftigt und Protektionismus und handels-
verzerrenden Praktiken eine Absage erteilt. Zu-
gleich hat er sich für eine Stärkung des GA TT  ausge-
sprochen. Die Gemeinschaft begrüßt die im Novem-
ber 1982 stattfindende GATT-Ministerkonferenz 
und hat sie im Ausschuß für die allgemeine Handels-
politik intensiv vorbereitet. Sie erwartet von ihr eine 
Umsetzung der Ergebnisse der Tokyo-Runde und 
eine Auseinandersetzung mit aktuellen Problemen 
des Welthandels. Der Stellung der Entwicklungslän-
der im Welthandel und der Festlegung genereller 
Prioritäten für das GATT-Arbeitsprogramm der 80er 
Jahre kommt dabei besondere Bedeutung zu. 

Die Gemeinschaft hatte ihre weitere Mitgliedschaft 
im erneuten Welttextilabkommen davon abhängig 
gemacht, daß es gelänge, unter seinem Dach Folge-
abkommen zu ca. 30 bis Jahresende auslaufenden bi-
lateralen Selbstbeschränkungsabkommen auszu-
handeln. Bis zur Sommerpause haben die im Mai be-
gonnenen Verhandlungen zur Paraphierung von 14 
neuen Abkommen geführt. Mit den dominierenden 
Lieferländern (Korea, Taiwan, Hongkong, Macao) 
und einer Reihe weiterer Staaten konnten Fort-
schritte bisher noch nicht erreicht werden. Die Ver-
handlungen müssen bis Jahresende abgeschlossen 
sein (Ziffern 84 bis 90). 

Mit der Verabschiedung des EG-Zollpräferenzsche-
mas 1982 ist der Marktzugang für Entwicklungslän-
der weiter verbessert worden. Die Zollkontingente 
und -plafonds wurden durchschnittlich um 10 v. H. 
erhöht, die Präferenzvorteile vor allem für die ärm-
sten Entwicklungsländer im Agrarbereich erweitert; 
die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, daß 
auch 1983 für diese Ländergruppe Verbesserungen 
vorgesehen werden. Die Beratungen darüber haben 
im September 1982 in Brüssel begonnen (Zif-
fer 92). 

Vor dem Hintergrund einer schwieriger werdenden 
Weltwirtschaftslage haben sich die Handelspro-
bleme der Gemeinschaft mit einigen wichtigen Han-
delspartnern verstärkt. 

 



Drucksache 9/2069 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 

Der Handel mit den USA war zwar durch den positi-
ven Trend einer weiteren Verringerung des EG-
Handelsbilanzdefizits gekennzeichnet (Januar bis 
Juni 1982 nur noch – 4,8 Mrd. $); andererseits hat 
aber die Embargoentscheidung von Präsident Rea-
gan eine Gefährdung des offenen Welthandels und 
eine Belastung der Handelsbeziehungen zwischen 
EG und USA mit sich gebracht, die bisher noch nicht 
entschärft werden konnte. Die Gemeinschaft be-
müht sich weiterhin, jede Zuspitzung des Konflikts 
zu vermeiden und die USA zu einer Revision zu be-
wegen. In der Auseinandersetzung über die EG-
Stahlexporte hat die Kommission mit der US-Regie-
rung ein Selbstbeschränkungsabkommen ausge-
handelt, zu dem jedoch bisher die Zustimmung der 
US-Stahlindustrie sowie der EG-Mitgliedstaaten 
noch aussteht. Dem Abkommen liegt die Absicht der 
Regierungen zugrunde, den Stahlkonflikt so schnell 
wie möglich beizulegen. Die Auseinandersetzung 
mit den USA über den Handel mit Agrarprodukten 
geht weiter. Die Gemeinschaft sieht in den von den 
USA eingeleiteten zahlreichen GATT-Klagen einen 
Widerspruch zu früher getroffenen Absprachen und 
einen so nicht hinnehmbaren Angriff auf die Grund-
lagen der gemeinsamen Agrarpolitik sowie einen 
Angriff auf ihre Präferenzabkommen mit  den  Mit-
telmeeranliegern. Die Exportpolitik der EG wurde 
auch von anderen agrarexportierenden Staaten zu-
nehmend kritisiert. In den anhängigen GATT-Ver-
fahren konnte die EG ihren Standpunkt bisher ver-
teidigen (Ziffern 84 und 105). 

Der Rat billigte Vereinbarungen mit Thailand 
(Selbstbeschränkungsabkommen) und mit verschie-
denen GATT-Mitgliedstaaten zur Stabilisierung der 
Einfuhren von Maniok (Getreidesubstitut). Zur Be-
grenzung der Einfuhren von Maiskleberfutter, das 
überwiegend aus den USA stammt, hat die Kommis-
sion Vorschläge vorgelegt, die mit den US-Patnern 
erörtert werden. Die Vorschläge der Kommission 
zum Abschluß mehrjähriger Lieferverträge für land-
wirtschaftliche Produkte mit verschiedenen Dritt-
staaten werden noch in den zuständigen Gemein-
schaftsgremien erörtert (Ziffer 88). 

Die Handelsbeziehungen zu Japan sind weiterhin 
durch ein großes, allerdings zurückgehendes EG

-

Handelsbilanzdefizit gekennzeichnet (Januar bis 
Mai 1982 noch 4,08 Mrd. $ im Vergleich zu 11,5 Mrd. $ 
1981). Der zum Teil erhebliche Rückgang japani-
scher Exporte in die EG hat vor allem den Druck in 
bisher sensiblen Bereichen (Pkws, Fernseher, Werk-
zeugmaschinen) gemildert. Nach wie vor ist aber der 
japanische Import speziell gewerblicher Produkte 
aus der Gemeinschaft unbefriedigend und Gegen-
stand von zwei Konsultationsrunden mit Japan im 
Rahmen des GATT  gewesen. Sie haben bisher aber 
noch keine Fortschritte gebracht. Auch das 2. Maß-
nahmenpaket der Regierung Suzuki vom 28. Mai 
1982, das die Gemeinschaft als weiteren kleinen 
Schritt in die richtige Richtung begrüßt hat, hat noch 
nicht dazu geführt, die Handelsströme zwischen Ge-
meinschaft und Japan ausgeglichener zu gestalten 
und dem EG-Export in Japan eine faire Chance zu 
geben (Ziffer 106). 
Die Beziehungen zu den EFTA-Staaten haben sich 
gut entwickelt. Der Rat hat auf seiner Tagung am 

19./20. Juli 1982 in einer besonderen Erklärung an-
läßlich des zehnjährigen Bestehens der Freihan-
delsabkommen mit den meisten EFTA-Staaten sei-
ner Befriedigung über diese Entwicklung Ausdruck 
verliehen und seine Bereitschaft zur Fortentwick-
lung der Zusammenarbeit mit dieser Staatengruppe, 
die wichtigster Handelspartner der Gemeinschaft 
ist, unterstrichen (Ziffern 95 und 96). 

Die Beziehungen zu Lateinamerika sind durch den 
Falkland-Konflikt belastet worden. Der zunächst für 
Juni 1982 vorgesehene Dialog mit den bei der EG ak-
kreditierten Botschaftern Lateinamerikas ist von 
diesen damals abgesagt worden. Die Gemeinschaft 
ist aber an einer Weiterentwicklung der Beziehun-
gen interessiert. In diesen Zusammenhang zu stel-
len sind ihre Bemühungen, die Verhandlungen mit 
dem Andenpakt über ein nicht-präferenzielles Ko-
operationsabkommen wiederaufzunehmen und zu 
einem raschen Abschluß zu bringen. Das Sonderpro-
gramm Zentralamerika macht das Interesse der EG 
an Stabilität in Lateinamerika besonders deutlich. 
Der Rat hat am 19. Juli 1982 beschlossen zu prüfen, 
inwieweit in einer ersten Phase in ausgewählten 
Ländern zusätzliche Maßnahmen z. B. zur Förde-
rung der Landwirtschaft durchgeführt werden kön-
nen (Ziffer 107). 

Die Beziehungen der Gemeinschaft zu den Staats-
handelsländern werden weiterhin vom Kriegsrecht 
und der allgemeinen politischen Lage in Polen über-
schattet. Die Verhandlungen mit dem Rat für Gegen-
seitige Wirtschaftshilfe über den Abschluß eines 
Rahmenabkommens sind daher bis auf weiteres 
ausgesetzt. 

Dagegen wird die humanitäre Hilfe der Gemein-
schaft für die notleidende Bevölkerung in Polen 
über nichtstaatliche Organisationen wie Caritas und 
Rotes Kreuz fortgesetzt. Geliefert werden vor allem 
Lebensmittel, Babynahrung und medizinische Gü-
ter. Für diese Aktion bewilligte der Rat im März 
8 Mio. ECU (19 Mio. DM) und im Juni 7,5 Mio. ECU 
(18 Mio. DM). Insgesamt sind der polnischen Bevöl-
kerung in diesem Rahmen bisher Güter im Wert von 
25,5 Mio. ECU (60 Mio. DM) zugekommen. Für die Fi-
nanzierung standen Haushaltsmittel aus der Aktion 
„Verbilligte Nahrungsmittellieferungen für Polen" 
zur Verfügung, die mit der Ausrufung des Kriegs-
rechts am 13. Dezember 1981 eingestellt worden 
war. 

Durch Kürzungen der Importe aus der UdSSR im 
nichtindustriellen Bereich soll die sowjetische Mit-
verantwortung an den Ereignissen in Polen demon-
striert werden. Die Kürzungen sind bis zum Jahres-
ende befristet und betreffen 59 Positionen, wobei die 
Kürzung im liberalisierten Bereich 25 v. H., anson-
sten 50 v. H. der sowjetischen Exporte von 1980 be-
trägt (Ziffer 111). 

Im Bereich der Rohstoffpolitik beschloß die Bundes-
regierung gemeinsam mit den Regierungen der 
Partnerländer, das neue (6.) Internationale Zinn-
Übereinkommen zu zeichnen und zum 1. Juli 1982 
vorläufig in Kraft zu setzen. Wie bereits in der Ver-
gangenheit verstehen wir die Mitgliedschaft im 
Zinn-Übereinkommen als Ausdruck des europäi- 
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schen Wunsches nach Fortführung der Zusammen-
arbeit mit den Produzentenländern, vor allem des 
Asean-Raumes. Sie soll gleichermaßen den Interes-
sen von Erzeugern und Verbrauchern dienen (Zif-
fern 115 bis 119). 

Am 30. April 1982 sind die Sachverhandlungen der 
3. VN-Seerechtskonferenz, der längsten und umfang-
reichsten VN-Konferenz, mit der mehrheitlichen 
Annahme des Textes einer neuen Seerechtskonven-
tion abgeschlossen worden. Die Europäische Ge-
meinschaft hat die Möglichkeit, diese Konvention 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit zu zeichnen und 
Vertragspartei zu werden, sofern die Mehrheit der 
Mitgliedstaaten die Konvention ebenfalls zeichnet 
bzw. ratifiziert. Die Kommission hat diese Beitritts-
regelung wie auch die Regelung für die der Gemein-
schaftskompetenz unterliegenden Bereiche der Fi-
scherei und des marinen Umweltschutzes grund-
sätzlich positiv bewertet. Sie hat aber zugleich dar-
auf hingewiesen, daß im Bereich des Tiefseeberg-
baus wesentliche Ziele nicht erreicht worden seien. 
Die Bundesregierung hat noch nicht über die Zeich-
nung der Seerechtskonvention entschieden. 

Europäische Politische Zusammenarbeit (EPZ) 

Die politische Zusammenarbeit der Zehn war im Be-
richtszeitraum wieder eng und vertrauensvoll. Alle 
Mitgliedstaaten waren bemüht, sowohl intern wie 
auch nach außen gemeinschaftlich aufzutreten und 
zu den aktuellen politischen Problemen Stellung zu 
beziehen. Daneben wurden die Bemühungen um die 
Erarbeitung einer Europäischen Akte (Genscher-Co-
lombo-Initiative) intensiv fortgesetzt. 

Von den gemeinsamen Stellungnahmen der Zehn 
sind hervorzuheben: 

— Erklärung des Europäischen Rats vom 29. und 
30. März 1982 zu den transatlantischen Beziehun-
gen, zum Ost-West-Verhältnis, zu Afghanistan, 
zum Nahen Osten und zu Zentralamerika; 

— Erklärungen vom 2. und 10. April 1982 zum Falk-
land-Konflikt; 

— Erklärung des Ministertreffens vom 9. Juni 1982 
zum Libanon; 

— Erklärung des Europäischen Rats vom 28. und 
29. Juni 1982 zum Nahen Osten, zum iranisch-ira-
kischen Konflikt und zu Lateinamerika; 

— Libanonerklärung vom 20. September 1982. 

Folgende Themen wurden im Rahmen der EPZ 
schwerpunktmäßig behandelt: 

Ost-West-Beziehungen, insbesondere Polen 

Die innenpolitische Lage in Polen sowie die daraus 
resultierenden Belastungen des Ost-West-Verhält-
nisses waren Gegenstand eines fortdauernden in-
tensiven Meinungsaustausches unter den Zehn. Im 
Europäischen Rat vom 29. und 30. März 1982 stellten 
die zehn Regierungschefs fest, daß die Situation in 
Polen nach wie vor das Ost-West-Verhältnis belaste 
und damit die Beziehungen der Zehn sowohl zu Po

-

len berühre wie auch zur Sowjetunion, die in dieser 
Situation eine gewisse Verantwortung. trage. Die 
Zehn erneuerten ihren Appell an die polnische Re-
gierung, zum frühest möglichen Zeitpunkt das 
Kriegsrecht aufzuheben, die Verhafteten freizu-
lassen und den Dialog mit Kirche und Solidarität 
wiederaufzunehmen. Bei der Erörterung der Wirt-
schaftsbeziehungen zum Osten betonten sie die Be-
deutung, die der Ost-West-Handel für die Politik der 
Entspannung in Europa habe. Sie kamen überein, 
daß diese Fragen sowie das damit zusammenhän-
gende wichtige Problem der Kreditvergabe an Polen 
von der Gemeinschaft aufmerksam geprüft werden 
müßten. 

Naher Osten 

Der Krisenherd im Nahen Osten war ebenfalls Ge-
genstand eines regelmäßigen Meinungsaustausches 
unter den Zehn. Anläßlich des Europäischen Rats 
vom 29./30. März 1982 richteten die Regierungschefs 
einen dringenden Appell an alle Beteiligten, die fort-
gesetzten Akte der Gewalttätigkeit und Repression 
in Cis-Jordanien zu beenden, insbesondere gegen-
über der palästinensischen Bevölkerung. Gleichzei-
tig forderten sie alle Parteien auf, die Anwendung 
von Gewalt im Libanon zu beenden sowie Vorausset-
zungen für den Respekt voller Souveränität und ter-
ritorialer Integrität im Lande zu schaffen. 

Nach dem Einmarsch Israels im Libanon kamen die 
Außenminister der Zehn am 9. Juni 1982 in Bonn am 
Rande des NATO-Gipfels zu einem außerordentli-
chen Ministertreffen zusammen und verabschiede-
ten eine gemeinsame Erklärung. Darin verurteilten 
die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaft, so heißt es dort, nachdrücklich die neue Inva-
sion Israels in den Libanon. Diese Aktion sei nicht 
zu rechtfertigen und beinhalte eine flagrante Verlet-
zung des Völkerrechts sowie der grundlegenden 
Prinzipien der Menschenrechte. Die Außenminister 
forderten Israel zum sofortigen Rückzug aus dem Li-
banon auf und erklärten ihre volle Unterstützung 
der Resolutionen des Sicherheitsrats der VN Nr, 508 
und 509. Für den Fall, daß Israel sich auch weiterhin 
weigere, die genannten Resolutionen zu erfüllen, 
kündigten die Zehn an, Möglichkeiten weiterer Maß-
nahmen zu prüfen. Am 14. Juni 1982 beschloß dann 
das Politische Komitee eine Demarche bei der israe-
lischen Regierung. 

Am 29. Juni 1982 im Europäischen Rat und am 
19. Juli 1982 beim Ministertreffen stand die Ausein-
andersetzung im Libanon wiederum im Vorder-
grund der Beratungen. Dabei wurde insbesondere 
auch geprüft, in welcher Form die Gemeinschaft den 
vielen Opfern des Konflikts in der Zukunft würde 
helfen können. 

Schließlich brachten die Zehn anläßlich des Mini-
stertreffens vom 20. September 1982 in einer ge-
meinsamen Erklärung ihren tiefempfundenen 
Schock über das Massaker von Beirut zum Aus-
druck und verurteilten die Ermordung des gewähl-
ten libanesischen Präsidenten. Gleichzeitig würdig-
ten die Außenminister die Bedeutung der Nahost-
Initiative des amerikanischen Präsidenten Reagan 
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vom 1. September dieses Jahres sowie die am 9. Sep-
tember dieses Jahres von den arabischen Staats-
chefs in Fez verabschiedete Erklärung und drückten 
die Hoffnung auf eine entsprechende Bekundung Is-
raels zum Frieden in Nahost aus. 

Falkland(Malvinen)-Konflikt 

Die militärische Auseinandersetzung zwischen Ar-
gentinien und dem Mitgliedstaat Großbritannien 
wurde im Rahmen der EPZ ausführlich diskutiert. 

Die Zehn verurteilten die Invasion Argentiniens als 
einen Bruch des Völkerrechts und stellten sich voll 
hinter die Sicherheitsresolution Nr. 502 der VN (Ab-
zug der Truppen; Suche einer diplomatischen Lö-
sung). Sie beschlossen ein Einfuhrverbot für argen-
tinische Waren in die Gemeinschaft, das inzwischen 
wieder aufgehoben wurde. Ein von den Zehn getrof-
fener Beschluß eines Exportverbots für Waffen und 
militärisches Gerät ist inzwischen nicht mehr in 
Kraft. 

KSZE 

Die Vorarbeiten für die Fortsetzung der KSZE wur-
den sorgfältig verfolgt. Die Zehn hoffen, daß im No-
vember des Jahres gute Voraussetzungen für einen 
positiven Fortgang der Arbeiten bestehen. 

Transatlantische Beziehungen 

Anläßlich des Europäischen Rats am 29. und 
30. März 1982 berieten die Staats- bzw. Regierungs-
chefs der Mitgliedstaaten über die Beziehungen der 
Zehn zu den Vereinigten Staaten. Sie unterstrichen 
die Bedeutung, die sie dieser Verbindung beimessen 
und ihren Wunsch, die Konsultationen zwischen Eu-
ropäern und Amerikanern weiterzuentwickeln. 

Europäische Union — Europäische Akte 

Die weltweite politische Entwicklung sowie die an-
haltenden wirtschaftlichen Probleme in der Ge-
meinschaft und in den Mitgliedstaaten haben die 
Bundesregierung in ihrer Überzeugung gestärkt, 
daß Europa näher zusammenrücken und vermehrt 
mit einer Stimme sprechen muß. Vor diesem Hinter-
grund hat die Bundesregierung im Berichtszeitraum 
ihre Bemühungen um die deutsch-italienische In-
itiative zur Europäischen Union (Europäische Akte) 
fortgesetzt. Die Außenminister haben sich bisher 
dreimal mit dem deutsch-italienischen Vorschlag be-
faßt und zuletzt am 20. Juni 1982 das Mandat an ihre 
persönlichen Beauftragten erneuert, einen gemein-
samen Text auszuarbeiten. Zu den meisten essen-
tiellen deutsch-italienischen Vorschlägen konnte be-
reits ein gemeinsamer Text erarbeitet werden, der 
in der Substanz im wesentlichen dem ursprüngli-
chen Textentwurf entspricht. Dazu gehören die Fest-
schreibung der politischen Leitungsrolle des Euro-
päischen Rats, die Zusammenführung der beiden be-
reits bestehenden Pfeiler des europäischen Eini-
gungswerkes — EG und EPZ — unter ein gemeinsa

-

mes Dach, die Koordinierung der politischen und be-
stimmter wirtschaftlicher Aspekte der Sicherheit, 
die Annäherung der institutionellen Apparate von 
EG und EPZ sowie die Einbeziehung neuer Bereiche 
— Kultur, Rechtsangleichung und Bekämpfung der 
grenzüberschreitenden Kriminalität — in die Zu-
sammenarbeit. 

Zur Lösung der noch offenen Kernfragen — insbe-
sondere die Stärkung der Rolle des Europäischen 
Parlaments sowie das Beschlußfassungsverfahren 
des Rates — werden die Außenminister und ihre 
persönlichen Beauftragten die Verhandlungen über 
einen gemeinsamen Text fortsetzen. 

Bei der Verwirklichung der Europäischen Union 
mißt die Bundesregierung insbesondere auch dem 
Europäischen Parlament große Bedeutung bei, wie 
dies Bundesaußenminister Genscher zuletzt am 
24. Juni 1982 vor dem Deutschen Bundestag unter-
strichen hat. 

Bereits im November des vergangenen Jahres erläu-
terte der Bundesaußenminister zusammen mit sei-
nem italienischen Amtskollegen Colombo die Euro-
päische Akte im Europäischen Parlament. Die bei-
den Minister werden den Dialog mit dem Europäi-
schen Parlament im Oktober fortsetzen und dabei 
über den Fortgang der Arbeiten berichten. 

Die gegenwärtige Präsidentschaft (der dänische 
Außenminister) informierte das Europäische Parla-
ment am 7. Juli dieses Jahres über den Stand der 
deutsch-italienischen Initiative. 

Das Europäische Parlament gab der politischen Ei-
nigung Europas einen neuen Anstoß, indem es am 
6. Juli 1982 Leitlinien zur Schaffung der Europäi-
schen Union verabschiedete, die schrittweise bis zur 
nächsten Direktwahl 1984 zu einem Vertragsent-
wurf ausformuliert werden sollen. 

Rechtliche Zusammenarbeit und innere Sicherheit 

Die über die EG-Rechtsangleichung hinausgehende 
rechtliche Zusammenarbeit der Justizminister der 
Zehn durch Harmonisierung und Vereinheitlichung 
weiterer Bereiche der Gesetzgebung der EG-Mit-
gliedstaaten wurde fortgesetzt. Die Bundesregie-
rung mißt diesem Bereich besondere Bedeutung zu, 
was auch durch die Einbeziehung des Bereichs in 
den Vorschlag einer „Europäischen Akte" zum Aus-
druck kam. 

Die Zusammenarbeit der EG-Staaten wurde im Be-
reich der inneren Sicherheit mit weiteren Treffen 
auf den verschiedenen Ebenen der TREVI-Arbeits-
gemeinschaft unter belgischer und ab 1. Juli 1982 un-
ter dänischer Präsidentschaft fortgesetzt. Erstmals 
nahmen Vertreter der Beitrittsländer Spanien und 
Protugal an Sitzungen der TREVI-Arbeitsgemein-
schaft teil. Ihnen ist durch Beschluß der für die in-
nere Sicherheit in den EG-Staaten zuständigen In-
nen- bzw. Justizminister ein Beobachterstatus ein-
geräumt worden. Die vorzeitige Einbeziehung von 
Spanien und Portugal in die TREVI-Runde stellt ei-
nen weiteren Schritt zur Intensivierung der Be-
kämpfung des Terrorismus in Europa dar. 
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A. Ausbau der Europäischen Gemeinschaft 

I. Institutionelle Fragen 

Europäisches Parlament (EP) 

1. Mit dem Vorschlag des EP für ein einheitliches 
Wahlverfahren vom 10. März 1982 befaßte sich der 
Rat erstmals am 26. April 1982; er setzte eine Ad-hoc-
Gruppe ein, deren Arbeiten zügig vorangehen. Das 
EP entsandte eine Delegation in die Hauptstädte 
(„Seitlinger-Mission"), die am 22./23. September 
seine Vorschläge auch in Bonn erläuterte. 

Am 6. Juli 1982 verabschiedete das EP „Leitlinien" 
zur Schaffung der Europäischen Union, die schritt-
weise bis zur Direktwahl 1984 zu einem Vertragsent-
wurf ausformuliert werden sollen. 

Zu der „Gemeinsamen Erklärung” von Rat, EP und 
Kommission über die bessere Abwicklung des Haus-
haltsverfahrens gab das EP am 7. Juli 1982 nach leb-
hafter Debatte seine Zustimmung. 

Im Bereich der Außenbeziehungen befaßte sich das 
EP besonders intensiv mit den Beziehungen zur 
Türkei, mit Polen, dem Falkland-Konflikt und dem 
Verhältnis zu den USA (Stahlhandel, Erdgas-Röh-
rengeschäft). Präsident Dankert unternahm nach 
dem Falkland-Konflikt eine Südamerikareise zur 
Wiedergewinnung der traditionell guten Beziehun-
gen.  

Der Staatsminister im Auswärtigen Amt, Dr. Cor-
terier, empfing die deutschen EP-Abgeordneten am 
15. Juni 1982 zum traditionellen Ausspracheabend in 
Straßburg. 

RAT 

2. Die Mehrheitsentscheidung vom 18. Mai 1982, 
mit der im Rat die Agrarbeschlüsse für das Wirt-
schaftsjahr 1982/83 gefaßt wurden, unterbrach die 
16jährige Konsenspraxis in diesem Bereich und 
stellt einen wichtigen Einschnitt für das Beschluß

-

fassungsverfahren in der Gemeinschaft insgesamt 
dar. Die Gemeinschaft vollzog damit einen bedeu-
tenden Schritt in Richtung auf die vertraglich vorge-
sehene Mehrheitsentscheidung. Zugleich wurde je-
doch auch die Diskussion um den „Luxemburger 
Dissens" vom 29. Januar 1966 wieder eröffnet. Da-
mals hatten die sechs Gründungsmitglieder der Ge-
meinschaft ihre unterschiedlichen Auffassungen in 
der Frage festgehalten, ob die vertraglich vorgese-
hene Mehrheitsentscheidung herbeigeführt werden 
soll, wenn „sehr wichtige Interessen" eines oder 
mehrerer Partner auf dem Spiel stehen. Die franzö-
sische Regierung hatte damals — in offenem Dis-
sens zu den übrigen Mitgliedstaaten — ihre Auffas-
sung zu Protokoll gegeben, daß in diesem Fall die Er-
örterung bis zur Herstellung eines Einvernehmens 
fortgesetzt werden müsse (was Frankreich nach  

halbjähriger Politik des „leeren Stuhls" die Rück-
kehr an den Konferenztisch ermöglichte). Nur die-
sen Dissens konnten nach Auffassung der Bundes-
regierung die später beigetretenen Mitgliedstaaten 
übernehmen. Die Bundesregierung wandte sich da-
her im informellen Treffen der Außenminister am 
20. Juni 1982 gegen das von Großbritannien verfolgte 
Ziel, den Luxemburger Dissens erneut festzuschrei-
ben. Sie sieht vielmehr ihre Vorschläge in der 
deutsch-italienischen Initiative für eine Europäi-
sche Akte als den geeigneten Weg an, um über kon-
krete Verfahrensregeln zu einer allmählichen Ein-
dämmung der allgemeinen Konsenspraxis und zu ei-
ner Rückkehr zu den im EWG-Vertrag vorgesehe-
nen Mehrheitsregeln zu kommen. 

Am 1. Juli 1982 ging der Vorsitz im Rat turnusgemäß 
von Belgien auf Dänemark über. 

Wirtschafts- und Sozialausschuß der EG (WSA) 

3. Am 20. September 1982 hat der Rat die Mitglie-
der des WSA für die neue vierjährige Amtsperiode 
ernannt. Die bisherige Mandatsperiode war am 
18. September 1982 abgelaufen. Unter den 24 deut-
schen Mitgliedern (insgesamt 144) ist erstmals auch 
ein Vertreter des Umweltschutzes. 

Europäischer Gerichtshof (EuGH) 

4. Die Konferenz der Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaf-
ten trat am 8. Juli 1982 zusammen und ernannte acht 
Mitglieder des Europäischen Gerichtshofes, und 
zwar sechs als Richter und zwei als Generalanwälte 
für eine Amtsperiode von sechs Jahren. Zwei der er-
nannten Richter sind Deutsche: Herr Professor 
Dr. Ulrich Everling, bereits bisher Mitglied des Eu-
ropäischen Gerichtshofes, und Herr Kai Bahl-
mann. 

5. Für den freien Warenverkehr innerhalb der Ge-
meinschaft bedeutsam ist die Entscheidung des Ge-
richtshofes vom 31. März 1982 in der Rechtssache 
75/81. Der Gerichtshof hat festgestellt, daß Be-
schränkungen des Verkaufs von hochprozentigen al-
koholischen Getränken, die unterschiedslos auf ein-
geführte und inländische Erzeugnisse anwendbar 
sind, mit den Artikeln 30 ff. EWG-Vertrag zu verein-
baren sind. Die diesem Urteil zugrundeliegenden 
Überlegungen lassen sich auf andere Vermark-
tungsbeschränkungen, die dem Schutz der Gesund-
heit und des Lebens von Menschen dienen, übertra-
gen. 

In einem Urteil vom 23. März 1982 (Rechtssache 
53/81) hat der Gerichtshof entschieden, daß das Auf-
enthaltsrecht der Arbeitnehmer nach Artikel 48 
EWG-Vertrag auch dann besteht, wenn der Betref- 
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fende eine unselbständige Teilzeit-Erwerbstätigkeit 
ausübt, aus der er ein Einkommen erzielt, das niedri-
ger als das Existenzminimum im Sinne der Rechts-
vorschriften des Aufnahmestaates ist. 

Nachdem der Gerichtshof am 17. Dezember 1980 in 
einem Vertragsverletzungsverfahren gegen Belgien 
(Rechtssache 149/79) eine grundsätzliche Entschei-
dung zur Frage der Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
im Bereich der öffentlichen Verwaltung getroffen 
hatte, hat er mit Entscheidung vom 26. Mai 1982 in 
derselben Rechtssache geklärt, welche konkreten 
Berufe in der öffentlichen Verwaltung in Belgien 
weder mit einer Teilnahme an der Ausübung hoheit-
licher Befugnisse noch mit der Wahrung allgemei-
ner Belange verbunden sind und deshalb auch Ar-
beitnehmern aus anderen Mitgliedstaaten offenste-
hen müssen. 

Die Bundesregierung hat im März 1982 Klage gegen 
die Kommission erhoben, da diese ein Beihilfepro-
gramm zugunsten der belgischen Textil- und Beklei-
dungsindustrie („Claes-Plan") gebilligt hat (Rechts-
sache 84/82). Die Bundesregierung hält das Beihil-
feprogramm für unvereinbar mit den Bestimmun-
gen der Artikel 92 f. EWG-Vertrag. Der Rechtsstreit 
befindet sich noch im schriftlichen Verfahrensab-
schnitt. 

Drei Mitgliedstaaten (Großbritannien, Frankreich, 
Italien) hatten Klage gegen die Kommission erho-
ben mit dem Ziel der Nichtigerklärung der Richtli-
nie 80/723/EWG der Kommission vom 25. Juni 1980 
über die Transparenz der finanziellen Beziehungen 
zwischen den Mitgliedstaaten und den öffentlichen 
Unternehmen (verbundene Rechtssachen 188, 189, 
190/80). Die Bundesregierung, die den Erlaß der 
„Transparenzrichtlinie" im Hinblick auf eine Ver-
besserung der Beihilfendisziplin begrüßt hatte, ist 
dem Rechtsstreit — ebenso wie die niederländische 
Regierung — als Streithelferin auf seiten der  Kom-
mission  beigetreten. Mit Urteil vom 6. Juli 1982 hat 
der Gerichtshof die Klagen abgewiesen und damit 
die Gültigkeit der Richtlinie bestätigt. Nach Ablauf 
der Umsetzungsfrist am 31. Dezember 1981 sind die 
Richtlinienbestimmungen von den Mitgliedstaaten 
zu beachten. 

Welche Folgerungen aus der Entscheidung des Ge-
richtshofes vom 5. Mai 1982 in der Rechtssache 15/81 
zu ziehen sind, läßt sich noch nicht beurteilen. In 
dem Ausgangsfall dieses Vorabentscheidungsver-
fahrens hatte ein Privatmann ein gebrauchtes Se-
gelboot von Frankreich in die Niederlande einge-
führt und dort Einfuhrumsatzsteuer entrichten müs-
sen. Dagegen wandte sich der Steuerpflichtige mit 
dem Hinweis auf die damit verbundene Kumulie-
rung von französischer und niederländischer Mehr- 
wertsteuer, die bei Geschäften zwischen Privatleu-
ten innerhalb eines Staates nicht aufträte. Der Ge-
richtshof ist diesem Vorbringen teilweise gefolgt 
und hat erklärt, daß die nachweisbar bereits in 
Frankreich entrichtete Mehrwertsteuer bei der 
Festsetzung der niederländischen Einfuhrumsatz-
steuer anzurechnen ist. Wie es sich verhält, wenn die 
bereits im Ausfuhrstaat entrichtete Mehrwertsteuer 
die im Einfuhrstaat zu zahlende Mehrwertsteuer 

übersteigt, war in dem konkreten Fall nicht zu ent-
scheiden. 

In dem Fall 222/81 hat der Gerichtshof auf eine Vor-
lage des Finanzgerichts München am 1. Juli 1982 
entschieden, daß Verzugszinsen nicht in die Bemes-
sungsgrundlage für die Umsatzsteuer einzubezie-
hen sind. 

II. Wirtschafts - und Währungspolitik 

Wirtschaftspolitik 

6. Die internationale Wirtschaftslage hat sich im 
bisherigen Jahresverlauf 1982 noch nicht entschei-
dend verbessert. Die Weltwirtschaft und die europäi-
sche Wirtschaft sind von den Problemen einer An-
passung an den weltweiten Strukturwandel nach 
wie vor geprägt. Nachfrage und Produktion sind in 
Europa im ersten Halbjahr 1982 nicht gewachsen, 
die Arbeitslosigkeit ist weiter angestiegen. Die Ar-
beitslosenquote lag im Sommer nicht mehr weit un-
ter 10 v. H. Das Geschäftsklima, das sich im Jahres-
verlauf 1981 deutlich aufgehellt hatte, dürfte sich 
neuerdings wieder verschlechtert haben. Das am 
Jahresanfang für erreichbar gehaltene Wachstums-
ziel von ca. 2 v. H. wird aller Voraussicht nach nicht 
erreicht werden. Das Inflationstempo in Europa hat 
sich im Verlauf des Jahres abgeschwächt. Allerdings 
war der Abbau des Preisauftriebes bislang weitaus 
weniger deutlich als in den USA oder in Japan, zu-
dem vollzog er sich weiterhin mit unterschiedlicher 
Intensität bei noch immer erheblichem Gefälle zwi-
schen den Mitgliedstaaten. Allein beim Abbau der 
Leistungsbilanzdefizite zeigen sich insgesamt deut-
liche Erfolge. Der Rückgang der Importe und der 
Anstieg der Exporte sind nicht nur ein Reflex der 
schwachen wirtschaftlichen Aktivität. Die Verbesse-
rung der Leistungsbilanzen ist auch auf Erfolge bei 
der Energieeinsparung und auf eine wieder zuneh-
mende Wettbewerbsfähigkeit des Gemeinsamen 
Marktes zurückzuführen, die nicht zuletzt durch den 
starken US-Dollar gefördert wurde. 

Der seit Mitte 1981 erkennbare leichte Zinsrückgang 
hat sich im Spätsommer 1982 noch einmal verstärkt. 
Es bestehen Chancen, daß dieser Prozeß weitere 
Fortschritte macht. Mit dem Rückgang des extrem 
hohen Zinsniveaus, zumal in einer rezessiven wirt-
schaftlichen Entwicklungsphase, verbessern sich 
die Chancen dafür, daß die wirtschaftlichen Aktivi-
täten, insbesondere die Investitionstätigkeit der pri-
vaten Unternehmen, wieder zunehmen. 

Auch wenn die sinkenden Zinsen und die erhebliche 
Verringerung der Leistungsbilanzdefizite Licht-
blicke sind, so sind die noch immer steigende Ar-
beitslosigkeit, die hohen Inflationsraten, die großen 
Haushaltsdefizite und die ausgeprägte Wachstums-
schwäche weiterhin die großen, nur schwer lösbaren 
Probleme für die Wirtschaftspolitik in der Europäi-
schen Gemeinschaft. 

Die Defizite der öffentlichen Haushalte in den Mit

-

gliedsländern sind weiterhin hoch, insgesamt wach

-

sen jedoch die Anstrengungen — insbesondere un- 
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ter dem Druck der steigenden Zinslasten und der ab-
nehmenden politisch-finanziellen Handlungsmög-
lichkeiten —, die Defizite zu begrenzen und allmäh-
lich zu verringern. Diese Anstrengungen müssen 
mit einer Verbesserung der Haushaltsstruktur zu-
gunsten der investiven staatlichen Ausgaben ein-
hergehen. Auf beiden Europäischen Räten dieses 
Jahres haben sich die Regierungschefs der Mitglied-
staaten besorgt über die unzureichende Investitions-
tätigkeit in der Gemeinschaft geäußert. Die Kom-
mission hat in diesem Zusammenhang die Bedeu-
tung des Abbaus der hohen öffentlichen Defizite für 
eine Belebung der Investitionstätigkeit in der Ge-
meinschaft hervorgehoben. Über geeignete Politi-
ken zur Stärkung der privaten und öffentlichen In-
vestitionen wird es in diesem Jahr weitere intensive 
Gespräche auf europäischer Ebene geben. 

7. Praktisch gescheitert sind die Anstrengungen 
der Gemeinschaft, ein „Fünftes Programm für die 
mittelfristige Wirtschaftspolitik" zu entwickeln. 
Weitgehende Übereinstimmung besteht über die 
mittelfristigen Hauptziele: dauerhaftes und ausge-
wogenes Wachstum und höhere Beschäftigung — 
namentlich über höhere Investitionen und Förde-
rung des Strukturwandels — sowie weitere Fort-
schritte in der Inflationsbekämpfung und damit ein-
hergehend in der Verbesserung der Wettbewerbsfä-
higkeit der Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft. 

Unterschiedliche Auffassungen ergaben sich aller-
dings bei den Zielprioritäten und bei der Beurteilung 
der erforderlichen Maßnahmen zur Verbesserung 
von Beschäftigung und Stabilität und ihrer zeitli-
chen Staffelung. Diese Unterschiede waren nicht zu 
überbrücken, so daß nicht der ursprüngliche und 
umfassende Programmentwurf, sondern nur ein 
kurzer Orientierungsrahmen für die nationale Poli-
tik und für die Aktionen auf Gemeinschaftsebene 
durch Ratsbeschluß am 28. Juli 1982 genehmigt 
wurde. 

8. Die wirtschaftliche und soziale Lage in der Ge-
meinschaft hat die Ratsgremien im Berichtszeit-
raum wieder intensiv beschäftigt. Hervorzuheben 
ist, daß insbesondere der Europäische Rat Ende Juni 
1982 in Brüssel noch einmal eine verstärkte europäi-
sche Konvergenz bei der Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit und der Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
der europäischen Industrien als unverzichtbar her-
vorgehoben hat. Modernisierung der europäischen 
Wirtschaftsstrukturen, verstärktes Wachstum der 
privaten und öffentlichen Investitionen und spe-
zielle Maßnahmen zur Verringerung der Jugendar-
beitslosigkeit waren die Bereiche, die die Regie-
rungschefs als Schwerpunkte der europäischen 
Wirtschaftspolitik hervorgehoben haben. Diese wer-
den auch im Herbst vorrangige Themen verschiede-
ner Ratstagungen sein, namentlich des für den 
16. November 1982 einberufenen gemeinsamen Ra-
tes der Wirtschafts-, Finanz- und Sozialminister 
(Jumbo-Rat) und des am 3. und 4. Dezember 1982 in 
Kopenhagen stattfindenden Europäischen Rates. 

Europäische Währungspolitik 

9. Das Europäische Währungssystem (EWS) be-
währte sich auch im Berichtszeitraum als ein voll-
funktionsfähiges System, das trotz erheblicher Bela-
stungen von außen ein relativ hohes Maß an Wech-
selkursstabilität in Europa gewährleistet. Es gelang, 
die Kurse im Einklang mit der Entwicklung der wirt-
schafts- und währungspolitischen Grunddaten zu 
halten. Aufgrund der divergierenden Wirtschafts-
entwicklung, wie sie sich u. a. in der unterschiedli-
chen Preisentwicklung in den EWS-Ländern wider-
spiegelt, wurde am 12. Juni 1982 eine Anpassung der 
Leitkurse der EWS-Währungen erforderlich. Dabei 
werteten die D-Mark und der holländische Gulden 
um rd. 10 v. H. gegenüber dem FF, um rd. 7 v. H. ge-
genüber der Lira und um 4 1 /4 v. H. gegenüber den 
übrigen EWS-Währungen auf. Die mit Handelsantei-
len gewichtete DM-Aufwertung gegenüber den 
EWS-Währungen betrug 5,7 v. H., die Aufwertung 
des ECU-Leitkurses der DM 3,6 v. H. Die anderen 
Länder, insbesondere Frankreich und Italien, haben 
die Abwertungen ihrer Währungen durch flankie-
rende wirtschafts- und währungspolitische Maßnah-
men abgesichert, die auch die für das EWS unerläßli-
che Konvergenz der wirtschaftlichen Entwicklung 
fördern und insofern den Zusammenhalt des EWS 
stärken. Die Kursanpassung vom Juni wurde von 
den Devisenmärkten als realistisch akzeptiert. Die 
Währungsentwicklung verlief in den folgenden Mo-
naten ohne nennenswerte Spannungen. 

Zur Frage der Weiterentwicklung des EWS besteht 
Übereinstimmung zwischen den Mitgliedstaaten, 
daß ein hoher Grad an Konvergenz der wirtschaftli-
chen Entwicklung eine wichtige Voraussetzung für 
eine dauerhafte Stärkung des Systems ist. Die zu-
ständigen Ausschüsse der Gemeinschaft wurden 
deshalb gebeten, dieses Problem weiter zu prüfen 
und zu gegebener Zeit Vorschläge zu machen. 

Der Haushalt der Europäischen Gemeinschaften 

EG-Haushalt 1982 

10. Der Haushaltsstreit zwischen Rat und EP über 
die rechtmäßige Feststellung des EG-Haushaltes 
1982 durch den EP-Präsidenten ist am 30. Juni 1982 
durch die Annahme der Gemeinsamen Erklärung 
über verschiedene Maßnahmen zur Gewährleistung 
einer besseren Abwicklung des Haushaltsverfah-
rens beendet worden. 

Die Gemeinsame Erklärung regelt bisher zwischen 
den Haushaltsorganen EP, Rat und Kommission 
strittige Fragen, insbesondere die Einstufung der 
Ausgaben im EG-Haushaltsplan in obligatorische, 
bei denen im Haushaltsverfahren das letzte Wort 
beim Rat liegt, und nicht-obligatorische Ausgaben, 
bei denen das letzte Wort im Rahmen eines geson-
dert dafür festzustellenden Höchstsatzes beim EP 
liegt. Geklärt wurden ferner Probleme, die bei der 
Festsetzung der jährlichen Steigerung dieses 
Höchstsatzes aufgetreten waren. Bei Überschreiten 
des zunächst von der Kommission zu ermittelnden 
Höchstsatzes im Laufe des Haushaltsverfahrens 
über die im Vertrag vorgesehenen Möglichkeiten 
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hinaus wird das Erfordernis des einvernehmlichen 
Vorgehens von Rat und EP anerkannt. Schließlich 
ist das Verhältnis zwischen Mittelansatz im Haus-
haltsplan und die Festsetzung von Höchstbeträgen 
(Plafonds) in entsprechenden Rechtsakten des Ra-
tes zu erwähnen, wobei die Einigung dahin geht, 
letzteres künftig zu vermeiden. Bestehende Pla-
fonds können jedoch beibehalten werden. 

EP und KOM erkennen an, daß bei neuen, bedeuten-
den Gemeinschaftsaktionen neben dem Mittelan-
satz im Haushaltsplan der Erlaß einer Grundverord-
nung des Rates erforderlich ist. 

Da durch die Gemeinsame Erklärung die ange-
strebte politische Lösung gefunden worden ist, hat 
der Rat beim Europäischen Gerichtshof die Rück-
nahme der von ihm zur Wahrung seiner Rechtsposi-
tion gegen das Europäische Parlament und die Korn-
mission erhobenen Klagen erklärt. 

Der Europäische Gerichtshof hat mit Beschluß vom 
14. Juli 1982 diesem Begehren entsprochen. 

Vorentwurf eines Berichtigungs- und Nachtragshaus-
haltsplans 1/1982 

11. Mit dem Vorentwurf des EG-Haushaltes 1983 
hat die Kommission auch den Vorentwurf eines Be-
richtigungs- und Nachtragshaushaltsplans 1/1982 
vorgelegt. 

Der Vorentwurf sah eine Kürzung der aufgrund der 
Weltmarktpreisentwicklung zu hoch veranschlagten 
Agrarmarktausgaben um 500 Mio. ECU (1 180 Mio. 
DM) und deren Verwendung für andere Ausgaben-
bereiche, insbesondere den Sozialfonds ( + 215 Mio. 
ECU, 507 Mio. DM) sowie für die Bekämpfung des 
Hungers in der Welt ( + 200 Mio. ECU, 472 Mio. DM), 
vor. 

Im Budgetrat am 28. Juli 1982 gab es jedoch nicht die 
erforderliche qualifizierte Mehrheit zur Aufstellung 
des Entwurfs des Nachtrags- und Berichtigungs-
haushaltes. Mehrere Delegationen waren der Auf-
fassung, daß die vom EG-Haushaltsrecht geforder-
ten Kriterien für die Aufstellung eines Nachtrags-
haushaltes (Unvorhersehbarkeit, Unvermeidlich-
keit, Außergewöhnlichkeit) insgesamt gesehen nicht 
gegeben seien. Der Rat erklärte jedoch seine Bereit-
schaft, bei dringendem Finanzbedarf in gewissem 
Umfange Mittelübertragungen vorzunehmen. 

EG-Haushalt 1983 

12. Die Kommission hat am 15. Juni 1982 den Vor-
entwurf des EG-Haushaltes 1983 vorgelegt. Er hat 
ein Volumen von 23 931,9 Mio. ECU (58 051 Mio. DM) 
an Mitteln für Verpflichtungen (VE) und 
21 901,6 Mio. ECU (53 127 Mio. DM) an Mitteln für 
Zahlungen (ZE), wobei ein Ansatz für die Entla-
stungsregelung zugunsten Großbritanniens noch 
nicht enthalten ist. Gegenüber dem Haushalt 1982 — 
zur besseren Vergleichbarkeit ebenfalls ohne den 
Ansatz für die Entlastungsregelung Großbritannien 
— bedeutet dies eine Erhöhung um 10,83 v. H. bei 
den VE bzw. 7,80 v. H. bei den ZE. Bei den nichtobli-
gatorischen Ausgaben — das sind die Ausgaben, bei 
denen das EP innerhalb bestimmter Grenzen die 
Haushaltsansätze verändern kann — schlug die 
Kommission eine Erhöhung von 33,20 v. H. bei den 
VE und 24,61 v. H. bei den ZE vor. Der Höchstsatz für 
1983 beträgt jedoch 11,80 v. H. 

Am 28. Juli 1982 stellte der Rat auf der Basis dieses 
Vorentwurfs den Entwurf des Haushaltes 1983 auf. 
Er nahm Kürzungen in Höhe von 1 541,9 Mio. ECU 
(3 740 Mio. DM) bei den Mitteln für Verpflichtungen 
und von 807,2 Mio. ECU (1 958 Mio. DM) bei den Mit-
teln für Zahlungen vor. Der Ausnutzungsgrad bei 
den Mehrwertsteuereigenmitteln wurde dadurch 
von 79,45 v. H. auf 73,95 v. H. gesenkt. Der Spielraum 
bis zur vollen Ausschöpfung der Mehrwertsteuerei-
genmittel beträgt nun 3 733 Mio. ECU (9 071 Mio. 
DM). Von den Kürzungen entfallen auf obligatori-
sche Ausgaben 50,1 Mio. ECU (122 Mio. DM) VE und 
82,1 Mio. ECU (199 Mio. DM) ZE sowie auf die 
nichtobligatorischen Ausgaben 1 491,8 Mio. ECU 
(3 618 Mio. DM) VE und 725,2 Mio. ECU (1 758 Mio. 
DM) ZE. 

Im Entwurf des Rates wird nunmehr der Höchstsatz 
für die Steigerung bei den nichtobligatorischen Aus-
gaben (11,80 v. H.) bei den VE mit 6,60 v. H.-Punkten 
und bei den ZE mit 8,18 v. H.-Punkten ausgeschöpft. 
Das Europäische Parlament kann nach den Ver-
tragsbestimmungen die Ansätze für diese Ausgaben 
noch um die Hälfte des Höchstsatzes ( = 5,90 v. H.-
Punkte, das sind 330,9 Mio. ECU (802 Mio. DM) bei 
den VE und 260,5 Mio. ECU (632 Mio. DM) bei den ZE 
autonom erhöhen. 

Gegliedert nach großen Ausgabenblöcken weist der 
Entwurf die nachstehenden Mittelansätze aus: 
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a) Mittel für Verpflichtungen 
- in Mio. ECU - (1 ECU: 2,42571 DM) 

Haushalt 1982 Vorentwurf 1983 Entwurf 1983 
Steigerung 

4 : 2 
v. H. 

1 2 3 4 5 

Agrarbereich 	- 14 526,8 14 972,0 14 955,9 2,95 
Sozialbereich 	  1 357,3 1 956,1 1 555,4 14,60 
Regionalbereich*) 	 3 632,5 2 662,9 2 126,8 - 41,45 
Forschung, Energie, Wirtschaft, 
Verkehr 	  556,6 826,4 506,5 - 9,00 

Zusammenarbeit und 
Entwicklung 	  957,9 1 189,7 978,3 2,13 

Erstattungen an die 
Mitgliedstaaten 	 1120,9 1124,5 1120,8 - 0,01 

Verwaltung 	  733,7 795,3 743,0 1,27 

Summe Kommission 	 22 885,6 23 526,9 21 986,7 - 3,93 
Andere Organe 	  374,5 405,0 403,3 7,69 

Gesamthaushalt 	 23 260,1 23 931,9 22 390,0 - 3,74 

(56 422 (58 057,8 (54 311,6 
Mio. DM) Mio. DM) Mio. DM) 

- Abweichungen in der Summe durch Rundungsdifferenzen - 
*) 1982 einschließlich 1 654,2 Mio. ECU für Entlastungsregelung Großbritannien; die Steigerungsrate ohne die Ent-

lastungsregelung beträgt 7,51 v. H. 

b) Mittel für Zahlungen 
- in Mio. ECU - 

Haushalt 1982 Vorentwurf 1983 Entwurf 1983 
Steigerung 

4 : 2 
v. H. 

1 2 3 4 5 

Agrarbereich 	  14 532,5 14 802,6 14 785,2 1,74 
Sozialbereich 	  1 022,3 1 413,7 1 269,4 24,17 
Regionalbereich*) 	 2 948,0 1 659,7 1 391,8 - 52,79 
Forschung, Energie, Wirtschaft, 
Verkehr 	  435,7 678,0 515,6 18,34 

Zusammenarbeit und 
Entwicklung 	  816,8 1 022,8 865,3 5,94 

Erstattungen an die 
Mitgliedstaaten 	 1120,9 1124,5 1120,8 - 0,01 

Verwaltung 	  733,7 795,3 743,0 1,27 

Summe Kommission 	 21 609,9 21 496,6 20 691,1 - 4,25 
Andere Organe 	  374,5 405,0 403,3 7,69 

Gesamthaushalt 	 21984,4 21901,6 21094,4 - 4,05 

(53 327,7 (53 126,9 (51 168,8 
Mio. DM) Mio. DM) Mio. DM) 

- Abweichungen in der Summe durch Rundungsdifferenzen - 
*) 1982 einschließlich 1 654,2 Mio. ECU für Entlastungsregelung Großbritannien; die Steigerungsrate ohne die Ent-

lastungsregelung beträgt 7,57 v. H. 
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Zur Deckung der Zahlungsermächtigungen sind nachstehende Einnahmen veranschlagt: 

in Mio. ECU 

Haushalt 1982 Entwurf 1983 Steigerung in v. H. 

Agrarabschöpfungen 	  2 685,1 2 571,7 – 4,22 

Zölle 	  6 939,0 7 574,5 9,16 

Mehrwertsteuereigenmittel 	 11 998,3 10 595,9 –11,69 

Finanzbeiträge Griechenlands 1 ) 	 197,5 167,9 –14,99 

Überschüsse aus dem Vorjahr 	 — — — 

Verschiedene Einnahmen 	  164,5 184,3 12,04 

Summe 	  21984,4 21094,4 – 4,05 

(53 327,7 (51 168,8 
Mio. DM) Mio. DM) 

— Abweichungen von der Summe durch Rundungsdifferenzen — 
I) Griechenland wendet die 6. MwSt-Richtlinie noch nicht an und führt Finanzbeiträge nach seinem BSP-Schlüssel ab. 

Der 1 v. H. Plafond der Bemessungsgrundlage 
für die Mehrwertsteuereigenmittel beträgt 1982 
12 974 Mio. ECU (31 471 Mio. DM) und wird zu 
92,48 v. H. ausgeschöpft. 1983 beträgt er 14 328,5 Mio. 
ECU (34 755 Mio. DM) und wird nach dem Stand des 
Ratsentwurfs zu 73,95 v. H. in Anspruch genom-
men. 

Anfang September 1982 leitete der Rat dem EP den 
Entwurf des EG-Haushalts 1983 zu. Im weiteren 
Haushaltsverfahren, das erst im Dezember 1982 ab-
geschlossen sein wird, dürfte das Volumen des 
Haushaltsentwurfes aufgrund der Haushaltsbefug-
nisse des EP sowie der noch zu veranschlagenden 
Entlastungsregelung zugunsten Großbritanniens 
noch erhöht werden. 

III. Wettbewerbspolitik 

Absprachen und Marktmacht 

13. Die Kommission beabsichtigt, die zum 31. De-
zember 1982 auslaufende Verordnung Nr. 67/67/ 
EWG über die Gruppenfreistellung von Alleinver-
triebsvereinbarungen durch zwei neue Verordnun-
gen zu ersetzen, die am 1. Januar 1983 in Kraft treten 
sollen. Sie hat im Juli 1982 entsprechende Entwürfe 
veröffentlicht und die betroffenen Wirtschaftskreise 
zu Stellungnahmen aufgefordert. In diesen veröf-
fentlichten Entwürfen hält die Kommission weiter-
hin gesonderte Regelungen für Alleinvertriebsver-
einbarungen sowie für Alleinbezugsvereinbarungen 
zum Zwecke des Weiterverkaufs mit Sonderregelun-
gen für Bierlieferungs- und Tankstellenverträge für 
erforderlich. Anders als im Vorentwurf soll jetzt 
aber die Koppelung von Alleinvertriebs- mit Allein-
bezugsvereinbarungen wieder freigestellt werden, 
allerdings beschränkt auf Vereinbarungen mit einer 

Höchstdauer von drei Jahren. Auch die Sonderrege-
lungen für Bierlieferungsverträge sind überarbeitet 
worden, die auch von der Bundesregierung kritisier-
ten Regelungen der Höchstlaufzeit und der Einräu-
mung eines vorzeitigen Kündigungsrechts für den 
Gastwirt aber weitgehend unverändert geblieben. 
Nach Auffassung der Bundesregierung vermögen 
auch die veröffentlichten Entwürfe ihre Bedenken 
gegen den von der Kommission gewählten grund-
sätzlichen Ansatz nicht auszuräumen. Sie sieht wei-
terhin keine wettbewerbspolitische Notwendigkeit 
für eine gesonderte Gruppenfreistellung von Allein-
bezugsvereinbarungen zum Zwecke des Weiterver-
kaufs mit Sonderregelungen für Bierlieferungs- und 
Tankstellenverträge. Da an derartigen Absprachen 
im Regelfall nur Unternehmen aus einem Mitglied-
staat beteiligt sind, ist die Anwendbarkeit des Kar

-

tellverbots des EWG-Vertrages zudem rechtlich 
zweifelhaft. 

Der Beratende Ausschuß für Kartell- und Monopol-
fragen hat die erste Anhörung zum von der Kommis-
sion vorgelegten Vorentwurf einer Gruppenfreistel-
lung von selektiven Vertriebssystemen im Kraft-
fahrzeugsektor beendet. Die erste Runde der Bera-
tungen hat gezeigt, daß mit diesem Vorentwurf 
eine Vielzahl von wettbewerbspolitischen und 
-rechtlichen Fragestellungen verbunden ist, die noch 
einer sorgfältigen Prüfung bedürfen. Der Vorent-
wurf orientiert sich zwar grundsätzlich an der Ein-
zelfreistellung des BMW-Händlervertrages durch 
die Kommission im Jahre 1974, enthält daneben 
aber eine Reihe von weiteren Bedingungen für die 
Freistellung, die nach Auffassung der Bundesregie-
rung teilweise für den Wettbewerb auch erhebliche 
Risiken in sich bergen. Die Bundesregierung be-
grüßt grundsätzlich die im Vorentwurf zum Aus-
druck kommende Überzeugung, daß der selektive 
Vertrieb im Kraftfahrzeugsektor wettbewerbspoli-
tisch positiv zu werten ist und daher vom Kartellver- 
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bot des EWG-Vertrages freigestellt werden kann. Al-
lerdings wird bei den weiteren Beratungen darauf 
zu achten sein, daß die angestrebte Gruppenfreistel-
lung nicht durch zu strenge Voraussetzungen dem 
selektiven Vertrieb in diesem Sektor wirtschaftlich 
und rechtlich die Grundlage entzieht. 

14. Aus der Entscheidungspraxis der Kommission 
ist die gegen einen deutschen Automobilhersteller 
erlassene einstweilige Anordnung hervorzuheben. 
Mit der Entscheidung wird dem Unternehmen auf-
gegeben, seinen deutschen Vertragshändlern gegen-
über zu erklären und eine anderslautende Erklä-
rung damit wieder zurückzunehmen, daß rechtsge-
lenkte Fahrzeuge nach wie vor Bestandteil seines 
vertraglichen Lieferprogramms sind. Vor dem Hin-
tergrund der zwischen Großbritannien und der Bun-
desrepublik Deutschland bestehenden Preisunter-
schiede bei den in Frage stehenden Kraftfahrzeugen 
will die Kommission damit insbesondere für briti-
sche Verbraucher die Möglichkeit sichern, weiterhin 
rechtsgelenkte Fahrzeuge bei den preisgünstigeren 
deutschen Händlern zu beziehen. Nach Auffassung 
der Kommission muß innerhalb eines Vertriebssy-
stems grundsätzlich für den Kunden die Möglichkeit 
bestehen, über einen beliebig zugelassenen Händler 
alle in Serie gefertigten Fahrzeugtypen des Herstel-
lers zu beziehen, die innerhalb der Gemeinschaft an-
geboten werden. Die einstweilige Anordnung ist 
noch nicht bestandskräftig. 

Staatliche Beihilfen 

15. Bei anhaltend unbefriedigender Wirtschafts-
lage und wachsenden Beschäftigungsproblemen 
nahm die Bereitschaft der Mitgliedstaaten, ihre In-
dustrien durch Beihilfen zu stützen, weiterhin zu. 
Besonders kritisch ist die Entwicklung hin zu sekto-
ralen Beihilfeprogrammen zu sehen, die insbeson-
dere im Textil- und Stahlbereich in mehreren Mit-
gliedstaaten vorbereitet oder beschlossen wurden. 

Da die sektorspezifischen Beihilfen direkte Wettbe-
werbswirkungen entfalten und die anderen Mit-
gliedstaaten zu Abwehrmaßnahmen bzw. zu eigener 
Beihilfegewährung veranlassen, hat sich die Gefahr 
eines Beihilfenwettlaufs verstärkt. 

Die Bundesregierung sieht in dieser Entwicklung 
eine konkrete Gefährdung des Gemeinsamen 
Marktes. Sie hat die Kommission mehrmals nach-
drücklich aufgefordert, ihre Befugnisse hinsichtlich 
der Kontrolle der Gewährung von Beihilfen einzu-
setzen und die Bereitschaft erklärt, die Kommission 
hierbei zu unterstützen. Sie hat durch ihre Klage ge-
gen die Genehmigung des belgischen Textilplanes 
am 5. März 1982 deutlich gemacht, daß sie Fehlent-
wicklungen entgegentreten wird. 

16. Im Eisen- und Stahlbereich lief die Frist zur No-
tifizierung von Beihilfen am 30. September 1982 ab. 
Wie zu erwarten, kam es vor diesem Termin zu einer 
Massierung von Anträgen. Auch hier setzt sich die 
Bundesregierung für eine restriktive Genehmi-
gungspraxis der Kommission ein. Sie erwartet, daß  

sich auf dem Stahlmarkt nach der Ausschlußfrist 
31. Dezember 1985 für die Gewährung von Beihilfen 
ein durch Subventionen weitgehend unverfälschter 
Wettbewerb einstellt. 

IV. Steuerpolitik 

Indirekte Steuern 

Umsatzsteuer 

17. Die 14. Richtlinie zur Harmonisierung der Um-
satzsteuer wird im Bericht unter dem Punkt „Inner-
gemeinschaftlicher Warenverkehr" abgehandelt. 

Steuerbefreiungen im innergemeinschaftlichen Reise-
verkehr 

18. Am 29. Juni 1982 hat der Rat eine Richtlinie ver-
abschiedet, durch welche die Regelungen über die 
Umsatzsteuern und Sonderverbrauchsteuer im 
grenzüberschreitenden Reiseverkehr geändert wer-
den. Durch diese Richtlinie wird die Wertgrenze, bis 
zu der auf den umsatzsteuerlichen Grenzausgleich 
bei Einfuhren im nichtkommerziellen Reiseverkehr 
zwischen den EG-Mitgliedstaaten verzichtet wird, 
von derzeit 180 ECU (460 DM) auf 210 ECU 
(ca. 500 DM)  1) angehoben. Die Richtlinie ist zum 
1. Januar 1983 in innerstaatliches Recht umzusetzen 
(in Dänemark zum 1. Januar 1984). 

Verbrauchsteuern 

19. Die 2. Stufe der Strukturharmonisierung der 
Tabaksteuer für Zigaretten begann am 1. Juli 1978 
und ist inzwischen mehrmals, zuletzt bis zum 31. De-
zember 1982 verlängert worden. Das war erforder-
lich, weil das Europäische Parlament seine Stellung-
nahme zum Richtlinienvorschlag der Kommission 
für die 3. Stufe der Strukturharmonisierung von der 
Erarbeitung einer Studie über das gesamte Problem 
der Strukturharmonisierung abhängig gemacht 
hat. 

Die . Studie ist im Februar 1982 vorgelegt worden. 
Der Rat wird sich mit der Frage erst befassen, wenn 
die bisher noch ausstehende Stellungnahme des 
Parlaments vorliegt. 

Aus deutscher Sicht ist der Studie der Kommission 
im Ergebnis uneingeschränkt zuzustimmen. 

V. Strukturpolitik 

Regionalpolitik 

20. Die im vergangenen Jahr von der Kommission 
unterbreiteten Vorschläge zur Neugestaltung der 
EG-Regionalpolitik sind vom Rat in einer ersten 

1 ) genauer Umrechnungsbetrag wird erst Anfang Oktober 
festgelegt. 
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Orientierungsdebatte behandelt worden. Die Korn-
mission sagte zu, über die beiden Hauptreform-
punkte 

— Koordinierung der Regionalpolitiken, 

— Konzentration der Mittel der quotengebundenen 
Abteilung des Fonds auf die strukturschwäch-
sten Regionen in Griechenland, Irland, Italien 
und im Vereinigten Königreich sowie die über-
seeischen Gebiete Frankreichs (DOM) und Grön-
lands 

im Lichte der Debatte erneut nachzudenken, um ge-
gebenenfalls modifizierte Vorschläge zu unterbrei-
ten. 

Die Bundesregierung ist nach wie vor davon über-
zeugt, daß eine enge geographische sowie sachliche 
Konzentration der Fondsmittel der geeignete An-
satzpunkt ist, um die Wirksamkeit des Regional-
fonds nachhaltig zu verbessern. Auch aus dieser 
Haltung heraus wird sich die Bundesregierung Be-
strebungen widersetzen, die darauf ausgerichtet 
sind, unter dem Aspekt „Koordinierung der Regio-
nalpolitik" den Handlungsspielraum der nationalen 
Regionalpolitik entscheidend einzuengen. Die Bun-
desregierung strebt eher eine Arbeitsteilung in der 
Weise an, daß die Gemeinschaft sich der gravieren-
den europäischen Disparitäten annimmt und es den 
Mitgliedstaaten überlassen bleibt, die übrigen 
Regionalprogramme in eigener Verantwortung zu 
lösen. 

Vorn Regionalfonds wurden für deutsche Projekte 
bislang insgesamt 621 Mio. DM erstattet. 

Europäische Investitionsbank (EIB) 

21. Die EIB hat das Aktivgeschäft im ersten Halb-
jahr 1982 weiterentwickelt und Darlehen von insge-
samt 1,710 Mrd. ECU (4,036 Mrd. DM) vergeben. Der 
Gesamtbetrag der ausstehenden Darlehen belief 
sich am 30. Juni 1982 auf 18,164 Mrd. ECU (42,867 
Mrd. DM). 

Das Interesse deutscher Unternehmen an EIB-Dar-
lehen hält sich wegen der hohen Zinssätze in engen 
Grenzen. Nur ein Darlehensnehmer hat im Berichts-
zeitraum einen Finanzierungsvertrag mit der Bank 
geschlossen. In allen Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft ist ein deutlicher Rückgang der Darlehens-
nachfrage seitens der Industrie festzustellen, hinge-
gen steigt die Nachfrage im Bereich der Infrastruk-
tur. Die Bank setzt jetzt ihre Mittel verstärkt über 
Globaldarlehen bei der Förderung kleiner und mitt-
lerer Unternehmen ein. 

Der Rat der Gouverneure als oberstes Entschei-
dungsorgan der Bank hat in seiner Jahressitzung im 
Juni 1982 das nach dem Beitritt Griechenlands aus 
sechs Mitgliedern bestehende Direktorium (bisher 
fünf Mitglieder) für die Dauer von sechs Jahren neu 
bestellt. Das deutsche Mitglied ist als Vizepräsident 
wieder bestellt worden. Als ständiges Gremium ist 
das einem Bankvorstand vergleichbare Direktorium 
der EIB für die Führung der laufenden Geschäfte 
verantwortlich. 

22. Nach Inkrafttreten der neuen Finanzprotokolle 
mit Mittelmeerländern, mit denen die Gemeinschaft 
Kooperationsabkommen geschlossen hat, werden 
die Finanzierungen in den Maghreb- und Mashrek-
staaten zügig fortgesetzt. Ebenso wird das Darle-
hensgeschäft mit den inzwischen 63 AKP-Staaten 
im Rahmen des II. Abkommens von Lomé weiterge-
führt. 

Klein- und Mittelbetriebe 

23. Die Kommission hat auf der Grundlage der 
vom Europäischen Parlament am 19. Februar 1982 
verabschiedeten „Entschließung zur Lage der Klein- 
und Mittelbetriebe in der Gemeinschaft" (Bericht 
des EP-Abgeordneten Deleau) in Zusammenarbeit 
mit den nationalen Regierungen und Verbänden mit 
den Vorbereitungen für 1983 als Jahr des Hand-
werks und der Klein- und Mittelbetriebe begonnen. 
Vorgesehen sind eine Eröffnungsveranstaltung im 
Januar 1983 in Brüssel und eine entsprechende 
Schlußveranstaltung im Rahmen des Europäischen 
Parlaments in Straßburg. Außerdem plant die Korn-
mission im Laufe des Jahres 1983 mehrere Semi-
nare über aktuelle wirtschaftsrelevante Fragen klei-
ner und mittlerer Betriebe. Daneben sollen im natio-
nalen Rahmen zahlreiche Veranstaltungen stattfin-
den, die von den Wirtschaftsverbänden organisiert 
werden. 

VI. Agrarpolitik 

Marktpolitik 

EG-Agrarpreisbeschlüsse 

24. Die EG-Agrarminister beschlossen am 18. Mai 
1982 erstmalig mit Mehrheit gegen den Widerstand 
des Vereinigten Königreichs die Agrarpreise für das 
Wirtschaftsjahr 1982/83. 

Die Kommission hatte sich bei ihren Vorschlägen an 
ihrem Bericht zum Mandat vom 30. Mai 1980 sowie 
an ihrem Leitlinienpapier hinsichtlich der Anpas-
sung der gemeinsamen Agrarpolitik orientiert und 
auch die Kompromißvorschläge, die Gegenstand der 
Beratungen des Europäischen Rates sowie der nach-
folgenden Außenministertreffen waren, berücksich-
tigt. 

Die von der Kommission ursprünglich vorgeschla-
gene Preisanhebung von 9 v. H. wurde insbesondere 
von den Mitgliedstaaten mit hohen Inflationsraten 
aus einkommenspolitischen Gründen nicht als aus-
reichend angesehen. Aufgrund von Ergänzungsvor-
schlägen der Präsidentschaft einigte sich der Rat 
schließlich auf eine Anhebungsrate für das Wirt-
schaftsj ahr 1982/83 von durchschnittlich 10,6 v. H., 
ausgedrückt in ECU. 1 ) 

Wie in den Vorjahren wurden gleichzeitig mit den 
Preisbeschlüssen einige „grüne" Paritäten angepaßt. 
Der Währungsausgleich für die Bundesrepublik 

1 ) 1 ECU = ca. 2,36 DM 
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Deutschland wurde um 2,9 Prozentpunkte — von 
8,0 v. H. auf 5,1 v. H. — abgebaut. Die entsprechende 
Aufwertung der „grünen" DM ergibt für die deutsche 
Landwirtschaft im Wirtschaftsjahr 1982/83 eine An-
hebung der Agrarpreise um durchschnittlich etwa 
7 v. H. Im einzelnen wurden die Stützungspreise in 
DM für die wichtigsten Agrarerzeugnisse wie folgt 
angehoben: 

— Milch + 7,1 v. H. — Schweinefleisch 
— Zucker + 6,1 v. H. 	und Schaffleisch 

+ 7,1 v. H. 
— Getreide 	— Rindfleisch 

+ 5,3 v. H. 	ab 20. Mai 1982 + 5,2 v. H. 
ab 6. Dez. 1982 
weitere 	+ 2,4.v. H. 

Wichtige flankierende Maßnahmen 

25. Mit den Agrarpreisen wurden insbesondere fol-
gende Maßnahmen zur Anpassung der gemeinsa-
men Agrarpolitik beschlossen: 

Erzeugermitverantwortung 

Die Mitverantwortungsabgabe bei Milch wurde von 
2,5 v. H. auf 2 v. H. des Richtpreises gesenkt, wobei 
zusätzlich für kleine Milcherzeuger eine Erleichte-
rung bis zu einem Gesamtvolumen von 120 Mio. ECU 
(283 Mio. DM) in der EG geschaffen wurde. Die Ver-
teilung der Mittel erfolgt durch die Mitgliedstaaten 
nach von der Kommission aufgestellten Kriterien. 
Auf die Bundesrepublik Deutschland entfallen rund 
35 Mio. ECU (rund 83 Mio. DM). 

Der Rat kam überein, die bereits bei Milch und Zuk-
ker bestehende Erzeugermitverantwortung auch bei 
Getreide, Raps und Tomatenerzeugnissen einzufüh-
ren; hierfür wurden Produktionsschwellen (Garan-
tieschwellen) wie folgt festgelegt: 

Bei Getreide werden bei Überschreiten der Produk-
tionsschwelle von 119,5 Mio. t für alle Getreidearten, 
ausgenommen Hartweizen, die Interventionspreise 
und der Referenzpreis für Brotweizen für das fol-
gende Wirtschaftsjahr um 1 v. H. je Mio. t Mehrpro-
duktion gesenkt, wobei die Gesamtkürzung 5 v. H. 
nicht übersteigen darf. Eine ähnliche Regelung gilt 
für Raps, wenn eine Produktionsschwelle von 2,15 
Mio. t überschritten wird. Bei Tomatenerzeugnissen 
werden „geeignete Maßnahmen" ergriffen, wenn die 
Frischtomatenmenge für die Verarbeitung in Toma-
tenkonzentrat rund 3 Mio. t und für geschälte Toma-
ten rund 1,3 Mio. t überschreitet. Bei Milch ist bei 
Überschreiten der Garantieschwelle, die für 1982 ei-
ner Erhöhung der Milchanlieferungen um 0,5 v. H. 
gegenüber 1981 entspricht, eine entsprechende Ver-
ringerung der Interventionspreise für das folgende 
Wirtschaftsjahr vorgesehen. 

Sonstige Maßnahmen 

Es handelt sich vor allem um Maßnahmen, die Mit-
gliedstaaten zugute kommen, die sich in besonderen 
Schwierigkeiten befinden (z. B. Ausdehnung der 
Kälberprämie — bisher nur Italien — auf Irland und 
Griechenland, Umstellung der variablen Schlacht

-

prämie bei Schafen und Erzeugerprämie in Nordir-
land, vorgezogene Preisanhebung für Griechen-
land). Daneben sind folgende Maßnahmen von Be-
deutung: 

— Wiedereinführung der Verbilligung von Butter 
für die Herstellung von Butterreinfett für End-
verbraucher; 

— Erhöhung des gemeinschaftlichen Beihilfebetra-
ges für Schulmilch um 12,5 v. H.; gleichzeitig wird 
die vom Mitgliedstaat geforderte Mindestbeteili-
gung von 25 v. H. auf 12,5 v. H. der EG-Beihilfe ge-
senkt; 

— Erhöhung der Marge zur Festsetzung der Bei-
hilfe für die Verbilligung von Magermilchpulver 
zur Verfütterung an Kälber. 

Mediterrane Produkte 

Wein 

Im Hinblick auf den zu erwartenden Beitritt 
Spaniens und Portugals sind durch Änderungen der 
Weinmarktordnung gegen den Widerstand der Bun-
desregierung die vorhandenen Marktordnungsmaß-
nahmen ergänzt worden. Als wesentliche Elemente 
sind zu nennen: 

In Überschußjahren wird für die über den normalen 
Verbrauch hinausgehenden Tafelweinmengen eine 
obligatorische Destillation mit einem Ankaufspreis 
von 60 v. H. (Wirtschaftsjahr 1982/83: 65 v. H.) des 
Orientierungspreises der jeweiligen Weinart durch-
geführt. Dieser Destillation, die jedoch erst nach 
dem 15. Dezember aufgrund der Vorbilanz beschlos-
sen werden kann, geht eine freiwillige Präventivde-
stillation zum gleichen Preis voraus. Die destillierte 
Menge wird auf die obligatorische Destillation ange-
rechnet. Der Brenner kann eine Beihilfe in An-
spruch nehmen, wenn das destillierte Erzeugnis 
mindestens 52 v. H. vol. Alkohol aufweist oder das 
Erzeugnis an die Interventionsstelle liefert, wenn es 
mindestens 92 v. H. vol. Alkohol aufweist. Die Mit-
gliedstaaten können vorsehen, daß ihre Interven-
tionsstellen das Erzeugnis nicht ankaufen. Die Über-
nahme ist in der Bundesrepublik Deutschland aus-
geschlossen, da nach dem Branntweinmonopolge-
setz Alkohol aus Wein nicht ablieferungsfähig ist. 
Der Ankauf durch die Interventionsstelle wird vom 
EAGFL finanziert. 

Gleichzeitig mit der obligatorischen Destillation 
wird eine freiwillige Destillation mit einem An-
kaufspreis von 82 v. H. des Orientierungspreises der 
jeweiligen Weinart eröffnet. Die Kommission kann 
die Maßnahme bis zu 5 Mio. hl selbst einleiten; bei 
größeren Mengen muß der Rat entscheiden. Die 
Kommission kann ferner jede andere geeignete 
Maßnahme bis höchstens 5 Mio. hl beschließen. 

In Normaljahren kann die Kommission eine freiwil-
lige Präventivdestillation zu Beginn des Wirtschafts-
jahres zu einem Ankaufspreis von 60 v. H. (1982/83: 
65 v. H.) des Orientierungspreises der jeweiligen 
Weinart beschließen. Falls es die Marktlage erfor-
dert, kann die Kommission eine freiwillige Destilla-
tion bis zu 5 Mio. hl zu einem Ankaufspreis von 
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82 v. H. des Orientierungspreises der jeweiligen 
Weinart beschließen. 

Bei der freiwilligen Präventivdestillation sowie bei 
der freiwilligen Destillation erhält der Brenner eine 
Beihilfe, wenn das destillierte Erzeugnis mindestens 
52 v. H. vol. Alkohol aufweist. 

Obst und Gemüse 

Der Agrarpreiskompromiß enthält ein besonderes 
Umstellungsprogramm für die Produktion von 
Zitrusfrüchten. Damit soll u. a. die Zitrusproduktion 
der EG auf marktgängige Sorten umgestellt werden. 
Außerdem werden die Interventionsregelungen auf 
Auberginen und Aprikosen ausgedehnt. Über son-
stige Maßnahmen zur Anpassung der Marktord-
nung für Obst und Gemüse soll der Rat bis Ende Ok-
tober entscheiden. 

Olivenöl 

Der Rat hat die Erörterung von Lösungsmöglichkei-
ten der im Hinblick auf den Beitritt Spaniens und 
Portugals sich ergebenden Olivenölproblematik vor-
erst zurückgestellt; über geeignete Maßnahmen will 
der Rat bis zum 31. Oktober 1982 entscheiden. 

Agrarstrukturpolitik 

Marktstruktur 

26. Die im Jahre 1977 verabschiedete Verordnung 
(EWG) Nr. 355/77 über eine gemeinsame Maßnahme 
zur Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermark-
tungsbedingungen für landwirtschaftliche Erzeug-
nisse bildet die Grundlage für die Förderung markt

-

strukturverbessernder Vorhaben aus dem Europäi-
schen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft (EAGFL). Eine wichtige Förde-
rungsvoraussetzung ist die Erstellung regional be-
grenzter Programme, in denen die Mitgliedstaaten 
die strukturellen Anpassungsnotwendigkeiten der 
zu fördernden Warenbereiche darstellen und die ge-
planten Förderungsaktivitäten konkretisieren. 

In der EG gibt es z. Z. 125 von der Kommission ge-
nehmigte Programme (davon 39 in der Bundesrepu-
blik Deutschland), die die verschiedensten Warenbe-
reiche betreffen. Die Förderung nach dieser Verord-
nung beschränkt sich auf solche Regionen und Sek-
toren, in denen der strukturelle Anpassungsbedarf 
besonders groß ist. 

Im ersten Halbjahr 1982 hat die Kommission für 170 
Vorhaben aus der Gemeinschaft Zuschüsse in Höhe 
von insgesamt ca. 54 Mio. ECU (127 Mio. DM) bewil-
ligt. 

Darunter befinden sich 52 Vorhaben aus der Bun-
desrepublik Deutschland mit einem Gesamtbeihilfe-
volumen von 10,4 Mio. ECU (25 Mio. DM). 

27. Auf der Grundlage der Änderungsverordnung 
(EWG) Nr. 1361/78 zur Verordnung (EWG) Nr. 355/77 
können im Rahmen der Politik für die Mittelmeer-
länder relativ günstigere Investitionsbeihilfen für 

Vorhaben zur Verbesserung der Marktstruktur in 
den benachteiligten Mittelmeerregionen Frank-
reichs und Italiens gewährt werden. Im ersten Halb-
j ahr 1982 wurden hierfür insgesamt ca. 41,2 Mio. 
ECU (97 Mio. DM) zur Verfügung gestellt. Davon ent-
fielen 8,1 Mio. ECU (19 Mio. DM) auf 40 Vorhaben in 
Südfrankreich und 33,1 Mio. ECU (78 Mio. DM) auf 
60 Vorhaben im Mezzogiorno. 

Daneben wurden gemäß Verordnung (EWG) 
Nr. 1820/80 zu den gleichen Konditionen wie im Mez-
zogiorno für zehn Vorhaben in Westirland etwa 
3,8 Mio. ECU (9 Mio. DM) gewährt. 

Produktionsstruktur 

28. Am 17. April 1982 waren die sozio-ökonomi-
schen Strukturrichtlinien ausgelaufen. Auf Vor-
schlag der Kommission hat der Rat beschlossen, sie 
bis zum 31. Dezember 1983 zu verlängern. Nach Auf-
fassung der Kommission ist die Fortsetzung auch 
über diesen Zeitpunkt hinaus notwendig, da weiter-
hin erheblicher struktureller Anpassungsbedarf be-
steht, der eine gemeinschaftliche Unterstützung er-
forderlich macht. Sie beabsichtigt daher, dem Rat 
Vorschläge für eine grundsätzliche Weiterführung 
der Strukturrichtlinien vorzulegen. Gleichzeitig be-
kräftigt die Kommission ihre Auffassung, daß wei-
tere inhaltliche Anpassungen und Ergänzungen not-
wendig sein werden. 

Gleichzeitig mit der Verlängerung der Struktur-
richtlinien hat der Rat vor dem Hintergrund rück-
läufiger Investitionen und sinkender Einkommen in 
der Landwirtschaft beschlossen, die Investitionsför-
derung bei Betrieben mit Entwicklungsplan zu ver-
stärken. Sie erhalten für die ersten zehn Jahre eine 
gegenüber der bisherigen Förderung um drei Pro-
zentpunkte erhöhte Zinsverbilligung. Die bereits be-
stehenden Sonderkonditionen zugunsten von Irland 
und Italien bleiben davon unberührt. 

29. Gleichzeitig mit dem diesjährigen Preispaket 
wurde einem Sonderprogramm zu Verbesserung der 
Erzeugung und Vermarktung von Zitrusfrüchten in 
der Gemeinschaft zugestimmt. Dieses Sonderpro-
gramm, an dem vornehmlich Griechenland und Ita-
lien partizipieren, wird bei einer ca. zehnjährigen 
Laufzeit Kosten in Höhe von rd. 700 Mio. DM zu La-
sten des EAGFL verursachen. 

30. Verabschiedet hat der Rat auch ein Sonderpro-
gramm zur Beschleunigung der Agrarentwicklung 
in bestimmten Gebieten Griechenlands. Ziel dieses 
Programms ist die Verbesserung 

— der ländlichen Infrastruktur, 

— der natürlichen Produktionsbedingungen sowie 
der einzelbetrieblichen Wettbewerbslage, 

— der Ausbildungsmöglichkeiten für Landwirte 
und 

— der Forstwirtschaft. 

Die Kosten des Programms zu Lasten des EAGFL 
belaufen sich während des vorgesehenen Fünfjah-
reszeitraums auf ca. 500 Mio. DM. 
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Finanzierung der Agrarpolitik 

31. Die für die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik erforderlichen Haushaltsmittel werden 
innerhalb des Europäischen Ausrichtungs- und Ga- 

rantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL) veran-
schlagt. Er wird auch 1983 mit voraussichtlich 
rd. 70 v. H. den größten Ausgabenblock innerhalb 
des Gesamthaushalts der EG darstellen. 

Die Ausgabenansätze des EAGFL betragen: 

Mittel 1982 1 ) 2 ) Mittel  1983 1) 3 ) 

Mio. ECU Mio. ECU 

Abteilung Garantie 	 
Abteilung Ausrichtung 	 

13 703,1 
780,8 

14 087,1 
635,9 

14 483,9 
(35 133,7 Mio. DM) 4 ) 

14 723,0 
(35 713,7 Mio. DM) 4 ) 

1) Zahlungsermächtigungen 
2) Gesamthaushalt 1982 der EG einschließlich der in Kapitel 100 eingesetzten Reservemittel in Höhe von 454,4 Mio. ECU 
3) Entwurf des Gesamthaushaltsplans 1983 der EG 
4) Umrechnungskurs: 1 ECU = 2,42571 DM (Haushaltskurs) 

Die Agrarpolitik ist Teil der Gesamtpolitik der Ge-
meinschaft. Folglich bestehen zwischen der gemein-
samen Agrarpolitik und den anderen Politikberei-
chen der Gemeinschaft Wechselwirkungen. Bei vie-
len Maßnahmen ist eine Abgrenzung danach, ob sie 
rein landwirtschaftlichen Zielen dienen oder sich 
aus dem Zusammenhang zwischen der Agrarpolitik 
und z. B. der Außenhandels- oder Währungspolitik 
ergeben, praktisch unmöglich. Deshalb wird auch 
weiterhin von einer verschiedentlich geforderten 
Aufgliederung der Kosten abgesehen. 

32. Kernstück der EG-Agrarfinanzierung ist die 
Abteilung Garantie, aus der die Ausgaben für die ge-
meinsamen Marktordnungen in der Regel vollstän-
dig finanziert werden. Die starke Zunahme der 
Marktordnungsausgaben in den Jahren 1975 bis 
1979 von durchschnittlich 23 v. H./Jahr hat zu einer 
weitgehenden Ausschöpfung des Finanzrahmens 
der Gemeinschaft und zu einer unausgewogenen 
Haushaltsstruktur geführt. Die Bundesregierung 
hat sich deshalb zum Ziel gesetzt, die Agrarpolitik so 
zu gestalten, daß der Anstieg der Agrarausgaben un-
ter dem erwarteten Einnahmezuwachs der EG 
bleibt (marktgerechte Preisanhebungen, Erzeuger-
mitverantwortung, Einschränkung der Interventio-
nen und Abbau von Beihilfen). Dieses Ziel ist in den 
letzten beiden Jahren erreicht worden. Auch von 
1982 auf 1983 ist nur eine mäßige Steigerung der 
Ausgaben um 1,7 v. H. vorgesehen. Hierbei ergeben 
sich allerdings gewisse Risiken, insbesondere aus 
der sich abzeichnenden hohen Überschußproduk-
tion im Milchsektor und aus der Entwicklung des 
Weltmarktpreises und des Dollarkurses. 

33. Im Rahmen der Abteilung Ausrichtung des 
EAGFL beteiligt sich die Gemeinschaft finanziell an 
agrarstrukturpolitischen Maßnahmen der Mitglied-
staaten. Seit dem 1. Januar 1980 gilt ein Plafond für 
fünf Jahre, der z. Z. unter Berücksichtigung des Bei-
tritts Griechenlands zur EG insgesamt 3 755 Mio. 
ECU (rd. 9,1 Mrd. DM) beträgt. Für den Zeitraum 
1980 bis 1984 ist der Plafond bereits jetzt durch be

-

schlossene und vorgeschlagene Maßnahmen prak-
tisch ausgefüllt. Die Bundesregierung wird an dem 
Prinzip der Plafondierung festhalten, um auch in Zu-
kunft einen unkontrollierten Anstieg der Struktur-
ausgaben zu vermeiden. 

Die Bemühungen zur Bekämpfung von Unregelmä-
ßigkeiten zu Lasten des EAGFL im Rahmen der Fi-
nanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik wurden 
fortgesetzt. Die Bundesregierung setzt sich im Hin-
blick auf das fortbestehende Ungleichgewicht der 
von den Mitgliedstaaten gemeldeten Unregelmäßig-
keiten weiterhin nachdrücklich für eine einheitliche 
Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften und 
Harmonisierung der Kontrollpraxis in allen Mit-
gliedstaaten ein. 

Währungspolitische Maßnahmen auf dem Agrarsektor 

34. Bei den Agrarpreisentscheidungen für das 
Wirtschaftsjahr 1982/83 vom 18. Mai 1982 hat der 
Rat — wie in früheren Jahren — eine Anpassung 
„der Grünen Kurse" vorgenommen. Im einzelnen 
wurde 

— die DM aufgewertet um 	 2,9 v. H. 
— der Gulden aufgewertet um 	2,0 v. H. 
— der französische Franc abgewertet um 1,8 v. H. 
— der belgisch/luxemburgische Franc 

abgewertet um 	 5,6 v. H. 
— die dänische Krone abgewertet um 	1,5 v. H. 
— die Drachme abgewertet um 	3,8 v. H. 
— die Lira abgewertet um 	 2,5 v. H. 

Durch die Abwertungen treten in den betreffenden 
Ländern zusätzliche Preisanhebungen in nationaler 
Währung ein. Bei den Aufwertungen wird eine ge-
genüber der ECU-Preisanhebung verminderte An-
hebung der nationalen Preise wirksam. 

35. Am 12. Juni 1982 wurden die Leitkurse im EWS 
erneut geändert. Die DM und der holländische Gul-
den wurden um 4,25 v. H. aufgewertet, der französi- 

 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 	Drucksache 9/2069 

sche Franc um 5,75 v. H. und die italienische Lira um 
2,25 v. H. abgewertet. Nach diesem Realignment be-
tragen die Währungsausgleichsbeträge gegenwärtig 
für: 

— Deutschland 	 + 8,4 v. H. 
— Niederlande 	 + 5,4 v. H. 
— Großbritannien 	 + 9,6 v. H. 
— Frankreich 	 – 5,3 v. H. 
— Belgien/Luxemburg 	 – 3,1 v. H. 
— Italien 	 – 1,0 v. H. 

Wettbewerbsbedingungen in der Landwirtschaft 

36. Die Kommission hat zwischenzeitlich ihre Bei-
hilfeverbotsentscheidung zum niederländischen 
Erdgasvorzugstarif aufgehoben und das Beihilfever-
fahren in dieser Angelegenheit eingestellt, nachdem 
die niederländische Regierung die erforderlichen 
Maßnahmen dafür getroffen hatte, um den Vorzugs-
tarif für den Gartenbau in drei gleichen Stufen bis 
zum 1. März 1983 an den Industrietarif, der dem 
Heizwert für schweres Heizöl entspricht, anzupas-
sen. Die zugesagte Anhebung des Vorzugstarifs ent-
spricht zwar nicht ganz den Vorstellungen der Bun-
desregierung, sie bedeutet gleichwohl eine erhebli-
che Verringerung des bestehenden Unterschieds 
zwischen dem Gartenbautarif und dem Tarif für ver-
gleichbare Verbrauchsmengen in der Industrie. Der 
erste Anpassungsschritt ist in den Niederlanden 
planmäßig zum 1. Mai 1982 vollzogen worden. Die 
nächste Erhöhung, die den Vorzugstarif auf minde-
stens 90 v. H. des am Heizwert für Schweröl orien-
tierten Industriepreises anheben wird, ist bereits für 
den 1. Oktober 1982 vorgesehen. 

37. Im Berichtszeitraum kam es zu vereinzelten 
Behinderungen im innergemeinschaftlichen Waren-
verkehr mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen. 
Ihre Ursache lag meist in der Vornahme unverhält-
nismäßig intensiver Grenzkontrollen. Betroffen war 
insbesondere der Transport von Milch, Käse und Ei-
ern nach Italien. Die Kommission prüft z. Z. auf-
grund von Beschwerden der betroffenen Unterneh-
men und Wirtschaftskreise, ob die durchgeführten 
Grenzkontrollen mit Artikel 36 des EWG-Vertrages 
zu vereinbaren sind. 

Fischereipolitik 

38. Die Bundesregierung hat sich im Berichtszeit-
raum weiter für die Verwirklichung einer gemeinsa-
men EG-Fischereipolitik eingesetzt. 

Es wurden jedoch nur gewisse Fortschritte hinsicht-
lich des internen Fischereiregimes erzielt. So trat 
die neue Fassung der gemeinsamen Marktorganisa-
tion für Fischereierzeugnisse am 1. Juni 1982 in 
Kraft. Außerdem verabschiedete der Rat die wesent-
lichen  Folgeverordnungen für die Regelung des Bin-
nenmarktes; der Rat verabschiedete ferner eine Ver-
ordnung, in der Grundzüge für die Durchführung 
und Koodinierung der Kontrolle von Fischereifahr-
zeugen, das Logbuch und Meldeverpflichtungen der 

Mitgliedstaaten geregelt sind sowie die Befugnisse 
der Kommission umschrieben werden, wie beschlos-
sene Gesamtfangmengen (TAC) gegenüber den Mit-
gliedstaaten durchgesetzt werden. Auf die zentrale 
Frage der Regelung des Zugangs zu den küsten-
nahen Gewässern im EG-Meer, die Festlegung der 
Gesamtfangmengen — mit Ausnahme der mit Nor-
wegen für die Nordsee vereinbarten TAC — und die 
Quotierung auf die Mitgliedstaaten konnte sich der 
Rat noch nicht einigen. In mehreren befristeten Be-
schlüssen des Rates verpflichteten sich die Mitglied-
staaten aber, ihre Fischereitätigkeit an den TAC-
Vorschlägen der Kommission entsprechend den ge-
wohnten jahreszeitlichen Perioden auszurichten 
(roll-over). Bei der Anwendung dieser Beschlüsse 
kam es aber zu Meinungsverschiedenheiten über 
die daraus zu ziehenden Konsequenzen für die Fi-
schereitätigkeit in bestimmten Gebieten des EG-
Meeres. 

Dänemark hat aufgrund der Volksabstimmung in 
Grönland den Antrag gestellt, diesen Teil seines 
Staates aus dem Geltungsbereich der Römischen 
Verträge zu entlassen. Erste Verhandlungen über 
diesen Vertrag sind eingeleitet worden. Die deutsche 
Hochseefischerei ist auf den gesicherten Zugang zu 
den Gewässern um Grönland angewiesen. Wegen 
unseres Rechts, auch vor Westgrönland einer be-
schränkten Kabeljaufischerei nachzugehen, ist es 
zu einer Auseinandersetzung mit Dänemark gekom-
men, weil die dänische Regierung trotz entgegenste-
hender Entscheidung der Kommission die Aufbrin-
gung deutscher Trawler angedroht hat. 

Die deutsche Hochseefischerei machte deshalb von 
der erteilten Fangerlaubnis keinen Gebrauch. Die 
Bundesregierung strengte daraufhin gegen Däne-
mark das Vorverfahren über ein Vertragsverlet-
zungsverfahren an. Nachdem in deutsch-dänischen 
Verhandlungen am 14. September 1982 jedoch Ein-
vernehmen über die deutsche Kabeljaufischerei er-
zielt werden konnte (5 000 t bis zum 31. Oktober 
1982), wurde die Kommission gebeten, das eingelei-
tete Vorverfahren nicht weiter zu betreiben. 

39. Die Drittlandsfischerei wurde in Anwendung 
der Quotenvereinbarungen mit Norwegen, Kanada 
und den Färöern durchgeführt. Die Fischerei bei 
Nordnorwegen kam aber schon zum 1. August 1982 
zum Erliegen, weil zu diesem Zeitpunkt die wichtige, 
gegenüber dem Vorjahr reduzierte Seelachsquote 
bereits ausgefischt war. Die Zugangsmöglichkeiten 
der Kutterfischer in der Ostsee blieben, wie bereits 
im Vorjahr, auf das EG-Meer beschränkt. Die Jah-
resfangvereinbarung mit Schweden, aufgrund derer 
unsere Fischer einen zwar durch Lizenz- und Quo-
tenregelungen beschränkten, aber wirtschaftlich in-
teressanten Zugang zur- Fischereizone Schwedens 
erhalten sollten, wurde im Berichtszeitraum vom 
Rat nicht genehmigt, weil Meinungsverschiedenhei-
ten zwischen drei Mitgliedstaaten über die Skager-
rak-Vereinbarung nicht ausgeräumt werden konn-
ten. 

Eine Vereinbarung der EWG mit Island und Norwe-
gen über einen Fangstopp für die Industriefischart 
Lodde im Bereich Ostgrönland — Jan Mayen — Is- 
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land wurde im August 1982 als erstes Fischereiab-
kommen der EWG mit Island paraphiert. Es bleibt 
abzuwarten, ob die darin aufgezeichnete Möglich-
keit gegenseitiger Fischerei auf Blauen Wittling rea-
lisiert und einen Ansatzpunkt für einen weiterge-
henden Quotenaustausch geben wird. 

VII. Energiepolitik 

40. Die Gemeinschaft hat in den letzten beiden 
Jahren in der Politik der rationellen Energieverwen-
dung und der Ölverdrängung große Fortschritte er-
zielt. Dies geht aus dem jüngsten Bericht der Korn-
mission an den Rat über die energiepolitischen Pro-
gramme der Mitgliedstaaten hervor. Trotz des für 
die Gemeinschaft positiven Gesamtbildes bleibt je-
doch festzuhalten, daß es in einigen Mitgliedstaaten 
weiterer Anstöße bedarf, wenn die vom Rat 1980 im 
Hinblick auf das Jahr 1990 festgesetzten energiepoli-
tischen Ziele der Gemeinschaft überall erreicht wer-
den sollen. 

Was die einzelnen Teilbereiche der gemeinschaftli-
chen Energiepolitik anlangt, so verabschiedete der 
Rat auf seiner Tagung vom 13. Juli 1982 eine Emp-
fehlung für nationale Maßnahmen der Mitgliedstaa-
ten zur Anregung der Investitionstätigkeit bei der 
rationellen Energieverwendung. Zur Kernenergie 
einigte sich der Rat auf Schlußfolgerungen, die für 
die weitere Entwicklung dieses wichtigen Primär-
energieträgers in der Gemeinschaft nützliche Orien-
tierungen bringen. 

Dagegen bleibt das Problem der gemeinschaftlichen 
Kohlepolitik weiter umstritten. Aus deutscher Sicht 
muß dabei die Aufrechterhaltung einer angemesse-
nen gemeinschaftlichen Förderkapazität vor allem 
auch aus Sicherheitsgründen vorrangiges Ziel der 
EG-Kohlepolitik sein. An den hierfür aufzubringen-
den Lasten müssen sich alle Mitgliedstaaten beteili-
gen, die von der Gemeinschaftskohle profitieren. Die 
Bundesregierung wird sich weiter für die Verwirkli-
chung einer kohlepolitischen Strategie in Brüssel 
einsetzen, die diese Grundsätze berücksichtigt. 

41. Seit 1979 werden in Ergänzung zu entsprechen-
den nationalen Programmen von der Gemeinschaft 
Demonstrationsprojekte zur Energieeinsparung, 
zur Verwendung alternativer Energiequellen sowie 
auf dem Gebiet der Kohleveredelung gefördert. Die 
Kommission hat nunmehr neue Vorschläge zur Ver-
längerung dieses Gemeinschaftsprogramms vorge-
legt. Bei ihrer Prüfung wird darauf zu achten sein, 
daß in den begleitenden nationalen Programmen 
vergleichbare Anstrengungen aller Mitgliedstaaten 
unternommen werden, und daß die Gemeinschafts-
maßnahmen Bereiche abdecken, in denen ein echtes 
Interesse der Gemeinschaft als Ganzes besteht. 

VIII. Nuklearpolitik 

42. Der Rat genehmigte im September 1982 den 
Abschluß Ergänzender Abmachungen zum Überein

-kommen zwischen Frankreich, der Europäischen 
Atomgemeinschaft und der Internationalen Atom-
energie-Organisation betreffend die Anwendung 
von Sicherungsmaßnahmen in Frankreich. 

IX. Verkehrspolitik 

43. Im Bereich der gemeinsamen Verkehrspolitik 
setzt sich die Bundesregierung weiter für eine För-
derung des grenzüberschreitenden Eisenbahnver-
kehrs einschließlich des kombinierten Verkehrs 
Schiene/Straße ein, um darauf hinzuwirken, daß die 
Eisenbahnen wieder einen angemessenen Platz in-
nerhalb des europäischen Verkehrssystems einneh-
men. Bei der Verabschiedung einer EG-Eisenbahn-
resolution im Dezember 1981 hat der Rat die Kom-
mission beauftragt, ein Aktionsprogramm zu erar-
beiten, das inzwischen durch deutsche Vorschläge — 
die  z. T. über die Vorschläge der Kommission hin-
ausgehen — ergänzt worden ist. Um die Eisenbah-
nen durch gezielte Maßnahmen zu unterstützen, 
sind nach deutscher Ansicht insbesondere unerläß-
lich 

— die Beseitigung von Hindernissen, die der Ab-
wicklung des grenzüberschreitenden Verkehrs 
entgegenstehen, 

— die Anpassung von Infrastruktur und Fahrzeug-
park an die Personen- und Güterströme der Ge-
meinschaft und 

— eine enge Zusammenarbeit der Eisenbahnen. 

44. Im Berichtszeitraum wurde eine Richtlinie zur 
Änderung der Richtlinie 75/130/EWG über die Fest-
legung gemeinsamer Regeln für bestimmte Beförde-
rungen im kombinierten Güterverkehr verabschie-
det, die u. a. den Containertransport mit Binnen-
schiffen einbezieht. Außerdem wurde die Beihilfe-
verordnung Nr. 1107/70 durch Bestimmungen über 
den kombinierten Verkehr ergänzt. Ebenfalls verab-
schiedet wurde eine Entscheidung über die Preisbil-
dung im grenzüberschreitenden Eisenbahngüter-
verkehr. Hiermit wird den Eisenbahnen im interna-
tionalen Güterverkehr größere Bewegungsfreiheit 
bei der Preisbildung zugestanden. 

45. Ferner hat der Rat eine Richtlinie über techni-
sche Vorschriften für Binnenschiffe sowie eine 
Richtlinie zur Änderung der Richtlinie 80/51/EWG 
zur Verringerung der Schallemissionen von Unter-
schalluftfahrzeugen beschlossen, welche die für 
Großflugzeuge bestehende Regelung auf Strahlflug-
zeuge bis 20 t ausdehnt. Schließlich wurden ein 
Übereinkommen zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und Drittländern über Regeln 
für den grenzüberschreitenden Personenverkehr 
mit Kraftomnibussen gebilligt sowie eine Erklärung 
des Rates über die Einzelheiten und den Zeitplan für 
die Ratifizierung bzw. den Beitritt zum Übereinkom-
men der Vereinten Nationen über einen Verhaltens-
kodex für Linienkonferenzen. 

Bei dem Vorschlag für eine Richtlinie über Gewich-
te, Abmessungen und bestimmte andere Merkmale 

 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 	Drucksache 9/2069 

von Güterkraftfahrzeugen konnte eine gewisse An-
näherung der Auffassung erreicht werden. 

46. Zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Ra-
tes zur Unterstützung von Vorhaben von gemein-
schaftlicher Bedeutung auf dem Gebiet der Ver-
kehrsinfrastruktur einigte sich der Rat auf eine von 
deutscher Seite maßgeblich beeinflußte Kompro-
mißregelung, wonach die Kommission gebeten wird, 
dem Rat innerhalb von sechs Monaten ein Pro-
gramm vorzulegen, das Versuchscharakter haben, 
ausgewogen sein, sich auf eine Periode von drei bis 
fünf Jahren erstrecken und aus konkreten Infra-
strukturprojekten zusammengesetzt sein soll. Da-
bei soll die Kommission die Modalitäten und finan-
ziellen Konsequenzen des Programms darlegen. Der 
Rat wird dieses Programm so bald wie möglich erör-
tern. 

47. In einer Erklärung der deutschen Delegation zu 
den Verkehrsverhandlungen mit Österreich werden 
Rat und Kommission aufgefordert, im Hinblick auf 
die außerordentliche Belastung, die für Österreich 
durch die Transitverkehre entsteht, die Verhandlun-
gen mit diesem Land zu intensivieren und dabei 
auch neue Wege zur Problemlösung zu suchen. 

Das EP hat Mitte September 1982 beschlossen, vor 
dem Europäischen Gerichtshof Klage gegen den Rat 
wegen Untätigkeit in der gemeinsamen Verkehrspo-
litik zu erheben, sofern der Rat nicht binnen zwei 
Monaten tätig wird. Das EP ist der Auffassung, daß 
der Rat auf dem Gebiet der Verkehrspolitik nicht ge-
nügend Fortschritte erzielt habe. 

X. Forschungspolitik 

48. Am 30. Juni 1982 führte der Rat eine Orientie-
rungsdebatte über zwei Kommissionsvorschläge be-
treffend die gemeinsame Forschungs- und Entwick-
lungspolitik in den 80er Jahren: Hinsichtlich der 
Einführung eines Rahmenprogramms für alle F&E-
relevanten Aktionen der Gemeinschaft bat der Rat 
die Kommission, ein als mittelfristiges Prognose- 
und Planungsinstrument konzipiertes Rahmenpro-
gramm 1984 bis 1987 bis Ende 1982 vorzulegen, damit 
es der Rat 1983 genehmigen kann. Der Rat disku-
tierte daneben die Zweckmäßigkeit, auf Gemein-
schaftsebene Maßnahmen zur Stimulierung des wis-
senschaftlichen und technischen Potentials als Er-
gänzung der bereits bestehenden nationalen und in-
ternationalen Aktionen durchzuführen; der Rat soll 
noch vor Ende 1982 zu einem Kommissionsvor-
schlag für einen Pilotversuch auf diesem Gebiet 
Stellung nehmen. 

Der Rat nahm bei dieser Gelegenheit Kenntnis von-
den Überlegungen der Kommission für eine Neuaus-
richtung des Mehrjahresprogramms 1984 bis 1987 
der Gemeinsamen Forschungsstelle; die Kommis-
sion erwartet eine Entscheidung hierüber noch im 
Laufe des Jahres 1982. 

Der Rat hat im übrigen nach Diskussion einer dies

-

bezüglichen Mitteilung der Kommission festgestellt, 
daß ein mit den einzelstaatlichen Programmen ab

-

gestimmtes gemeinschaftliches strategisches For-
schungs- und Entwicklungsprogramm auf dem Ge-
biet der Informationstechnologien dazu beitragen 
könnte, die Wettbewerbsposition der betreffenden 
europäischen Industrie zu verbessern. Auch hier soll 
der Rat noch vor Jahresende eine Reihe von Einfüh-
rungsvorhaben beschließen. 

49. Der Rat hat am 30. Juni 1982 ferner eine Emp-
fehlung betreffend die Erfassung von Arbeiten über 
die Neuverknüpfung von Desoxyribonukleinsäure 
(DNS) erlassen. Darin werden die Mitgliedstaaten 
aufgefordert, Maßnahmen zur systematischen Er-
fassung derjenigen Arbeiten zu ergreifen, bei denen 
bestimmte Verfahren der Molekularbiologie ange-
wandt werden, die die Übertragung genetischer In-
formationen zwischen verschiedenen Spezies er-
möglichen sollen. Diese Erfassung dient u. a. der Un-
terrichtung über die bei der Durchführung solcher 
Arbeiten vorgesehenen Sicherheitsvorkehrungen. 

50. Der Rat hat schießlich am 17. August 1982 ein 
Forschungsprogramm Medizin und Gesundheitswe-
sen 1982 bis 1986 gebilligt. Es handelt sich um die ge-
meinschaftliche Koodinierung national finanzierter 
Vorhaben auf den Gebieten prä-, peri- und postna-
tale Fürsorge, Probleme des Alterns und der Körper-
behinderten, Versagen des Anpassungsvermögens, 
Gesundheitseinrichtungsforschung, medizinische 
Technologie, Ernährung und Arzneimittel. Man 
rechnet, daß auf diese Weise nationale Vorhaben im 
Umfang von rd. 200 bis 300 Mio. ECU (572 bis 
708 Mio. DM) in die gemeinschaftliche Koordinie-
rung einbezogen werden; der gemeinschaftliche Ko-
ordinierungsaufwand wird mir rd. 13,5 Mio. ECU 
(31,9 Mio. DM) veranschlagt. 

EGKS 

51. Im Berichtszeitraum legte die Kommission 
zwei Memoranden vor, die die Finanzierung von 
Forschungen auf den Gebieten Bergtechnik, Pro-
duktveredelung und Betriebssicherheit im Bergbau 
vorsehen. Die Programme umfassen 39 Vorhaben 
mit einem Kostenaufwand von 35,7 Mio. ECU 
(84,3 Mio. DM). An Beihilfen sind 26,4 Mio. ECU 
(62,3 Mio. DM) vorgesehen. Deutsche Unternehmen 
und Institute sind angemessen beteiligt. 

XI. Sozialpolitik 

52. Angesichts der weiteren Zunahme der Arbeits-
losigkeit in den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft — Ende Juli 1982 10,7 Mio. registrierte 
Arbeitslose — stand die Verbesserung der Arbeits-
marktlage im Mittelpunkt der sozialpolitischen Dis-
kussion in der Gemeinschaft. Am 27. Mai 1982 nahm 
der Rat eine Entschließung zur Bekämpfung der Ar-
beitslosgkeit an, wonach die Arbeitslosigkeit in er-
ster Linie durch Investitionen bekämpft werden soll, 
die auf bestimmte Wirtschaftsbereiche zu konzen-
trieren sind. Die Förderungsmaßnahmen sollen vor 
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allem Regionen mit besonders ernsten Struktur-
und Beschäftigungsproblemen zugute kommen. Be-
sonderes Gewicht wird auf die berufliche Bildung 
der Jugendlichen und die Wiedereingliederung der 
Langzeitarbeitslosen gelegt. 

Der hohen Jugendarbeitslosigkeit soll auch bei der 
Ende 1982 anstehenden Reform des Sozialfonds 
Rechnung getragen werden. 

53. Zur Verbesserung der Arbeits- und Lebensbe-
dingungen wurde vom Rat am 27. Mai 1982 eine 
Empfehlung behandelt, die Grundsätze für ein ge-
meinsames Vorgehen der Mitgliedstaaten bei der 
Verwirklichung einer flexiblen Rentenaltersgrenze 
zum Inhalt hat. Nach dieser Empfehlung sollen die 
Arbeitnehmer von einem bestimmten, national fest

-zulegenden Alter an den Zeitpunkt für die Inan-
spruchnahme der Rente frei wählen können. 

54. Am 28. Juli 1982 wurde vom Rat eine Richtlinie 
zum Schutz der Arbeitnehmer vor Gefahren durch 
Blei verabschiedet. 

Der Richtlinie liegt folgende Konzeption zugrunde: 
Übersteigt am Arbeitsplatz die Bleikonzentration in 
der Luft oder der Blutbleispiegel der Arbeitnehmer 
gewisse Werte (Aktionswerte), so hat eine regelmä-
ßige Überwachung der Luft und eine medizinische 
Überwachung der Arbeitnehmer einzusetzen. Dar-
über hinaus sind Schutzmaßnahmen (Hygiene und 
Information) zu treffen. Weiterhin setzt die Richtli-
nie Grenzwerte für Luft- und Blutblei fest. Bei ihrer 
Überschreitung müssen die Gefahrenquellen ermit-
telt, ausgeschaltet oder gezielte Schutzmaßnahmen 
zugunsten der Arbeitnehmer getroffen werden 
(auch Betriebsschließung möglich). Wird der Blut-
bleispiegel überschritten, so kann dies zur Entfer-
nung des Arbeitnehmers aus der gefährdeten Umge-
bung führen. Die Richtlinie trägt zu einer wesentli

-

chen Verbesserung des Arbeitsschutzes innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft bei. 

Maßnahmen im Bereich der EGKS 

Umstellungs- und Anpassungsmaßnahmen 

Artikel 56 § 2 a EGKS-Vertrag 

55. Im Berichtszeitraum wurden acht Anträge auf 
Umstellungsdarlehen in Höhe von insgesamt 
228,5 Mio. DM an die Kommission gestellt. Mit Hilfe 
der Darlehen sollen etwa 4 000 neue Arbeitsplätze 
für ehemalige EGKS-Arbeitnehmer geschaffen wer-
den. 

Artikel 56 § 2 b EGKS-Vertrag 

Für 3 575 Stahlarbeitnehmer und 228 Arbeitnehmer 
aus dem Erzbergbau wurden bei der Kommission 
insgesamt 12,6 Mio. DM an Beihilfen beantragt. 

Die Kommission stellte der Bundesrepublik 
Deutschland im Berichtszeitraum für 9 568 betrof-
fene Arbeitnehmer (davon 4 924 Stahlarbeitnehmer) 
insgesamt 30,2 Mio. DM (davon 13,7 Mio. DM für 
Stahlarbeitnehmer) an Beihilfen bereit. 

Arbeiterwohnungsbau 

56. Die im Rahmen des 1. Abschnittes des 9. Fi-
nanzhilfeprogramms für den Stahlarbeiterwoh-
nungsbau in der Bundesrepublik Deutschland zur 
Verfügung gestellten 5 Mio. ERE (rd. 11,8 Mio. DM) 
sind in der Zwischenzeit voll durch Verträge belegt, 
die von der Kommission genehmigt wurden. 

Die Kommission hat die Fortführung des 9. Finanz
-hilfeprogramms beschlossen. Eine zweite Tranche 

in Höhe von 30 Mio. ERE für die Jahre 1982/1983 hat 
sie inzwischen genehmigt. Die deutsche Stahlindu-
strie hat davon 4,45 Mio. ERE (rd. 10,5 Mio. DM) er-
halten. Die Verteilung dieser Summe wird vorberei-
tet; ab Mitte des Monats September werden die Zu-
teilungen an die Werke erfolgen. 

XII. Umweltpolitik 

57. Die Ratstagung am 24. Juni 1982 brachte wei-
tere erfreuliche Fortschritte für eine gemeinschaftli-
che Umweltpolitik, wenngleich der wichtige Richtli-
nienvorschlag über eine Umweltverträglichkeits-
prüfung in dieser Verhandlungsrunde noch nicht 
einvernehmlich beschlossen werden konnte. 

Der Rat billigte eine Richtlinie über Einzelheiten 
der Überwachung und Kontrolle der durch die Ablei-
tungen aus der Titandioxid-Produktion betroffenen 
Umweltmedien. Mit dieser Richtlinie wird Artikel 7 
der Richtlinie 78/176/EWG über Abfälle aus der 
Titandioxid-Produktion durchgeführt, in dem festge-
legt ist, daß die Beseitigung dieser Abfälle mit einer 
Kontrolle der betroffenen Umweltmedien in bezug 
auf die physikalischen, chemischen, biologischen 
und ökologischen Aspekte einhergehen muß. 

Der Rat stimmte auch einer Richtlinie zu betreffend 
die Qualitätsnormen für den Bleigehalt der Luft. 
Durch diese Richtlinie soll ein als Jahresmittelwert 
ausgedrückter Grenzwert für den Bleigehalt der 
Luft von 2 µg je m3  festgesetzt werden. Außerdem 
werden in der Richtlinie die Kriterien für die Wahl 
einer Probenahmemethode und die Referenzme-
thode für die Analyse zur Bestimmung des Bleige-
halts in der Luft festgelegt. 

Die Entscheidung des Rats über Fluorchlorkohlen-
wasserstoffe in der Umwelt konsolidiert im wesent-
lichen die am 26. März 1980 festgelegten gemein-
schaftlichen Maßnahmen, fordert aber darüber hin-
aus die Kommission auf, 1983 weitere Vorschläge 
vorzulegen. 

58. Die Bundesregierung legte ein Memorandum 
zur gemeinschaftlichen Luftreinhaltepolitik vor. Da-
mit soll der hohe Stellenwert einer gemeinschaftli-
chen Anstrengung zur Luftreinhaltung unterstri-
chen werden. Die Bundesregierung schlägt im 
Grundsatz eine Richtlinie vor, in der anknüpfend an 
den Stand der Technik eine allgemeine Genehmi-
gungspflicht für einschlägige Anlagen sowie der 
Grundsatz der Emissionsbegrenzung an der Quelle 
gefordert werden. Es ist nunmehr an der Kommis-
sion, in Ausübung ihres Initiativrechtes möglichst 
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bald einen beratungsfähigen Richtlinientext dem 
Rat vorzulegen. 

Artenschutz 

59. Der Rat hat am 24. Juni 1982 die Verordnung 
zur Anwendung des Übereinkommens über den in-
ternationalen Handel mit gefährdeten Arten freile-
bender Tiere und Pflanzen (sog. Washingtoner Ar-
tenschutzübereinkommen) in der Gemeinschaft ver-
abschiedet. Die Verordnung stellt einen bedeuten-
den Integrationsfortschritt dar, da das Washing-
toner Artenschutzübereinkommen nun auch in den 
fünf Mitgliedstaaten, die ihm völkerrechtlich noch 
nicht angehören (Belgien, Niederlande, Luxemburg, 
Irland, Griechenland) als Gemeinschaftsrecht un-
mittelbar gilt. Außenwirtschaftlich hat die Verord-
nung ein gemeinsames Handelsregime gegenüber 
den Drittländern geschaffen. Innergemeinschaftlich 
bedeutet die Verordnung die Schaffung des freien 
Warenverkehrs auch für diesen Warenbereich. 

Für die für den April 1983 festgesetzte Vierte Konfe-
renz der 77 Vertragsstaaten des Washingtoner Ar-
tenschutzübereinkommens in Gabarone/Botswana 
haben die EG-Mitgliedstaaten die Konzertierung für 
ein gemeinsames Auftreten auf dieser internationa-
len Konferenz begonnen. 

XIII. Bildungspolitik 

60. Am 24. Mai 1982 fand eine weitere Tagung der 
EG-Bildungsminister unter belgischem Vorsitz 
statt. 

Im Mittelpunkt der Beratungen standen Fragen der 
Bildung und Ausbildung im Rahmen der Beschäfti-
gungslage in der Gemeinschaft. Vor dem Hinter-
grund der kritischen Beschäftigungslage, vor allem 
auch der Jugendarbeitslosigkeit, in allen Mitglied-
staaten wurde eine Entschließung des Rats und der 
im Rat vereinigten Minister für Bildungswesen ver-
abschiedet, die weitere Maßnahmen zur besseren 
Vorbereitung der Jugendlichen auf den Beruf und 
zur Erleichterung ihres Übergangs von der Schule 
zum Berufsleben vorsieht. Insbesondere wurde im 
Anschluß an das erste Modellversuchsprogramm 
vom 13. Dezember 1976 eine zweite Reihe von 25 
regional und thematisch auf alle Mitgliedstaaten 
verteilte Modellversuchen beschlossen, die dazu bei-
tragen sollen, die Bildungssysteme und Institutio-
nen des Arbeits- und Sozialbereichs enger aufeinan-
der abzustimmen, um so den Jugendlichen eine bes-
sere soziale und berufliche Vorbereitung auf das Er-
wachsenenleben zu ermöglichen. 

Weitere Beratungspunkte waren die akademische 
Anerkennung von Diplomen und Studienzeiten, die 
Auswirkung des demographischen Wandels auf die 
Bildungssysteme und die Folgen der neuen Informa-
tionstechnologien für Bildung und Berufsausbil-
dung. 

XIV. Frauenpolitik 

61. Das von der Kommission verabschiedete Ak-
tionsprogramm der Gemeinschaft zur Förderung 
der Chancengleichheit der Frauen (1982 bis 1985) 
wurde vom Rat auf seiner Tagung am 27. Mai 1982 
zur Kenntnis genommen und befürwortet. In seiner 
Entschließung bekräftigte der Rat seine Auffassung, 
daß das Programm der Gemeinschaft sowie den Mit-
gliedstaaten bei ihren Bemühungen um eine umfas-
sendere Anwendung des Gleichbehandlungsgrund-
satzes als Richtschnur dienen soll. 

XV. Der Gemeinsame Markt 

Innergemeinschaftlicher Warenverkehr 

62. Am 9. Juli 1982 hat die Kommission dem Rat 
eine Reihe von Vorschlägen zur Stärkung des Bin-
nenmarktes durch Vereinfachung der Formalitäten 
im innergemeinschaftlichen Warenverkehr über-
mittelt. Hierzu gehört auch ein Entschließungsvor-
schlag zur Lockerung der Personenkontrollen an 
den Binnengrenzen. 

Bei ihrer Initiative stützt sich die Kommission auf 
die Aufforderung des Europäischen Rates vom 
30. Juni 1981, besondere Anstrengungen zum Aus-
bau und zur Stärkung des europäischen Binnen-
marktes zu unternehmen: Diese Initiative ist auch 
zu sehen vor dem Hintergrund sich verstärkender 
protektionistischer Tendenzen in der Gemeinschaft, 
denen damit entgegengewirkt werden soll. Auch das 
Europäische Parlament hat sich besonders seit sei-
ner Direktwahl 1979 wiederholt in diesem Sinne ge-
äußert. 

Angesichts der bestehenden zum Teil erheblichen 
materiellen Unterschiede im Bereich der indirekten 
warenbezogenen Steuern, der außenhandelsstatisti-
schen Anforderungen, der Verbote und Beschrän-
kungen für den Warenverkehr und des Ausländerpo-
lizeirechts sowie der absehbaren Schwierigkeiten 
ihrer kurz- bis mittelfristigen Harmonisierung hat 
sich die Kommission für verfahrensmäßige Lö-
sungsansätze zur Erleichterung des grenzüber-
schreitenden Waren- und Personenverkehrs ent-
schieden und hierzu die folgenden vier Einzelvor-
schläge vorgelegt: 

— 14. Richtlinie zur Harmonisierung der Umsatz-
steuern 

Hiermit soll die Erhebung der Einfuhrumsatz-
steuer von der Grenze teilweise auf die Finanz-
ämter verlagert werden. Durch Einbeziehung der 
steuerbaren Einfuhren in die Steuererklärungen 
für inländische Umsätze würden insoweit eine 
Annäherung an binnenmarktähnliche Verhält-
nisse erreicht. 

— Verordnung zur Vereinfachung der Förmlichkei-
ten im innergemeinschaftlichen Warenverkehr 

Hier geht es um die Einführung eines einheitli-
chen Dokuments für alle Vorgänge der Warenbe-
wegung zwischen den Mitgliedstaaten (Export, 
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Versand und Import), was eine Vielzahl von Do-
kumenten überflüssig machen würde. 

— Richtlinie zur Erleichterung der Formalitäten 
und Kontrollen im Güterverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten 

Mit diesem Vorschlag, der dem Rat bereits am 
20. April 1982 übermittelt wurde, will die Korn-
mission in erster Linie die technischen und orga-
nisatorischen Bedingungen für die Warenkon-
trollen verbessern, um hierdurch den Grenzauf-
enthalt zu reduzieren. 

— Entschließung über die Erleichterung der Bedin-
gungen für die Kontrolle der Bürger der Mit-
gliedstaaten an den Binnengrenzen 

Der Entschließungsentwurf soll eine weniger sy-
stematische Kontrolle der EG-Bürger an den 
Binnengrenzen bewirken. 

Die vier Kommissionsvorschläge werden gegenwär-
tig von der Bundesregierung auf ihre Durchführbar-
keit geprüft. In den nächsten Monaten werden Stel-
lungnahmen des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses erwartet, so daß 
die Beratungen in den Ratsgruppen spätestens in 
der ersten Jahreshälfte 1983 beginnen können. 

63. Die Belastungen des innergemeinschaftlichen 
Warenverkehrs im Textil- und Bekleidungsbereich 
durch nationale Gesetze zur Ursprungskennzeich-
nung halten an. 

Die französische Regelung sowie die britische, die 
neben der Kennzeichnung im Textil- und Beklei-
dungsbereich noch weitere Produktbereiche umfaßt, 
sind weiterhin in Kraft. Die Vertragsverletzungsver-
fahren, die die Kommission dagegen eingeleitet hat, 
haben noch nicht zu einer Klageerhebung vor dem 
Gerichtshof geführt. 

Die italienische Regierung hat inzwischen einen Ge-
setzentwurf zur Ursprungskennzeichnung, der sich 
an die französische Regelung anlehnt, vorgelegt. Die 
Bundesregierung hat die Kommission gebeten, alles 
zu unternehmen, damit der italienische Entwurf 
nicht geltendes Recht wird. 

Die Bundesregierung sieht sowohl gemeinschafts-
rechtlich als auch nationale Ursprungskennzeich-
nungsregelungen als schwerwiegende Störungen 
des Warenverkehrs an und wird sich weiterhin dafür 
einsetzen, sie zu verhindern bzw. zu beseitigen. 

Niederlassungs- und Dienstleistungsrecht 

64. Der Rat hat am 26. Januar 1982 eine Richtlinie 
zur Änderung der Richtlinie 75/362/EWG für die ge-
genseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs-
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise des 
Arztes und für Maßnahmen zur Erleichterung der 
tatsächlichen Ausübung des Niederlassungsrechts 
und des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr 
sowie der Richtlinie 75/363/EWG zur Koordinierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Tä-
tigkeiten des Arztes (82/76/EWG) verabschiedet. 

Die Änderungen betreffen neben einer Aktualisie-
rung der Facharztbezeichnungen und technischen 
Anpassungen an später im Bereich des Niederlas-
sungsrechts erlassene Richtlinien insbesondere die 
fachärztliche Weiterbildung. Sie konkretisieren vor 
allem die Anforderungen, die an die Vollzeitweiter-
bildung und die ausnahmsweise zuzulassende Teil-
zeitweiterbildung zu stellen sind. 

Gemeinschaftliche Sommerzeit 

65. Der Rat hat am 10. Juni 1982 die Zweite Richtli-
nie zur Regelung der Sommerzeit beschlossen. 
Darin sind für alle Mitgliedstaaten der EG einheitli-
che Anfangsdaten für die Sommerzeitperioden 1983, 
1984 und 1985 festgelegt, und zwar jeweils der letzte 
Sonntag im März — also der 27. März 1983, der 
25. März 1984 und der 31. März 1985 — 1 Uhr mor-
gens Universalzeit ( = 2 Uhr MEZ). Die Bundesre-
gierung hat mit der „Verordnung über die Einfüh-
rung der mitteleuropäischen Sommerzeit für die 
Jahre 1983, 1984 und 1985" vom 14. Juli 1982 die EG-
Richtlinie in nationales Recht umgesetzt. 

Während in den kontinentaleuropäischen Mitglied-
staaten der EG die Sommerzeitperioden 1983, 1984 
und 1985 nach der genannten Richtlinie jeweils am 
letzten Sonntag im September — am 25. September 
1983, am 30. September 1984 und am 29. September 
1985 — 1 Uhr morgens Universalzeit ( = 3 Uhr 
MESZ) enden werden, haben das Vereinigte König-
reich und Irland an der in diesen Ländern bereits 
traditionellen Dauer der Sommerzeitperioden bis 
Ende Oktober festgehalten. Die Endtermine in die-
sen beiden Ländern enden am 23. Oktober 1983, am 
28. Oktober 1984 und am 27. Oktober 1985 jeweils um 
1 Uhr Universalzeit. 

Gemeinsamer Stahlmarkt 

66. Der europäische Stahlmarkt befindet sich nach 
einem kurzen Zwischenhoch des Jahres 1979 wieder 
in einer anhaltenden Schwächephase. Ausmaß und 
Dauer dieser Entwicklung zwingen zu tiefgreifen-
den Anpassungsmaßnahmen, da infolge der gesamt-
wirtschaftlichen Stagnation in der Gemeinschaft 
und auch der Unsicherheiten bei der Ausfuhr in die 
USA keine Aussicht auf eine kurzfristige Belebung 
besteht. 

Die Rohstahlerzeugung der EG-Stahlindustrie lag 
im 1. Halbjahr 1982 mit 63,0 Mio. t nur um 0,5 v. H. 
unter dem Vorjahresergebnis. Einen stärkeren 
Rückgang hatten die Niederlande, Belgien und 
Frankreich zu verzeichnen; dagegen haben Großbri-
tannien und Italien ihre Produktion etwas auswei-
ten können. 

Prozentuale Veränderung 
1. Halbj. 1982 zu 1981 

Bundesrepublik Deutschland — 	0,1 
Frankreich – 	3,8 
Niederlande – 	13,6 
Italien + 	5,5 
Belgien – 10,0 
Luxemburg – 	0,4 
Großbritannien + 	4,1. 
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Die Auftragseingänge für Walzstahlfertigerzeug-
nisse gingen im 1. Halbjahr 1982 um rd. 10 v. H. deut-
lich zurück. Die Bestellungen aus dem EG-Binnen-
markt nahmen um rd. 5 v. H. ab, aus Drittländern 
wurde um 16,5 v. H. weniger geordert. 

Vor diesem Hintergrund sind die nunmehr seit etwa 
zwei Jahren geltenden produktionsbegrenzenden 
Maßnahmen Mitte 1982 für ein weiteres Jahr verlän-
gert worden, um die existenzbedrohende Kosten-Er-
lös-Situation zu überwinden. 

Bei Flacherzeugnissen konnten höhere Preise 
durchgesetzt werden. Dieses Preisniveau hat sich im 
Jahresverlauf 1982 gefestigt. Allerdings ist die Ge-
samtsituation auf dem gemeinsamen Stahlmarkt 
aufgrund der hohen Überkapazitäten weiterhin la-
bil. Dies gilt in besonderem Maße für den Profilbe-
reich, der insbesondere durch die anhaltende Flaute 
der Bauindustrie und einen kräftigen Anstieg der 
Einfuhren aus Drittländern in Mitleidenschaft gezo-
gen wird. 

67. Für 1982 wurde das Außenschutzregime — 
Stahllieferabkommen mit bestimmten Drittländern 
— verlängert. Die Anhebung des Stahlpreisniveaus 
in der Gemeinschaft hat im 1. Halbjahr zu einem An-
stieg der Stahleinfuhren aus Drittländern geführt. 
In Einzelfällen sind Antidumpingverfahren eröffnet 
und vorläufige Zölle festgesetzt worden. 

Die Kommission hat für eine Reihe sensibler Er-
zeugnisse der 1. Verarbeitungsstufe, insbesondere 
aus dem Bereich der Ziehereien und Kaltwalzwerke, 
eine nachträgliche statistische Überwachung der 
Drittlandseinfuhren eingeführt. Sie erhält damit die 
Möglichkeit, den wachsenden Importdruck aus 
Drittländern bei sensiblen Erzeugnissen zu beob-
achten und der Gefahr zu begegnen, daß es — in der 
Absicht, die Einfuhrregeln für EGKS-Erzeugnisse 
zu umgehen — zu Verkehrsverlagerungen kommt. 

68. Der Subventionskodex Stahl und seine bishe-
rige Anwendung durch die Kommission mit teilwei-
ser Ablehnung beabsichtigter Hilfen und der Einlei-
tung von Vertragsverletzungsverfahren hat zu einer 
gewissen Eingrenzung, wenn auch noch zu keinem 
spürbaren Abbau von Beihilfen geführt. Die ent-
scheidende Bewährungsprobe für die Kontrolle der 
Beihilfepraxis steht aber noch bevor, nachdem die 
Frist für die Notifizierung von Beihilfevorhaben 
Ende September 1982 abgelaufen ist und die Kom-
mission bis Ende Juni 1983 ihre Entscheidungen 
treffen muß. Wie bisher, wird sich die Bundesregie-
rung auch in Zukunft für eine restriktive Genehmi-
gungspraxis und eine strikte Anwendung des Kodex 
einsetzen. 

69. Der von der Entwicklung des Stahlmarktes ab-
hängige Schrottverbrauch in der Gemeinschaft ist 
weiter zurückgegangen. Bei kaum verändertem 
Schrottaufkommen nahm der Export in Drittländer 
zu, da dort zum Teil auch günstigere Preise erzielt 
werden konnten. 

Am EG-Binnenmarkt ist das vorübergehend ange-
hobene Preisniveau wieder zurückgefallen. 

Gemeinsamer Kohlemarkt 

70. Der Kohlemarkt der Gemeinschaft ist z. Z. 
durch einen nicht unerheblichen Nachfragerück-
gang gekennzeichnet. Ursache hierfür ist haupt-
sächlich die schwache Konjunktur, insbesondere im 
Bereich der Stahlindustrie. 

Bei gegenüber dem Vorjahr kaum veränderter För-
derung an Gemeinschaftskohle steigen infolge der 
schlechten Nachfragesituation die Bestände beim 
Bergbau weiter laufend an. 

Ein extrem starker Rückgang ist beim innergemein-
schaftlichen Austausch an Kohle und Koks festzu-
stellen; aber auch die Einfuhren von Drittlandskoh-
le, die schon im Vorjahr zurückgegangen waren, 
nehmen derzeit weiter ab. 

XVI. Rechtsangleichung 

Zollrecht 

71. Durch eine Richtlinie der Kommission vom 
17. Dezember 1981 sind die Einzelheiten der Abferti-
gung zum zollrechtlich freien Verkehr geregelt wor-
den, die zur Durchführung der Richtlinie des Rates 
vom 24. Juli 1979 — Freier Verkehr — ergangen ist. 
Sie ist durch Änderung der Allgemeinen Zollord-
nung mit Wirkung ab 1. Juli 1982 in deutsches Recht 
umgesetzt worden. 

72. Bei der Bekämpfung der Zollzuwiderhandlun-
gen arbeiten die Zollverwaltungen der EG-Mitglied-
staaten schon seit vielen Jahren aufgrund des Über-
einkommens der EG-Mitgliedstaaten vom 7. Sep-
tember 1967 über die gegenseitige Unterstützung 
der Zollverwaltungen mit zunehmendem Erfolg gut 
zusammen. Die Erhebung der Zölle und sonstigen 
Ein- und Ausgangsabgaben sowie die Einhaltung 
der Verbote und Beschränkungen für den Warenver-
kehr über die Grenzen kann durch die enge und ver-
trauensvolle Zusammenarbeit der Zollverwaltungen 
der EG-Mitgliedstaaten wirksamer gesichert wer-
den. Als besonders wertvoll erwiesen sich dabei die 
unmittelbaren Kontakte zwischen den deutschen 
und ausländischen Zollbeamten. 

73. Die Zusammenarbeit der Zollverwaltungen der 
EG-Mitgliedstaaten wird auf der Grundlage der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 1468/81 vom 19. Mai 1981 ständig 
weiter intensiviert. Durch die Einbeziehung der 
Kommission in den Informationsaustausch der Mit-
gliedstaaten wird die Überwachung der Gemein-
schaftsvorschriften des Zoll- und Agrarrechts geför-
dert. 

Auf der Grundlage des Ratsbeschlusses vom 28. Juli 
1982 wird die Bundesregierung mit der Kommission 
und den Regierungen der anderen Mitgliedstaaten 
untersuchen, ob und wie der Informationsaustausch 
beim grenzüberschreitenden Warenverkehr be-
schleunigt werden kann. Dazu wird zunächst ge-
prüft, ob eine Koordination der teilweise automati-
sierten Informationssysteme der beteiligten Verwal-
tungen machbar und sinnvoll ist. Bei positivem Er- 
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gebnis dieser etwa einjährigen Prüfung wird die 
Kommission ein langfristiges Programm über die 
Anwendung neuer Kommunikationstechnologien in 
den Informationssystemen der Gemeinschaft für die 
Ein- und Ausfuhren sowie die Verwaltung und die 
Finanzkontrolle der Marktorganisation für ver-
schiedene Agrarerzeugnisse vorschlagen. 

Gewerblicher Bereich 

74. Die Beseitigung der den innergemeinschaftli-
chen Warenverkehr störenden technischen Han-
delshemmnisse im Wege der Rechtsangleichung ist 
weiterhin erheblich behindert durch einen Dissens 
zwischen den Mitgliedstaaten über die Behandlung 
von Erzeugnissen aus Drittländern im Rahmen die-
ser Harmonisierung. Die Kommission hat Leitlinien 
zur Lösung dieser Problematik vorgelegt, die der 
Rat gegenwärtig eingehend erörtert. Danach sollen 
in einem Mitgliedstaat erteilte Bescheinigungen 
über die Übereinstimmung einer Drittlandsware mit 
geltendem Gemeinschaftsrecht oder mit in der EG 
zugelassenen Baumustern (Konformitätsbescheini-
gungen) grundsätzlich in allen Mitgliedstaaten aner-
kannt werden. Unter bestimmten Voraussetzungen 
soll ein Mitgliedstaat diese Anerkennung für sein 
Territorium jedoch ablehnen können. Eine solche 
Ablehnung soll einer gemeinschaftlichen Kontrolle 
unterliegen. Die Bundesregierung unterstützt im In-
teresse der Fortentwicklung des EG-Binnenmarktes 
diesen Lösungsansatz. Sie ist darum bemüht, die 
vorgeschlagenen Leitlinien noch zu verbessern, um 
in ihnen eine geeignete Orientierung zur Lösung der 
Drittlandsfragen zu erhalten. 

Gesellschaftsrecht 

75. Das Europäische Parlament hat im Mai 1982 
zu dem Richtlinienvorschlag über die Verfassung 
der Aktiengesellschaften (5. gesellschaftsrechtliche 
Richtlinie) ausführlich Stellung genommen und eine 
Reihe gravierender Änderungen vorgeschlagen. Die 
Kommission wird dem Rat voraussichtlich bis Ende 
1982 einen geänderten Richtlinienvorschlag vorle-
gen; mit der Aufnahme der Beratungen im Rat 
dürfte Anfang 1983 zu rechnen sein. 

Lebensmittelrecht 

76. Durch die Richtlinie des Rates vom 20. Juli 1982 
zur Änderung der Richtlinie 71/118/EWG zur Rege-
lung gesundheitlicher Fragen beim Handelsverkehr 
mit frischem Geflügelfleisch ist die Gültigkeit natio-
naler Ausnahmeregelungen bis zum 31. März 1984 
verlängert worden. Im einzelnen handelt es sich um 
die Anwendung des Gegenstromtauchkühlverfah-
rens für nicht gefrorenes oder nicht tiefgefrorenes 
Geflügelfleisch und um die Ausnahme von der Ver-
pflichtung des Ausweidens (effiliertes Geflügel). 

Von Bedeutung ist für die Bundesrepublik Deutsch-
land der in dieser Richtlinie auch verabschiedete 
Kostengrundsatz, nach dem produktbezogene Un-
tersuchungskosten erhoben werden sollen, damit 
Wettbewerbsverzerrungen im innergemeinschaftli-
chen Handelsverkehr vermieden werden. 

77. Mit der Richtlinie des Rates vom 17. Mai 1982 
zur zweiten Änderung der Richtlinie über kosmeti-
sche Mittel wurden die Regelungen für kosmetische 
Inhaltsstoffe auf den aktuellen Stand der wissen-
schaftlichen Erkenntnisse gebracht. Von besonderer 
Bedeutung ist darüber hinaus die ausschließliche 
Zulassung nur solcher Konservierungsstoffe, die in 
einer Positivliste aufgeführt sind. 

Am 12. Juli 1982 ist die „Richtlinie des Rates zur An-
derung der Richtlinie 78/663/EWG zur Festlegung 
spezifischer Reinheitskriterien für Emulgatoren, 
Stabilisatoren, Verdickungs- und Geliermittel, die in 
Lebensmitteln verwendet werden dürfen" erlassen 
worden. 

Am 19. Juli 1982 hat der Rat die Richtlinie zur Ände-
rung des Anhangs II der Richtlinie 76/895/EWG 
über die Festsetzung von Höchstgehalten an Rück-
ständen von Schädlingsbekämpfungsmitteln auf 
und in Obst und Gemüse (82/528/EWG) erlassen. 

Veterinärrecht 

78. Die Kommission hat durch Entscheidung 
82/554/EWG vom 28. Juli 1982 dem von der Bundes-
republik Deutschland vorgelegten erweiterten Plan 
zur Ausmerzung der Rinderleukose zugestimmt. 

Das Programm der Bundesrepublik Deutschland 
zur Tilgung der Leukose der Rinder war am 1. Juni 
1981 abgelaufen. Die Bundesrepublik Deutschland 
kann nun weiterhin für die Dauer von zwei Jahren 
von der Verlängerung des Planes profitieren. 

79. Die Kommission hat Anträgen der Bundesre-
publik Deutschland auf amtliche Anerkennung 
schweinepestfreier Regionen im Rahmen des natio-
nalen Schweinepesttilgungsplans für 21 Regie-
rungsbezirke bzw. Stadtstaaten, die die Vorausset-
zungen erfüllen, durch Entscheidung 82/351/EWG 
vom 10. Mai 1982 zugestimmt. 

80. Die innerstaatlichen Vorschriften zur Bekämp-
fung der Maul- und Klauenseuche (MKS) sollen har-
monisiert werden. Dies sieht ein Richtlinienentwurf 
der Kommission vor, der von der Arbeitsgruppe „Ve-
terinärrecht" bei der Kommission beraten worden 
ist. Es bestehen unterschiedliche Auffassungen hin-
sichtlich einiger Grundsätze der Bekämpfung der 
Seuche zwischen den Ländern, in denen die Rinder-
bestände jährlich gegen MKS schutzgeimpft wer-
den, und den Ländern, in denen keine Impfung 
durchgeführt wird. Der Richtlinienvorschlag wird in 
Kürze auf Ratsebene weiter beraten. 

81. Gestützt auf die Richtlinie des Rates vom 
12. Dezember 1972 zur Regelung viehseuchenrechtli-
cher und gesundheitlicher Fragen bei der Einfuhr 
von Rindern und Schweinen und von frischem 
Fleisch aus Drittländern (72/462/EWG), zuletzt geän-
dert durch die Richtlinie vom 24. Juni 1981 (81/476/ 
EWG), hat die Kommission 

— weitere Entscheidungen über die viehseuchen-
rechtlichen Bedingungen und die tierärztliche 
Beurkundung bei der Einfuhr von frischem 
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Fleisch aus Rumänien, aus Guatemala, aus der 
Tschechoslowakei und aus den Vereinigten Staa-
ten von Amerika erlassen, 

— für das Königreich Swaziland (überwiegender 
Teil dieses Landes) die Möglichkeit geschaffen, 
entbeintes Rindfleisch einzuführen sowie 

— den Mitgliedstaaten die Möglichkeit eingeräumt, 
entbeintes frisches Rindfleisch, frisches Schwei-
nefleisch und frisches Fleisch von Einhufern aus 
bestimmten Teilen der Republik Südafrika und 
aus Südwestafrika/Namibia einzuführen, 

— die Gebiete der Republik Botsuana, aus denen 
entbeintes frisches Fleisch von Rindern in die 
Gemeinschaft eingeführt werden darf, um ein 
weiteres Teilgebiet erweitert. 

82. Wegen des Auftretens von Maul- und Klauen-
seuche in der Deutschen Demokratischen Republik 
hat die Kommission mit Entscheidung vom 31. März 
1982 über tierseuchenrechtliche Schutzmaßnahmen 
gegenüber der Deutschen Demokratischen Repu-
blik (82/251/EWG) die Mitgliedstaaten verpflichtet, 
die Einfuhr lebender Rinder und Schweine sowie 
von frischem Fleisch von Klauentieren aus der Deut-
schen Demokratischen Republik zu verbieten, um 
eine Einschleppung des Erregers der Maul- und 
Klauenseuche in das Gebiet der Gemeinschaft zu 
verhüten. 

Wegen des Auftretens der Maul- und Klauenseuche 
in Dänemark hat die Kommission mit Entscheidung 
vom 6. April 1982 über bestimmte Schutzmaßnah-
men gegen die Maul- und Klauenseuche (82/259/ 

B. Außenbeziehung 

XVII. Außenwirtschaftspolitik 

Handelspolitik 

84. In den vergangenen Jahren ist es den beiden 
größten Welthandelspartnern, der EG und den USA 
immer wieder gelungen, handelspolitische Streitig-
keiten nicht zu akuten Konflikten ausufern zu las-
sen. Diese Situation hat sich seit Ende 1981 durch die 
Beantragung mehrerer GATT-Streitschlichtungs-
verfahren durch die USA gegen die EG-Agrar-Ex-
porterstattungspolitik verändert. Die Anfang 1982 
von der US-Stahlindustrie in den USA in Gang ge-
brachten Ausgleichszoll- und Antidumping-Verfah-
ren gegen europäische Stahlexporte haben im Be-
richtszeitraum nunmehr zu ersten Eingriffen in den 
Handel geführt: Im August 1982 haben die USA im 
Vorfeld von Ausgleichszöllen gegen eine Reihe euro-
päischer Stahlerzeuger Ausgleichsabgaben gegen 
subventionierte Stahlausfuhren (deutsche Stahlun-
ternehmen sind bei einer Ausnahme hiervon nicht 
betroffen) sowie vorläufige Antidumpingzölle fest-
gesetzt. Die Behinderung des Exports europäischer 
Unternehmen für das Gas-/Röhrengeschäft mit der 

EWG), geändert durch Entscheidung des Rates vom 
17. Mai 1982 (82/370/EWG), Dänemark verpflichtet, 
keine lebenden Rinder und Schweine und kein 
Fleisch von Klauentieren van der Insel Fünen und 
dem betroffenen Gebiet der Insel Seeland nach an-
deren Mitgliedstaaten auszuführen. Diese Entschei-
dung wurde inzwischen durch Entscheidung der 
Kommission vom 30. Juli 1982 (82/563/EWG) wieder 
aufgehoben, nachdem die Maul- und Klauenseuche 
in Dänemark erloschen war und die Gefahr einer 
Verschleppung des Seuchenerregers nicht mehr be-
stand. 

Futtermittelrecht 

83. Bei der Harmonisierung des Futtermittelrechts 
wurden weitere Fortschritte erzielt. 

So hat der Rat am 30. Juni 1982 die Richtlinie über 
bestimmte Erzeugnisse in der Tierernährung verab-
schiedet. Mit dieser Richtlinie ist nun eine einheitli-
che Zulassung und Verwendung von mikrobiolo-
gisch und synthetisch gewonnenen Eiweißfuttermit-
teln erreicht. 

Mit einer weiteren Richtlinie der Kommission 
wurde im Bereich der Zusatzstoffe der Anwen-
dungsbereich bereits zugelassener Zusatzstoffe er-
weitert. 

Außerdem hat die Kommission eine Richtlinie ver-
abschiedet, die bei der Kennzeichnung der Zusam-
mensetzung von Mischfuttermitteln für Heimtiere 
es erlaubt, die darin enthaltenen Einzelfuttermittel 
in Gruppen angeben zu können. 

Sowjetunion durch die extraterritoriale Anwendung 
von im Juli 1982 beschlossenen amerikanischen Em-
bargomaßnahmen haben zu einer Belastung der Be-
ziehungen zwischen den USA und der EG geführt, 
die über die Handelspolitik hinausreicht. 

Weitere Eingriffe in den Handel zwischen EG und 
USA sind zu befürchten, wenn das gegenwärtige 
Konfliktpotential nicht abgebaut wird. So hat die EG 
im Juli 1982 im GATT-Rat eine Ermächtigung bean-
tragt, handelspolitische Gegenmaßnahmen gegen 
die USA zu ergreifen, weil die USA im Widerspruch 
zu Bestimmungen und Entscheidungen des GATT 

 eine Exportsubventionierung im Rahmen des DISC-
Systems (Domestic International Sales Corpora-
tions, Gewinne dieser Unternehmen aus Exporten 
werden nicht besteuert) betreibt. 

Eine weitere Eskalation des Streits zwischen der EG 
und den USA könnte gefährlichere Wirkungen auf 
das gesamte Welthandelssystem haben. Die Bundes-
regierung hat sich deshalb in intensiven Kontakten 
mit den USA und innerhalb der Gemeinschaft dafür 
eingesetzt, alle Anstrengungen zu machen, um ein-
vernehmlich zu einem Interessenausgleich zu kom-
men. 
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Um den Stahlkonflikt einzugrenzen, hat die Korn-
mission mit dem US-Handelsministerium ein Arran-
gement ausgehandelt, das zur Begrenzung bestimm-
ter Stahlausfuhren in die USA bis 1985 und zur Be-
endigung von Antidumping- und Ausgleichszoll-Ver-
fahren führen soll. Ein solches Arrangement begeg-
net schweren handelspolitischen Bedenken, weil es 
zu einer Zementierung des Weltstahlmarktes führen 
könnte. Einigen anderen Mitgliedstaaten, die im Ge-
gensatz zur Bundesrepublik Deutschland ihre Stahl-
industrie subventionieren, würde jedoch ohne ein 
solches Arrangement der Stahlexport in die USA 
ganz oder teilweise unmöglich gemacht. Mit Rück-
sicht hierauf, und um den Streit mit den USA einzu-
dämmen, wäre die Bundesregierung trotz ihrer han-
delspolitischen Bedenken grundsätzlich bereit, ei-
nem solchen — bisher von der US-Stahlindustrie 
noch nicht akzeptierten — Arrangement zuzustim-
men, falls die Interessen der deutschen, nichtsub-
ventionierten Stahlindustrie an der Aufrechterhal-
tung der traditionellen Handelsströme gewahrt 
bleiben. 

85. Auch die handelspolitischen Spannungen zwi-
schen der EG und Japan, die angesichts der Ausein-
andersetzung mit den USA vorübergehend in den 
Hintergrund getreten waren, sind nicht beseitigt. 
Zwar hat das vor dem Weltwirtschaftsgipfel in Ver-
sailles von der japanischen Regierung im Mai 1982 
verkündete 2. Maßnahmenpaket zur Öffnung des ja-
panischen Marktes zu einer atmosphärischen Ent-
spannung beigetragen. Andererseits sind in den seit 
April 1982 laufenden GATT-Konsultationen der EG 
mit Japan über wesentlich stärker wirksame japani-
sche Maßnahmen zur Marktöffnung noch keine 
Fortschritte erzielt worden. 

86. Insgesamt hat die Gemeinschaft im Berichts-
zeitraum bei der Verteidigung ihrer Exportinteres-
sen ein erfreuliches Maß an Entschlossenheit und 
Handlungsfähigkeit gezeigt. In der Frage, ob die Ge-
meinschaft auch eine liberale Importpolitik verfol-
gen sollte, gibt es dagegen unter den Mitgliedstaaten 
nach wie vor Meinungsverschiedenheiten. Einige 
Mitgliedstaaten, die traditionell bereits zu einer 
restriktiveren Einfuhrpolitik neigen, halten eine li-
berale Handelspolitik angesichts der gegenwärtigen 
Wirtschafts- und Beschäftigungslage für problemati-
scher als ohnehin. Andere Mitgliedstaaten, wie die 
Bundesrepublik Deutschland, befürchten, daß ge-
rade im jetzigen Zeitpunkt mehr Protektionismus 
den Keim zur Auflösung des freien multilateralen 
Welthandelssystems in sich tragen würde. 

Die Meinungsunterschiede über die Möglichkeiten 
und den Wert einer liberalen Handelspolitik haben 
sich u. a. auch bei den Vorbereitungsarbeiten für die 
im November 1982 vorgesehene GATT-Ministerta-
gung gezeigt, bei der allerdings prozedurale Fort-
schritte gemacht wurden. Die Bundesregierung 
setzt sich dafür ein, daß die EG auf dieser Tagung in 
der Lage sein wird, ihrer Verantwortung für die Si-
cherung und Weiterentwicklung des liberalen Welt-
handelssystems durch Bereitschaft zu konstrukti-
ven Vorschlägen und zu Kompromissen gerecht zu 
werden. Dies würde auch den allgemeinen handels

-

politischen Zielen entsprechen, denen die EG — und 
auch die Bundesregierung — in der OECD-Minister-
ratstagung im Mai 1982 und auf dem Weltwirt-
schaftsgipfel in Versailles im Juni 1982 zugestimmt 
hat. 

87. Im Textilbereich verhandelte die EG auf der 
Basis des verlängerten Welttextilabkommens 
(WTA III) mit 27 Niedrigpreislieferländern über die 
Erneuerung der bis Ende 1982 gültigen Selbstbe-
schränkungsabkommen. Bisher konnten 14 Nachfol-
geabkommen abgeschlossen werden. Die Verhand-
lungen dauern noch an. Vom Ergebnis wird abhän-
gen, ob die EG im WTA III verbleibt. 

Die Bundesregierung setzt sich nachdrücklich für 
den Verbleib der EG im WTA ein, damit die interna-
tionale handelspolitische Zusammenarbeit im 
Textilbereich aufrechterhalten werden kann. In den 
bilateralen Verhandlungen unterstützt sie daher ei-
nen angemessenen Interessenausgleich mit den 
Entwicklungsländern. 

Bei der Aufteilung der ausgehandelten Quoten auf 
die einzelnen Mitgliedstaaten legt die Bundesregie-
rung großen Wert auf die korrekte Anwendung der 
EG-Lastenteilung. 

Am 1. September 1982 ist die EG-Verordnung für die 
gemeinschaftliche Behandlung der wirtschaftlichen 
passiven Lohnveredelung in Kraft getreten. Die 
Bundesregierung hat erreicht, daß das für die inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Textil- und Bekleidungsindustrie wichtige Instru-
ment der passiven Lohnveredelung im angemesse-
nen Umfange weiterentwickelt werden kann. 

88. Die Ausweitung der EG-Agrarmarktordnung 
auf Griechenland hat die Dekonsolidierung von im 
GATT  gebundenen griechischen Zöllen erfordert. 
Die EG hat die deshalb im Rahmen des GATT  aufge-
nommenen Verhandlungen mit allen anspruchsbe-
rechtigten Drittländern abgeschlossen und entspre-
chende Kompensationen im Fleisch- und Milchsek-
tor zugestanden. Die EG hat mit Thailand und den 
betroffenen GATT-Ländern Vereinbarungen zur 
mengenmäßigen Beschränkung der abschöpfungs-
freien, nur dem gebundenen Zollsatz unterliegenden 
Einfuhr von Maniok getroffen. Gleichzeitig wurde 
eine gleichartige Regelung der Einfuhr aus den übri-
gen Nicht-GATT-Ländern autonom beschlossen. 

Als Orientierung für die GATT-Ministertagung im 
November 1982 sind die EG-Mitgliedstaaten über-
eingekommen, sich für eine umfassende Anwen-
dung der Agrarhandelsregeln des GATT  durch alle 
GATT-Länder einzusetzen. 

89. Am 30. Juni 1982 hat der Rat die Verordnung 
(EWG) Nr. 1765/82 über die gemeinsame Regelung 
für die Einfuhr aus Staatshandelsländern (ohne VR 
China) erlassen. Durch diese Verordnung wird die 
VO 925/79 novelliert. 

Die Novellierung trägt dem Bestreben der Bundes-
regierung nach einer möglichst weitgehenden Paral-
lelbehandlung zwischen den gemeinschaftlichen 
Einfuhrregimen Ost und West Rechnung, indem 
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nunmehr auch in der Ostregelung ein der Dumping-
Verordnung nachgebildetes Prüfverfahren im Falle 
von Anträgen auf Schutzmaßnahmen vorgesehen 
ist. In einem Untersuchungsverfahren bei der Kom-
mission soll künftig das Vorliegen der Voraussetzun-
gen für Schutzmaßnahmen nachgewiesen und ge-
prüft werden. 

Wie bei der VO 288/82 (Einfuhrregelung West) muß-
te allerdings auch hier weiter hingenommen wer-
den, daß die Mitgliedstaaten national Schutzmaß-
nahmen auslösen können (bis zum 31. Dezember 
1984). Es ist jedoch wie bisher vorgesehen, daß er-
griffene nationale Schutzmaßnahmen in einem Ge-
meinschaftsverfahren überprüft und ggf. durch Ge-
meinschaftsmaßnahmen abgelöst werden. Dabei 
treten Kommissionsmaßnahmen automatisch außer 
Kraft, wenn der Rat, der von jedem Mitgliedstaat da-
mit befaßt werden kann, innerhalb von drei Mona-
ten keinen Beschluß gefaßt hat. 

Im Gegensatz zur VO 288/82 wurde bei der VO 
1765/82 der Annex der abgelösten VO 925/79 unver-
ändert beibehalten, d. h. es handelt sich nach wie vor 
um eine sog. Positivliste, die nur die gemeinschaft-
lich liberalisierten Waren ausweist. (Das Verzeich-
nis der bestehenden Beschränkungen findet sich im 
Anhang III zur VO 3286/80.) 

90. Am 30. Juni 1982 wurde vom Rat auch die 
VO 1766/82 — d. i. die novellierte Fassung der 
VO 2532/78 — erlassen. Die Verordnung beinhaltet 
die gemeinsame Einfuhrregelung aus der Volksre-
publik China. Sie ist textgleich mit der VO 1765/82. 

Die Verordnung Nr. 1934/82 zur Änderung der Ver-
ordnung Nr. 2603/69 betrifft die gemeinsame Aus-
fuhrregelung. 

Wie bisher sind grundsätzlich die Ausfuhren der Ge-
meinschaft in Drittländer frei, d. h. sie sind keinen 
mengenmäßigen Beschränkungen unterworfen. 
Hierzu gibt es nur folgende Ausnahmen: 

— Bearbeitungsabfälle und Schrott aus Kupfer, 
Aschen und Rückstände von Kupfer und Kupfer-
legierungen, wonach für die gesamte Gemein-
schaft Ausfuhrkontingente bestehen, sowie Be-
arbeitungsabfälle und Schrott aus Aluminium 
und Bearbeitungsabfälle und Schrott aus Blei, 
wonach für die gesamte Gemeinschaft Ausfuhr-
genehmigungen erforderlich sind (VO 3568/81). 

— Bei bestimmten Mineralölprodukten und Gasen 
sind die Mitgliedstaaten frei, den Grundsatz der 
freien Ausfuhr nicht anzuwenden. In der Bundes-
republik Deutschland ist die Ausfuhr z. Z. frei. 

— Im übrigen können mengenmäßige Ausfuhr-
beschränkungen nur noch für die Waren und von 
den Staaten angewandt werden, die ausdrücklich 
im Anhang genannt worden sind. Die Bundesre-
publik Deutschland gehört nicht dazu. Für den 
Erlaß neuer Exportbeschränkungen ist weiter-
hin materielle Voraussetzung, daß andernfalls 
ein Mangel an lebenswichtigen Gütern droht. 

OECD-Konsensus über öffentlich unterstützte 
Exportkredite 

91. Die diesjährige Verhandlungsrunde im Kon-
sensus hat zu einem weiteren Abbau von Wettbe-
werbsverzerrungen im Bereich der Exportfinanzie-
rung geführt. Die erneute angemessene Mindest-
zinserhöhung und die Höherstufung zahlreicher 
Käuferländer im Rahmen einer umfassenden, auf 
wirtschaftlichen Kriterien beruhenden Reklassifi-
zierung haben die weltweit und insbesondere in der 
EG sehr unterschiedlichen Subventionsspielräume 
zur Exportförderung weiter eingeengt. Darin liegt 
auch ein integrationspolitischer Fortschritt. 

Aufgrund ihrer konsequenten Verhandlungsfüh-
rung hat die EG erreicht, daß sich insbesondere die 
USA verpflichtet haben, ab 15. Oktober 1982 die 
Laufzeiten des Konsensus (maximal zehn Jahre) 
nicht mehr zu überschreiten. Die USA hatten vor al-
lem 1981 durch Laufzeitüberschreitungen Druck auf 
die stark subventionierenden Länder ausgeübt, um 
eine substantielle Mindestzinserhöhung zu errei-
chen. 

Beim Zustandekommen des diesjährigen Verhand-
lungsergebnisses hat die Bundesregierung wie-
derum eine aktive Rolle gespielt. Die Bundesregie-
rung will den Konditionenwettlauf nicht durch ei-
gene Subventionsprogramme beschleunigen, son-
dern setzt im europäischen Rahmen auf Subven-
tionsabbau. 

Zollpolitik 

Allgemeine Zollpräferenzen für Entwicklungsländer 

92. Die EG-Kommission hat im Juli 1982 ihren Vor-
schlag für das Präferenzschema 1983 vorgelegt. Er 
sieht folgende Verbesserungen gegenüber 1982 
vor: 

— im Agrarbereich 

= Quasi-Gleichstellung der nicht zu den AKP-
Staaten gehörenden neun am wenigsten ent-
wickelten Ländern hinsichtlich des Marktzu-
gangs durch Wegfall der Zölle für alle Agrar-
produkte; Abschöpfungen und sonstige vari-
able Ausgleichsbeträge werden hiervon nicht 
berührt; 

= Verbesserung der Präferenzspannen in eini-
gen Fällen und Einbeziehung weiterer Pro-
dukte gegenüber allen Entwicklungsländern. 

— im industriellen Bereich 

= Erhöhung der Jahreshöchstbeträge mit Aus-
nahme der sensiblen Bereiche; 

= Ausdehnung der Präferenzen auf weitere Pro-
dukte für China und Rumänien. 

— im Textilbereich Erhöhung um 5 v. H. für unter 
das Welttextilabkommen fallende Waren, ausge-
nommen für marktbeherrschende Länder und 
Staatshandelsländer, Vereinfachung des Sy-
stems und der Überwachung und Einbeziehung 
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von Bolivien und Ecuador in die Textilpräferen-
zen. 

Die Beratungen über die Vorschläge haben im Sep-
tember begonnen. 

Die Bundesregierung hält die Vorschläge unter Be-
rücksichtigung der schwierigen Wirtschaftslage für 
maßvoll; dabei begrüßt sie insbesondere die vorgese-
henen Verbesserungen für die neun am wenigstens 
entwickelten Länder, die den Beschlüssen der VN-
Konferenz über diese Länderkategorie in Paris 
(1.bis 15. September 1981) entsprechen und von der 
Bundesregierung wiederholt gefordert worden 
sind. 

Antidumping- und Ausgleichszollverfahren 

93. Wegen der anhaltend schwierigen Wirtschafts-
lage in der Gemeinschaft sind die verstärkten Be-
mühungen zur Abwehr schädigender Einfuhren zu 
Dumpingpreisen beibehalten worden. 13 Antidum-
pingverfahren wurden neu eingeleitet; davon ein 
großer Teil gegenüber den USA (vornehmlich gegen 
Produkte des Chemiebereichs). 16 z. T. bereits früher 
eingeleitete Verfahren wurden abgeschlossen, dabei 
wurde in fünf Fällen ein endgültiger Zoll festgesetzt, 
in zehn Fällen eine Mindestpreisverpflichtung ange-
nommen, und ein Verfahren wurde ohne Maßnah-
men abgeschlossen. In geringem Umfang wurden 
abgeschlossene Verfahren wiedereröffnet bzw. frü-
here Maßnahmen überprüft (u. a. gegen Kraftliner-
importe aus den USA). 

In letzter Zeit wurden vermehrt auch Antisubven-
tionsverfahren eingeleitet. Im Vordergrund stehen 
hier Stahlprodukte aus Brasilien und Spanien. 

XVIII. Erweiterung der Gemeinschaft 

94. In den Beitrittsverhandlungen mit Portugal 
und Spanien konnte über eine Reihe von Problemen 
Einigung erzielt werden. Das gilt vor allem für die 
Verhandlungsbereiche „Außenbeziehungen", „Zoll-
union" und „Niederlassungsrecht". 

Im Falle Portugal konnten sogar die Sektoren „Zoll-
union" und „EGKS" abgeschlossen werden, so daß 
jetzt insgesamt Einigung über sechs Verhandlungs-
bereiche besteht. Auf weiteren Gebieten stehen die 
Verhandlungen kurz vor dem Abschluß; Niederlas-
sungsrecht, Steuern, Außenbeziehungen. 

In dem Kapitel „Landwirtschaft" konnten hingegen 
die eigentlichen Beitrittsverhandlungen nicht vor-
angetrieben werden. Hier konzentrierten sich die 
EG-internen Gespräche auf die Anpassungen des 
„gemeinschaftlichen Besitzstandes" anläßlich der 
Erweiterung in den besonders sensiblen Sektoren 
(Wein, Obst/Gemüse, Pflanzenfette), die später von 
den Beitrittsländern — ggf. mit noch auszuhandeln-
den Übergangsregelungen — zu übernehmen sind. 

Die Gemeinschaft einigte sich im Zusammenhang 
mit den Agrarpreisbeschlüssen 82/83 auf eine Revi

-

sion der EG-Wein-Marktordnung, so daß hier die An

-

passung des gemeinschaftlichen Besitzstandes be-
reits vollzogen ist. 

XIX. Beziehungen zu den EFTA-Staaten 

95. Am 22. Juli 1972 wurden die Freihandelsabkom-
men mit der Mehrzahl der EFTA-Staaten unter-
zeichnet (mit Norwegen und dem der EFTA assozi-
ierten Finnland später). Aus Anlaß dieses Jahresta-
ges hat der Rat in seiner Sitzung vom 19./20. Juli 
1982 bei Entgegennahme des turnusmäßigen Be-
richts der Ständigen Vertreter über die Beziehungen 
der Gemeinschaft zu den EFTA-Staaten eine Erklä-
rung beschlossen, in der die Bedeutung dieser Bezie-
hungen auch im Hinblick auf die weltwirtschaftli-
chen Zusammenhänge hervorgehoben wird. Der Rat 
hat in dieser Erklärung neben seinem Interesse an 
dem weiteren Ausbau der Abkommen auch die Be-
reitschaft der Gemeinschaft zu einer die Freihan-
delsabkommen ergänzenden Zusammenarbeit im 
beiderseitigen Interesse erneut bestätigt. Die Erklä-
rungen wurden der Präsidentschaft der EFTA-Staa-
ten übergeben. 

Die Bedeutung der Freihandelsabkommen wurde 
auch von einigen Gemischten Ausschüssen der EG 
mit EFTA-Partnern gewürdigt. 

Die Bundesregierung verzeichnet von allen Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaft die höchsten Ein-
fuhr- und Ausfuhrwerte im Handel mit den EFTA-
Staaten. Sie ist nicht nur mit Rücksicht darauf, son-
dern auch in Anerkennung der Bedeutung der 
EFTA-Staaten für Europa stets in der Gemeinschaft 
für die optimale Ausschöpfung der Abkommen und 
die Nutzung aller Möglichkeiten einer engeren wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit eingetreten. So hat 
sie auch bei Vorlage des diesjährigen Berichts in 
zwei Protokollerklärungen weitere Fortschritte in 
der Vereinfachung und Erleichterung der Ur-
sprungsregeln und gemeinsame Beratungen aller 
beteiligten Staaten bei den Bemühungen gefordert, 
technische Handelshemmnisse zwischen der Ge-
meinschaft und den EFTA-Staaten zu vermeiden 
und bestehende abzubauen. Einige andere Mitglied-
staaten schlossen sich diesen Erklärungen an.  Die 

 Bundesregierung strebt weiterhin besondere Ver-
einbarungen über die Nichtdiskriminierung bei öf-
fentlichen Aufträgen und den Abbau von Exportbe-
schränkungen an. 

Ein praktischer Schritt zur Verbesserung der Ur-
sprungsregeln könnte die vom Rat am 19./20. Juli 
1982 beschlossene Vereinfachung in einem Teilbe-
reich sein, deren Annahme durch die EFTA-Staaten 
offen ist, da sie weitergehende Forderungen haben. 

Die Durchführung der Freihandelsabkommen ver-
lief auch im Berichtszeitraum nach übereinstim-
mender Feststellung befriedigend. 

96. Mit Portugal wurde ein Übergangsprotokoll 
zum Freihandelsabkommen vom 22. Juli 1972 und 
zum Zusatzprotokoll vom 20. September 1976 ausge-
handelt. In diesem Protokoll wird die weitere Be-
handlung der portugiesischen Restzölle gegenüber 
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der Gemeinschaft geregelt, die aufgrund des Ergän-
zungsprotokolls vom 28. Dezember 1979 bis zum 
31. Dezember 1982 eingefroren sind. Darüber hinaus 
wird die Frist verlängert, innerhalb deren Zölle als 
Schutzmaßnahmen für neuentstehende Industrien 
neu eingeführt, erhöht oder wieder eingeführt wer-
den dürfen. 

Nach Berechnungen der Kommission wendet Portu-
gal noch Zölle auf etwa 15 v. H. der Einfuhren aus 
der Gemeinschaft an; 85 v. H. der Importe sind zoll-
frei. 

Die Restzölle sind in Listen zusammengestellt. Für 
die Zölle einiger Listen, die teils Finanzzölle, teils be-
reits weitgehend gesenkte Schutzzölle enthalten, ist 
ein rascher Abbau vorgesehen: Senkung von 50 v. H. 
bzw. 30 v. H. zum 1. Januar 1984, Zollfreiheit am 
1. Januar 1985 entweder aufgrund des Freihandels-
abkommens EG-Portugal, oder, wenn Portugal bis 
zu diesem Termin bereits Mitgliedstaat der EG ist, 
im Rahmen des Beitritts. 

Für die Positionen von zwei Listen kann Portugal 
unabhängig von der Höhe der gegenwärtigen Rest-
zölle zunächst einen Wertzoll von höchstens 20 v. H. 
erheben. Diese Zölle werden unmittelbar um 15 bzw. 
20 v. H. gesenkt. Ihr weiterer Abbau wird in den 
Übergangsbestimmungen für den Beitritt geregelt. 
Das gleiche gilt für die Restzölle in zwei weiteren Li-
sten, die nicht mehr heraufgesetzt werden. 

Mit Briefwechsel und Protokollvermerk wurde dar-
über hinaus ein wesentlicher Abbau der z. Z. noch 
geltenden Maßnahmen zum Schutz der Zahlungsbi-
lanz (Import-Zusatzabgaben und mengenmäßige 
Beschränkungen) vereinbart. Dies betrifft Positio-
nen, für die nach dem 1. Januar 1985 noch Restzölle 
fortbestehen werden. Die Gemeinschaft erhält die 
Meistbegünstigung im Vergleich zu allen Drittlän-
dern, auch den Ländern der EFTA, der Portugal 
noch angehört. 

Mit dem Übergangsprotokoll wird die Zeit bis zum 
Beitritt überbrückt, der Anteil der zollfreien Einfuhr 
aus der Gemeinschaft weiter erhöht und Portugal 
für besonders sensible Produkte ein zusätzlicher 
Schutz eingeräumt. Das Protokoll soll am 1. Januar 
1983 in Kraft treten. 

XX. Beziehungen zu den Mittelmeerländern 

97. Die Kommission hat im Juni 1982 eine „Mittei-
lung an den Rat über die Durchführung einer Mittel-
meerpolitik der erweiterten Gemeinschaft" vorge-
legt. 

Die EG-interne Diskussion hat hierüber erst begon-
nen. Für die Bundesregierung kommt es u. a. darauf 
an, daß einerseits eine befriedigende Lösung für die 
sich aus der Erweiterung für die Mittelmeerländer 
resultierenden Probleme gefunden wird, in dem ih-
nen vor allem ein angemessener Zugang zum Ge-
meinsamen Markt gesichert bleibt. Andererseits 
dürfen durch dirigistische Lösungsansätze nicht 
neue Probleme geschaffen bzw. bereits bestehende 
vergrößert werden. Weiterhin gilt es, eine Verzöge

-

rung der Beitrittsverhandlungen durch parallel lau-
fende Gespräche mit den Mittelmeerländern zu ver-
hindern. 

98. Die Abwicklung der am 31. Oktober 1978 in 
Kraft getretenen und bis 31. Oktober 1981 terminier-
ten Finanzprotokolle mit den Maghreb- und Masch-
rekländern sowie Israel wurde fortgesetzt. Einige 
Restbeträge stehen jedoch weiterhin zur Verfü-
gung. 

Die Verhandlungen über die neuen Finanzproto-
kolle mit den Maghreb- und Maschrekländern sowie 
Israel wurden abgeschlossen und die Programmie-
rungsphase eingeleitet. 

Das 4. Finanzprotokoll EG/Türkei — mit einem Ge-
samtvolumen von 600 Mio. ECU (1,42 Mrd. DM) für 
fünf Jahre — das schon seit langem paraphiert ist, 
konnte immer noch nicht in Kraft treten. Die Kom-
mission hat das Protokoll noch nicht dem Rat zur 
Entscheidung vorgelegt. 

99. Am 25. Mai 1982 fand die Zweite Tagung des 
Kooperationsrates EG/Ägypten statt. Die Fortent-
wicklung der wirtschaftlichen, technischen und fi-
nanziellen Zusammenarbeit sowie Maßnahmen zum 
Abbau des Handelsdefizits Ägyptens gegenüber der 
Gemeinschaft standen im Vordergrund. 

Die ägyptische Seite äußerte darüber hinaus erneut 
Befürchtungen über die anstehende Süderweite-
rung. Die Gemeinschaft versicherte, daß sie dem be-
sonderen Anliegen der Mittelmeerpartner — also 
auch denjenigen Ägyptens — bei den Beratungen 
Rechnung tragen werde. 

100. Nachdem die Kommission am 3. Dezember 
1981 einen vorläufigen Antidumpingzoll von 16 v. H. 
auf Importe türkischer Baumwollgarne eingeführt 
hatte, beschloß der Rat am 2. April 1982 einen end-
gültigen Antidumpingzoll von 12 v. H. Gleichzeitig 
traten in der Türkei Retorsionsmaßnahmen bei der 
Einfuhr von EG-Erzeugnissen in Kraft, die die Ge-
meinschaft als ungerechtfertigt beurteilte. Im April 
1982 fanden Verhandlungen mit der Türkei zur Ablö-
sung des Antidumpingzolls statt. Nachdem zwi-
schenzeitlich die offengebliebene Frage eines aus-
reichenden Kontrollverfahrens einvernehmlich ge-
löst werden konnte, wurde mit Wirkung vom 21. Au-
gust 1982 der Antidumpingzoll aufgehoben. Zum 
gleichen Zeitpunkt wurde ein Preis- und Mengenar-
rangement angewandt. Die türkische Regierung hob 
ihrerseits die Retorsionsmaßnahmen auf. 

101. Im Assoziationsverhältnis der EG mit Zypern 
und Malta verlängerte der Rat die autonome Rege-
lung jeweils bis zum 31. Dezember 1982, ohne daß 
weitere Fortschritte, für die sich die Bundesregie-
rung eingesetzt hat, erzielt werden konnten. Die Ver-
handlungen sind blockiert, weil einige Mitgliedstaa-
ten ihr Einverständnis mit Verbesserungen der 
Handelsregelungen für diese Partnerländer von 
prinzipiellen Zugeständnissen zu ihren eigenen 
Gunsten in der internen Diskussion über die Mittel-
meerprodukte abhängig machen. Die Bundesregie-
rung lehnt dies mit der Mehrzahl der anderen Mit- 
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gliedstaaten ab und hält es für problematisch, be-
schränkten Bewegungsspielraum beim Handel nur 
durch finanzielle Kompensation auszugleichen. 

XXI. Abkommen von Lomé 

102. Dem Zweiten AKP-EWG-Abkommen sind 
zwei weitere Staaten, Belize sowie Antigua und Bar-
buda, beigetreten, die zuvor als abhängige Gebiete 
der EG assoziiert waren. Die Zahl der AKP-Staaten 
hat sich damit auf 63 erhöht. 

103. Die jährliche Tagung des AKP-EWG-Minister-
rates fand am 13./14. Mai 1982 in Libreville, Gabun, 
statt. Der Rat führte eine generelle Aussprache über 
die wichtigsten Gebiete der AKP-EWG-Zusammen-
arbeit. 

Im Bereich des Handels drückten die AKP-Staaten 
ihre Besorgnis über die Entwicklung ihrer Exporte 
in die EG aus, die im Jahre 1981 um 14 v. H. zurück-
gegangen sind; der Anteil der AKP-Staaten an den 
gesamten Drittlandseinfuhren der EG beträgt nur 
noch 5,5 v. H. Eine gemeinsame Arbeitsgruppe 
wurde mit einer detaillierten Analyse dieser ungün-
stigen Entwicklung beauftragt. 

Im Mittelpunkt der Beratungen stand das Problem 
der unzureichenden Mittel für die Stabilisierung der 
Exporterlöse (STABEX). Für ein Antragsvolumen 
von rd. 450 Mio. ECU (1 062 Mrd. DM), insbesondere 
für Erlösausfälle bei Kaffee und Kakao, standen nur 
die Mittel der Jahrestranche 1981 (einschließlich ei-
nes Vorgriffs von 20 v. H. auf die Tranche 1982) in 
Höhe von 112 Mio. ECU (264 Mio. DM) zur Verfü-
gung. 

Nach langwierigen Verhandlungen einigte man sich 
darauf, daß die Gemeinschaft einmalig für 1981 über 
die vertraglich festgelegte Summe hinaus zusätzli-
che Mittel in Höhe von rd. 70 Mio. ECU (165 Mio. 
DM) aufbringt und daß fällige Rückzahlungsver-
pflichtungen von fünf AKP-Staaten in Höhe von rd. 
25 Mio. ECU (59 Mio. DM) mit ihren aktuellen Trans-
feransprüchen verrechnet werden. Mit diesem Kom-
promiß wurde eine globale Auszahlungsquote von 
42,8 v. H. erreicht (46,5 v. H. für die am wenigsten 
entwickelten AKP-Staaten bzw. 41,9 v. H. für die üb-
rigen AKP-Staaten). Es wurde ferner beschlossen, 
auf einer außerordentlichen Tagung des AKP-EWG-
Ministerrates eine eingehende Prüfung des STA-
BEX-Systems vorzunehmen. 

Es wäre vorschnell, aus den gegenwärtigen finan-
ziellen Schwierigkeiten auf eine Gefährdung des 
STABEX-Systems insgesamt schließen zu wollen. 
Das STABEX-System hat sich als nützliches Instru-
ment erwiesen, das den AKP-Staaten ein Minimum 
an Sicherheit gegen plötzliche Erlösausfälle bei 
wichtigen Exportprodukten bietet; einen vollständi-
gen Erlösausgleich kann und soll es dagegen nicht 
übernehmen. Um eine finanzielle Überforderung zu 
vermeiden, sollte der gegenwärtig hohe Zuschußan-
teil (ca. 2 /3) verringert und der revolvierende Cha-
rakter des Systems stärker ausgebildet werden. 

In Libreville fand ferner die erste Tagung auf Mini-
sterebene des gemäß Artikel 108 des Zweiten Lomé-
Abkommens neugeschaffenen Ausschusses statt, 
der den Auftrag hat, Maßnahmen zur Verbesserung 
der finanziellen und technischen Zusammenarbeit 
zu prüfen. Er arbeitete eine entsprechende Ent-
schließung aus, die vom AKP-EWG-Ministerrat an-
genommen wurde. 

104. Der EG-Beitritt Griechenlands zum 1. Januar 
1981 hatte eine Änderung des im Internen Finanzie-
rungsabkommen von 1979 vorgesehenen Beitrags-
schlüssels des Fünften Europäischen Entwicklungs-
fonds zur Folge. Griechenland übernimmt einen An-
teil von 1,34 v. H. an diesem Fonds; die Beiträge der 
übrigen Mitgliedstaaten wurden entsprechend redu-
ziert. Der deutsche Anteil beträgt nach dieser An-
passung 27,92 v. H. (ursprünglich 28,3 v. H.), dies ent-
spricht einem Beitrag von 1 318 Mio. ECU (3,11 Mrd. 
DM). 

XXII. Beziehungen zu anderen Drittstaaten 

USA 

105. Die Bemühungen um eine befriedigende Re-
gelung der sich im Gefolge der allgemeinen wirt-
schaftlichen Entwicklung verschärfenden handels-
politischen Probleme (insbesondere Stahl) zwischen 
der EG und den USA werden fortgesetzt. Dazu ha-
ben EG und USA neben dem traditionellen Dialog 
auf hoher Ebene zusätzliche intensive Gespräche in 
den USA und in Brüssel geführt (siehe Handelspoli-
tik). 

EG und USA haben bei Vorbereitung und Ausgestal-
tung des Weltwirtschaftsgipfels von Versailles eng 
zusammengearbeitet. Den antiprotektionistischen 
Aussagen der Erklärung von Versailles kommt nach 
ihrer Auffassung angesichts des sich allenthalben 
verschärfenden Wunsches auf Schutz vor Einfuhren 
und im Hinblick auf die kommende GATT-Minister-
tagung hohe Bedeutung zu. 

Japan 

106. Das Thema „Handelsbeziehungen EG/Japan" 
war — wegen seiner nach wie vor großen Aktualität 
— auch während des abgelaufenen Berichtszeit-
raums Gegenstand von Erörterungen sowohl auf 
mehreren Ratstagungen als auch bei zwei Treffen 
des Europäischen Rats. Auf gemeinsames Drängen 
der EG und der USA hat am 28. Mai 1982 die japani-
sche Regierung — unmittelbar vor dem Weltwirt-
schaftsgipfel in Versailles — ein zweites Maßnah-
menpaket zur weiteren Marktöffnung verkündet. 
Dieses sieht insbesondere die Abschaffung der Zölle 
für 96 Produkte und in 119 Fällen Zollsenkungen 
zum 1. April 1983, ferner eine Anhebung der Einfuhr-
kontingente um 10 bis 20 v. H. für einige Agrarpro-
dukte sowie Erleichterungen bei nichttarifären Han-
delshemmnissen (Zollabfertigungsverfahren und 
Zulassungsvorschriften für Arzneimittel, die Frei-
gabe ausländischer Zigaretten und Tabakwaren für 
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den Vertrieb durch den Einzelhandel u. a. m.) vor. 
Gleichzeitig gab Premierminister Suzuki anläßlich 
der Veröffentlichung des Zweiten Maßnahmenpa-
kets eine Erklärung ab, in dem er alle in der Wirt-
schaft Japans tätigen Menschen aufforderte, auslän-
dische Güter und Investitionen wohlwollend aufzu-
nehmen und den ausländischen Unternehmen bei 
der Entwicklung marktgerechter Produkte zu hel-
fen. 

Dieses Zweite japanische Maßnahmenpaket sowie 
das Erste Maßnahmenpaket vom Dezember 1981/ 
Januar 1982 (ebenfalls Zollsenkungen und erstmalig 
Beseitigung einer Reihe von nichttarifären Handels-
hemmnissen) sind als Schritte in die richtige Rich-
tung zu werten, um das Ungleichgewicht zwischen 
japanischen Exporten und Importen abzubauen. 

Allerdings reichen diese Maßnahmen noch nicht 
aus, um die strukturellen Handelsdefizite der EG

-

Länder gegenüber Japan rasch und tiefgreifend zu 
verändern. 

Angesichts der im Vergleich zum EG-Forderungska-
talog noch nicht als ausreichend angesehenen japa-
nischen Zugeständnisse hat die EG Konsultationen 
nach Artikel XXIII Abs. 1 GATT  eingeleitet. Die 
zwei bisherigen Konsultationsrunden (erste Runde 
am 18./19. Mai 1982, zweite Runde am 9./10. Juli 1982) 
brachten zwar keine substantiellen Fortschritte, ver-
liefen jedoch in guter kooperativer Atmosphäre. Ja-
pan wies den generellen EG-Vorwurf gegen japani-
sches Wirtschaftssystem als einfuhrhemmend zu-
rück, erklärte sich jedoch bereit, konkreten EG-Be-
anstandungen nachzugehen. 

Der Konsultationsspielraum nach Artikel XXIII 
Abs. 1 GATT  ist noch nicht ausgeschöpft. Es besteht 
kein Grund zu überstürztem Vorgehen und Ober-
gang zur Artikel XXIII Abs. 2 (Anrufung der GATT

-Vertragsparteien mit dem Ziel von Restriktionen ge-
genüber Japan), zumal dies weitere Erschütterun-
gen für das multilaterale Handelssystem und die Ge-
fahr eines „Zweifrontenkrieges": EG gegen USA und 
Japan mit sich bringen würde. Die Kommission wird 
auf deutschen Vorschlag im Herbst dieses Jahres 
Vorwürfe gegenüber Japan konkretisieren. Hierfür 
sind von der Bundesregierung der Kommission sta-
tistische Unterlagen über Ausfuhr/Einfuhr-Verhält-
nisse bei wichtigen verarbeiteten Erzeugnissen im 
internationalen Vergleich zur Verfügung gestellt 
worden. Die im internationalen Rahmen sehr hohen 
japanischen Ausfuhr/Einfuhr-Verhältnisse in voller 
Breite über den Sektor der verarbeiteten Erzeug-
nisse legen nämlich die Vermutung nahe, daß dahin-
ter eine ungenügende Marktöffnung (Protektionis-
men der verschiedenen Dimensionen) steckt. 

Die japanischen Exporte in sensiblen Bereichen in 
die EG haben sich bereits in 1981 abgeflacht. Diese 
Tendenz hat sich 1982 fortgesetzt. Bei den deutschen 
Exporten nach Japan zeichnet sich in den ersten sie-
ben Monaten 1982 eine stärkere Steigerungsrate als 
bei den Importen aus Japan ab, so daß eine gewisse 
Einengung der Einfuhr/Ausfuhr-Schere festzustel-
len ist. 

Lateinamerika 

107. Die Beziehungen zu Lateinamerika sind 
durch den Falkland-Konflikt belastet worden. Die 
Gemeinschaft verhängte ein Einfuhrverbot für alle 
Waren mit Ursprung in Argentinien durch Verord-
nung nach Artikel 113 EWG-Vertrag, das nach Been-
digung des Konflikts inzwischen wieder aufgehoben 
wurde. 

Der zunächst für Juni 1982 vorgesehene Dialog mit 
den bei der EG akkreditierten Botschaftern Latein-
amerikas ist von diesen damals abgesagt worden. 
Die Gemeinschaft ist aber an einer Weiterentwick-
lung dieser Beziehungen interessiert. In diesen Zu-
sammenhang zu stellen sind ihre Bemühungen, die 
Verhandlungen mit dem Andenpakt über ein nicht-
präferenzielles Kooperationsabkommen wieder auf-
zunehmen und zu einem raschen Abschluß zu brin-
gen. 

Das Sonderprogramm Zentralamerika macht das 
Interesse der EG an Stabilität in Lateinamerika be-
sonders deutlich. Der Rat hat am 19. Juli 1982 be-
schlossen zu prüfen, inwieweit in einer ersten Phase 
in ausgewählten Ländern zusätzliche Maßnahmen 
z. B. zur Förderung der Landwirtschaft durchge-
führt werden können. 

Europäisch-Arabischer Dialog (EAD) 

108. Die Schwierigkeiten, nach Wiederaufnahme 
des EAD im Jahre 1980 den Dialog zügig voranzu-
treiben, bestehen fort; hemmende Faktoren sind vor 
allem die ständig wechselnden politischen Situatio-
nen, die dem Fortgang des Dialogs im ganzen zur 
Zeit noch nicht günstig sind. Gleichwohl konnten in 
einigen Bereichen, so beim Allgemeinen Vertrags-
recht und Investitionsschutz — auf Arbeitsgruppen-
ebene — Fortschritte erzielt werden. 

Arabische Golfstaaten 

109. Zwischen dem 1981 gegründeten Koopera-
tionsrat der arabischen Golfstaaten und der Ge-
meinschaft sind im Juni dieses Jahres mit dem Be-
such des Generalsekretärs des Kooperationsrats, 
Bishara, bei der Kommission erste Kontakte herge-
stellt worden. Die Weiterentwicklung ist in erster Li-
nie von innerarabischen Integrationsfortschritten 
abhängig. Die arabischen Bedenken gegen die im 
Januar 1980 entwickelte europäische Initiative für 
den Abschluß von Wirtschaftsabkommen zwischen 
der Gemeinschaft und arabischen Golfstaaten sowie 
Nordjemen sollten einer künftigen Zusammenarbeit 
der Gemeinschaft mit dem Kooperationsrat nicht 
entgegenstehen. 

Jugoslawien 

110. Die Verhandlungen mit Jugoslawien über die 
wegen des Beitritts Griechenlands erforderliche An-
passung des Kooperationsabkommens und des 
EGKS-Abkommens konnten am 2. April 1982 mit der 
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Unterzeichnung entsprechender Zusatzprotokolle 
zum Abschluß gebracht werden. Damit ist Griechen-
land Vertragspartei beider Abkommen mit Jugosla-
wien geworden. Bis zum Inkraftsetzen werden die 
vorgesehenen Regelungen durch Verordnung 
EG 287/82 vom 6. Februar 1982 bereits autonom an-
gewendet. Wie die Abkommen bedürfen auch die Zu-
satzprotokolle der parlamentarischen Zustimmung 
der Mitgliedstaaten. Das Ratifizierungsverfahren 
wird in Kürze eingeleitet werden. 

Staatshandelsländer 

111. Die Beziehungen der Gemeinschaft zu den 
osteuropäischen Staatshandelsländern werden wei-
terhin vom Kriegsrecht und der allgemeinen politi-
schen Lage in Polen in gewissem Umfange beein-
flußt. Die Verhandlungen mit dem Rat für gegensei-
tige Wirtschaftshilfe über den Abschluß eines Ab-
kommens sind seitdem auch nicht wieder aufgenom-
men worden. Dagegen wird die humanitäre Hilfe der 
Gemeinschaft für die notleidende Bevölkerung in 
Polen über nichtstaatliche Organisationen wie Cari-
tas und Rotes Kreuz fortgesetzt. Geliefert werden 
vor allem Lebensmittel, Babynahrung und medizini-
sche Güter. Für diese Aktion bewilligte der Rat im 
März 8 Mio. ECU (19 Mio. DM) und im Juni 1982 
nochmals 7,5 Mio. ECU (18 Mio. DM). Damit sind der 
polnischen Bevölkerung in diesem Rahmen bisher 
Güter im Wert von 25,5 Mio. ECU (60 Mio. DM) zur 
Verfügung gestellt worden. Für die Finanzierung 
standen noch Haushaltsmittel aus der Aktion „Ver-
billigte Nahrungsmittellieferungen für Polen" be-
reit; diese Aktion war mit der Ausrufung des Kriegs-
rechts am 13. Dezember 1981 eingestellt worden. 

XXIII. Gemeinschaftliche Politik der Zusammen

-

arbeit mit den Entwicklungsländern 

112. Der Rat hat in seiner Sitzung am 15. Juni 1982 
erneut über den Stand des Nord-Süd-Dialogs auf der 
Grundlage des Ergebnisses des Gipfeltreffens von 
Versailles diskutiert. Übereinstimmend wurde un-
terstrichen, daß die Impulse von Versailles mög-
lichst schnell in greifbare Ergebnisse umgesetzt 
werden sollten. 

Schwerpunktthema im Berichtszeitraum und dieses 
Rates war die weitere Konkretisierung des von der 
Kommission vorgeschlagenen Aktionsplans zur Be-
kämpfung des Hungers in der Welt. 

Die beschlossene Sondernahrungsmittelhilfe für 
ärmste Länder in Höhe von 40 Mio. ECU (94,4 Mio. 
DM) wurde inzwischen im wesentlichen abgeschlos-
sen. Für eine erste Phase bei der Durchführung na-
tionaler Ernährungssicherungsstrategien wurden 
die Länder Mali, Kenia und Sambia nach den Krite-
rien 

— defizitäre Ernährungslage bei überdurchschnitt-
lich hohem Bevölkerungswachstum 

— Fähigkeit und Bereitschaft, Ernährungsstrate-
gien mit konsistenter Politik (Produktionssteige- 

rung, Preisanreize, Vermarktung, Verteilung) 
durchzuführen 

— beträchtliche Hilfsprogramme der Gemeinschaft 
und ihrer Mitgliedstaaten 

ausgewählt. 

Erste Gespräche mit den Regierungen dieser Län-
der haben stattgefunden. Sie haben ihre grundsätzli-
che Bereitschaft zu gegenseitig verpflichtender Zu-
sammenarbeit mit der Gemeinschaft bekundet. Wei-
tere Sondierungskontakte wurden mit Ruanda und 
Tansania aufgenommen. Der Rat wird nach einem 
Bericht der Kommission auf seiner nächsten Ta-
gung weiter darüber befinden. 

Die Kommission hat ferner am 8. Juni 1982 einen 
Vorschlag für ein globales „Sonderprogramm 
Kampf gegen den Hunger in der Welt" unterbreitet. 
Sie hat darin ihre Vorstellungen in einem Gesamt-
paket zusammengefaßt, das eine Dringlichkeitshilfe 
für Flüchtlinge, Unterstützung von Ernährungspoli-
tik in Entwicklungsländern vor allem durch Liefe-
rung von landwirtschaftlichen Produktionsgütern, 
ein Zentralamerika-Programm und „thematische 
Maßnahmen" ' zugunsten von Entwicklungsländern 
mit vergleichbaren Problemen wie Wüstenausbrei-
tung und ländliche Wasserversorgung beinhaltet. 
Der Rat hat diesen Vorschlag mit Interesse zur 
Kenntnis genommen und beschlossen, ihn zu prü-
fen. Inzwischen haben sich die zuständigen Ratsgre-
mien u. a. eingehender mit der vorgeschlagenen 
Sonderaktion für Länder Mittelamerikas befaßt. 
Nach Auffassung der Kommission soll die Sonder-
aktion insbesondere der Förderung der Landwirt-
schaft in dieser Region dienen. Der Rat wird nach 
Vorlage eines konkreten Sachprogramms, das die 
Kommission für die Zweite Jahreshälfte angekün-
digt hat, eine endgültige Entscheidung treffen. 

113. Der Rat beschäftigte sich weiterhin u. a. mit 
den Themen Rolle der Frauen in der Entwicklung, 
Energiezusammenarbeit mit den Entwicklungslän-
dern, Städtische Probleme sowie mit den Grundsät-
zen für nicht projektbezogene Hilfen der EG (Pro-
grammhilfe). Diese Themen werden auf den näch-
sten Ratstagungen vertieft werden. 

114. Am 26. April 1982 beschloß der Rat das Nah-
rungsmittelhilfeprogramm 1982 der EG in Höhe von 
927 663 t Getreide, 150 000 t Magermilchpulver und 
45 000 t Butteröl; die Kommission hat mit der Durch-
führung begonnen. Für das Programm 1983 hat die 
Kommission Änderungen und Ergänzungen für das 
Volumen der Nahrungsmittelhilfe und die Einbezie-
hung weiterer Produkte vorgeschlagen, die noch be-
raten werden müssen. 

Die Bemühungen um einheitliche Positionen der EG 
und ihrer Mitgliedstaaten bei Beratungen und Ent-
scheidungen auf dem Gebiet Ernährungssicherung 
und Nahrungsmittelhilfe wurden erfolgreich fortge-
setzt. So konnte die EG u. a. im April 1982 in Rom bei 
der 13. Tagung des Ausschusses für Nahrungsmittel-
hilfe-Politiken und -Programme und bei dem von der 
italienischen Regierung initiierten Treffen zum 
Kampf gegen den Hunger in der Welt sowie im Juni 
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bei der Ministertagung des Welternährungsrates in 
Acapulco gemeinsame Positionen vertreten. 

Im Berichtszeitraum wurden Nahrungsmittelsofort-
hilfen oder Sonderaktionen der Nahrungsmittelhilfe 
beschlossen für Botswana, Niger, Nicaragua, Peru, 
Mosambik, Libanon und für Flüchtlingsprogramme 
in Pakistan und Thailand. 

Im Rahmen von Soforthilfen wurden im Berichts-
zeitraum u. a. Mittel für Flüchtlinge im Chinesi-
schen Meer und kambodschanische Flüchtlinge be-
reitgestellt. Weitere Soforthilfen wurden u. a. an Ni-
caragua, Honduras, Jemen und Libanon sowie für 
Flüchtlinge und Katastrophengeschädigte in Süd-
ostasien, Pakistan, Zentralamerika und Angola ge-
währt. 

Besonderes Gewicht wurde der Situation im Liba-
non beigemessen. Bis Ende Juli wurden für den Li-
banon Mittel für Sofort- und Nahrungsmittelhilfen 
in Höhe von ca. 19 Mio. ECU (45 Mio. DM)  bereitge-
stellt. 

XXIV. Internationale Übereinkommen 

Kautschuk 

115. Das Internationale Naturkautschuk-Überein-
kommen von 1979 ist am 15. April 1982 endgültig in 
Kraft getreten. Seitens der EG ist das Übereinkom-
men sowohl von den Mitgliedstaaten (außer Gr) als 
auch von der Gemeinschaft als solcher ratifiziert 
worden (sogenanntes gemischtes Abkommen). Das 
Beitrittsverfahren für Gr, das nicht zu den Unter-
zeichnerstaaten gehört, läuft noch. 

Zinn 

116. Das Sechste Internationale Zinn-Übereinkom-
men ist am 1. Juli 1982 vorläufig in Kraft getreten. 
Die Bundesrepublik Deutschland ist diesem Über-
einkommen zusammen mit den anderen Ländern 
der Gemeinschaft beigetreten. 

Weizen 

117. Die Verhandlungen über ein neues Internatio-
nales Weizenhandelsübereinkommen, das die Ein-
richtung eines internationalen Konsultationsme-
chanismus über nationale Weizenreserven vorsah, 
sind vorerst gescheitert. Hauptgrund hierfür war die 
mangelnde Bereitschaft der wichtigsten Exportlän-
der USA, Australien und Kanada, ihre nationalen 
Lager einer internationalen Koordinierung zu un-
terwerfen. Der 'Internationale Weizen-Rat hat be-
schlossen, die Suche nach neuen möglichen Ver-
handlungselementen fortzusetzen. Die EG unter-
stützt diese Bemühungen weiterhin, weil sie von ei

-

nem solchen Übereinkommen einen Beitrag zur 
Markt- und Preisstabilisierung sowie zur Ernäh-
rungssicherung erwartet. Das bestehende Weizen-
handelsübereinkommen von 1971 und das Nah-
rungsmittelhilfeübereinkommen von 1980 gelten zu-
nächst noch bis Juli 1983. 

Als Übergangslösung bis zum Abschluß eines neuen 
Internationalen Weizenübereinkommens hat der 
Welternährungsrat auf seiner Achten Sitzung im 
Juni 1982 den Aufbau entwicklungsländereigener 
Getreidereserven vorgeschlagen. Die EG und ihre 
Mitgliedstaaten stehen dieser Initiative aufgeschlos-
sen gegenüber und befürworten die hiermit verbun-
dene gründliche Prüfung der zu klärenden finanziel-
len, technischen und institutionellen Fragen. 

Zucker 

118. Der Internationale Zucker-Rat hat eine zwei-
jährige Verlängerung des Übereinkommens von 
1977 bis zum 31. Oktober 1984 beschlossen. Die EG 
ist dem Übereinkommen aus grundsätzlichen Erwä-
gungen und wegen materieller Probleme nicht bei-
getreten. Ihre vor der Entscheidung zur Verlänge-
rung gemachten Vorschläge zur Verbesserung des 
Übereinkommens wurden vom Internationalen Zuk-
ker-Rat nicht angenommen, so daß ein EG-Beitritt in 
der Verlängerungsphase unwahrscheinlich ist. Der 
internationale Zucker-Rat hat beschlossen, mög-
lichst frühzeitig (Frühjahr 1983) in Sondierungen 
über die mögliche Ausgestaltung eines neuen Inter-
nationalen Zuckerübereinkommens nach 1984 ein-
zutreten. Die EG hat diese Entscheidung begrüßt 
und ihre Bereitschaft erklärt, engere Arbeitsbezie-
hungen zu der Internationalen Zuckerorganisation 
zu knüpfen, sowie bereits von Anfang an konstruktiv 
an den Vorbereitungsarbeiten teilzunehmen. 

Kakao 

119. Das Internationale Kakao-Übereinkommen 
von 1980 hat sein Ziel, den Weltkakaomarkt inner-
halb einer festgelegten Preisspanne zu stabilisieren, 
bisher nicht erreicht. Trotz der vom Ausgleichslager 
vorgenommenen Einlagerungen von 100 000 t Roh-
kakao sind die Weltmarktpreise erheblich unter 
dem Stützungsniveau verblieben. Die in den frühe-
ren Übereinkommen angesammelten Mittel sind 
durch die Marktinterventionen fast völlig aufge-
braucht. Über die Verwendung eines zusätzlichen 
Kredits von 75 Mio. $ ist noch nicht entschieden. Zur 
Verbesserung der Finanzsituation des Übereinkom-
mens hat der Internationale Kakao-Rat die Aus-
gleichslagerabgabe mit Wirkung vom 1. Oktober 
1982 erhöht. Die EG hat sich beim Beschluß über den 
vorläufigen Beitritt 1981 vorbehalten, die Frage des 
endgültigen Beitritts nach Ablauf eines Jahres im 
Licht der bis dahin gemachten Erfahrungen zu prü-
fen. 

 




